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üeber die Grenzen der natürlichen Rechte der Staatsgewalt 
und des Volkes. 



Von Professor Dr. E. Vorländer in Marburg. 



Wie fleissig auch in der neuesten Zeil die Rechtsphilosophie 
überhaupt und das philosophische Staatsrecht insbesondere bear- 
beitet worden sind , so finde ich doch die Aufgabe, welche den 
Gegenstand dieser Abhandlung bilden soll, entweder mit Stillschwei- 
gen übergangen, oder bei Seite geschoben und der Politik oder 
der Staatsklugheit überlassen. Worin hat diess seinen Grund? 
Liegt die bezeichnete Aufgabe wirklich ausser dem wissenschaft- 
lichen Bereich des philosophischen Staatsrechts? Dieser Behaup- 
tung steht zunächst entgegen die Geschichte dieser Wissenschaft; 
die bedeutendsten staatsrechtlichen Systeme des 17. und 18. Jahr- 
hunderts haben sich vorzugsweise mit dieser Aufgabe beschäftigt, 
ja man kann wohl sagen, sie sind aus der Beschäftigung mit ihr 
hervorgegangen. Aus diesem Umstand allein freilich lässt sich nicht 
beweisen, dass die bezeichnete Aufgabe wirklich in dem Bereich 
unserer Wissenschaft liegt, aber befremdend wäre es doch, wenn 
die bedeutendsten philosophischen Denker besonders Englands 
Jahrhunderte lang mit etwas ganz Ungehörigem, Unlösbarem sich 
beschäftigt hätten. Al'erdings ist von diesen Systemen jene Auf- 
gabe nur sehr unvollkommen und einseilig gelöst worden, allein 
hieraus kann man doch sicherlich nicht folgern, dass sie ihrer 
Natur nach unlösbar ist. Stehen indess der Beschäftigung mit der- 
selben, scheint es, nicht geringe Vorurlheile und Bedenklichkeiten 
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entgegen, so wird eine Abhandlung, welche einen selbstsländigen 
Versuch zur Lösung derselben zu liefern unternimmt, zuvor mit 
dem Leser über jene Bedenklichkeiten sich zu verständigen haben. 
Um eine solche zu versuchen, werde ich zuerst die wissenschaft- 
liche Aufgabe des philosophischen Staatsrechts ins Auge fassen 
und nachweisen , dass das bezeichnete Problem in dem Bereich 
derselben liegt; hierauf wende ich mich zu den hauptsächlichsten 
Gründen, welche man für das Unnütze oder Verderbliche der 
Beschäftigung mit demselben vorgebracht hat; zuletzt werfe ich 
einen Blick auf die Principien der neuesten Systeme des philo- 
sophischen Staatsrechts, woraus die bisherige Vernachlässigung 
unseres Problems im Allgemeinen begreiflich wird. 

Was zunächst die Aufgabe des philosophischen Staatsrechts 
betrifft , so gehe ich von dem aus , worin Alle so ziemlich 
übereinstimmen, dass dieselbe in der Feststellung der allge- 
meinen wesentlichen Rechte (Rechtsbefugnisse und RechLspflich- 
ten) der verschiedenen Glieder des Staats, hauptsächlich des 
Volks und der Staatsgewalt besteht. Solche Rechte lassen sich 
nun durch zwei wesentlich verschiedene Verfahrungsweisen fest- 
stellen: zuerst dadurch, dass man seine Aufmerksamkeit auf die 
bedeutendsten allgemeinen Formen des Staatsrechts , wie sie 
empirisch in den Staaten überhaupt oder auch in den verschie- 
denen Staatsgattungen gegeben sind, richtet und das Gemeinsame 
derselben erfassl, indem man von den besondern, unerheblichen 
Verschiedenheiten dieser Formen abstrahirt : zweitens aber auch 
dadurch, dass man von dem Begriff der Idee des Rechts aus- 
geht und fragt: welches sind die ihr entsprechenden Rechte, 
die wahrhaften oder natürlichen Rechte der verschiedenen Glie- 
der des Staats? Die erstere Verfahrungsweise hat den Vorzug, 
dass sie sich auf dem Bodm des Wirklichen, Geschichtlichen, 
Praktischen bewegt, ob aber die auf diesem Wege festgestellten 
Rechte der Reclitsidee entsprechen oder wahrhafte, natürliche 
sind, das iässt sich durch kein empiristisches Verfahren ermitteln. 
Die zweite Verfahrungsweise sucht ein Princip zur Beurtheilung 
des Geschichtlichen, Wirklichen über diesem in einem allgemei- 
nen Gesetz ; sie ist leichter Verirrungen ausgesetzt, aber es fragt 
sich, welche von beiden den nothwendigen Forderungen der 



74 Ueber die Grenzen der nat&rlichen Rechte 

Wissenschaft entspricht. Es ist klar, dass die erstere Verfah- 
rungsw«ise denselben nicht genügen kann. Das philosophische 
Staatsrecht ist ein Theil oder Glied der Rechtsphilosophie über- 
haupt und diese kann eine philosophische Bedeutung haben nur 
dadurch, dass sie feststellt, was dem Begriff des Rechts auf allen 
Gebieten desselben entspricht, welches die wahrhaften natürlichen 
Rechte der Staatsgewalt und des Volkes sind. Ein bloss empi- 
ristisches Verfahren kann auch die weiteren wissenschaftlichen 
Anforderungen , die sich aus dem Rechtsbegriff ergeben , nicht 
erfüllen. In diesem nämlich liegt einerseits die nothwendige un- 
bedingte Anerkennung der Rechfsbefugnisse und der Rechtspflich- 
len, andererseits die Nothwendigkeit einer bestimmten Begrenzung 
derselben, da sie nur in einer solchen anerkannt und ausgeführt 
werden können. Im Staatsrecht treten diese beiden nolhwendi- 
gen Merkmaie alles Rechts am entschiedensten hervor : die For- 
derung der unbedingten Anerkennung und Ausfuhrung, weil ohne 
diese Staat oder Volk keinen Augenblick bestehen könnte, die For- 
derung der Begrenzung derselben, weil es hier vorzugsweise um 
bestimmte Funktionen, Leistungen der Herrschaft sich handelt, 
in deren Ausübung die verschiedenen Glieder des Staats zusam- 
menwirken müssen und weil jede Unbestimmtheit auf diesem Ge- 
biete Streit und Unordnung hervorruft. Die unabweisbaren 
Aufgaben, welche hieraus für das philosophische Staatsrecht 
entspringen, kann Niemand lösen, ohne auf die allgemeinen Grund- 
principien alles Rechts und des Staatsrechts insbesondere zurück- 
zugehen. Vk'oltle man diese Forderung von vornherein mit der 
Behauptung zurückweisen, es sei doch unausführbar, allgemein 
unveränderliche Principien und Regeln fiir die staatsrechtlichen 
Befugnisse und Pflichten aufzustellen, schon desshalb, weil die- 
selben für verschiedene Culturstufen nothwendig verschiedene 
seien, so ist zu antworten, dass die Forderung allgemeine Prin- 
cipien für die Bestimmung, Begrenzung der staatsrechtlichen Be- 
fugnisse und Pflichten aufzustellen, keineswegs zusammenfällt mit 
der Forderung, dieselben in einer gewissen Bestimmtheit für 
alle Zeiten zu fixiren. Vielmehr müssen diese Principien so be- 
stimmt werden, dass aus der Anwendung derselben auf verschie- 
dene gegebene Bedingungen, verschiedene Formen der socialen 
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und politischen Organisation, verschiedene Rechte und Rechts- 
pflichten der Slaatsglieder sich ergeben. Die Bestreitung der 
Möglichkeit einer solchen wissenschaftlichen Ausführnng wird am 
besten durch die That widerlegt. 

Wozu indess, werden Manche entgegnen, sich mit Unter- 
suchungen beschäftigen über das, was sein soll, in der Wirk- 
lichkeit aber nicht e.xistirt und vielleicht niemals existiren wird? 
Wozu Rechte und Pflichten aufstellen , welche der praktische 
Staatsmann wenig oder doch nur in sofern beachtet, als sie die 
Gemüther aufregen und die Geister verwirren? 

Was die erste Frage betrifft, so ist zunächst zu bemerken, 
dass die natürlichen Rechte und Rechtspflichten ihrem Begriifenach 
Gesetze der Natur der Völker und Staaten sind und als solche 
zuvor in den Geistern und Geniülhern der Menschen existiren 
müssen, ehe sie realisirt werden können. Das Bedürfniss, diese 
Gesetze möglichst bestimmt festzustellen, ist ein unabweisbares 
und leicht nachzuweisendes für alle Völker, welche zu einer ge- 
wissen Culturstufe gelangt sind. Die fesizusteiienden Rechte näm- 
lich, die höchsten Gesetze für die Organisation der Völker und 
Staaten sind dazu bestimmt, der Trägheit, der Selbstsucht, der 
Thorheit und selbst dem Irrlhum überall da entgegenzutreten, 
wo sie bedrohen, was die Völker geschaffen, organisirt haben. 
Diess kann nur dadurch geschehen, dass das positive Staatsrecht 
möglichst in Uebereinstimmung mit diesen Gesetzen gebracht wird. 
Das positive Staatsrecht, auf dessen Feststellung die bezeichnete 
Schwäche der menschlichen Natur und besonders die Selbstsucht 
der Mächtigen stets einen grossen Einfluss ausgeübt haben, bleibt 
in zwiefacher Beziehung mangelhaft, unvollständig, insofern es 
nicht alle Gebiete des wirklichen Staatslebens unifasst, wo 
Selbstsucht und Willkür ihr ruchloses Spiel treiben; es befindet 
sich theilweise im Widerspruch mit der Rechtsidee, weil zu allen 
Zeiten die Mächligen und Wohlhabenden über das natürliche 
Maass hinaus sich beilegten und dagegen die Schwachen nicht 
mit den Rechten ausgestattet wurden, welche sie gegen die Will- 
kür schützen konnten. Das dringende Bedürfniss der Cultur- 
völker, ihr Staatsrecht fortschreitend mit der Rechtsidee in Ueber- 
einstimmung zu setzen, tritt nach allen Seiten hin in der 
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Geschichte des positiven Staatsrechts hervor. So ist, um nur Eini- 
ges anzuführen, in der neuesten Zeit von allen Culturvölkern 
immer mehr die Nothwendigkeil gefühlt und erkannt worden, 
die höchste souveräne Staatsgewalt auf den Boden des Gesetzes 
und des Rechts zu stellen und auch den niedrigsten Klassen ge- 
wisse Rechte einzuräumen. Ueberall wo verschiedenartige freie 
Kräfte der verschiedenen Volksklassen zusammenwirken sollen, 
bedarf es der fortschreitenden Organisation des Gesetzes und des 
Rechts. Der Fortschritt dieser Organisation aber ist, wie der 
aller menschlichen Thätigkeit, vermittelt durch den Gedanken 
dessen, was geschehen soll und muss, um das grosse Werk zu 
Stand zu bringen ; dieses wird gehemmt in dem Maasse, in welchem 
unklare, verwirrte, einander widerstreitende Ansichten vorherr- 
schen. Hier nun hat die Wissenschaft de^ philosophischen Staats- 
rechts den erhabenen Beruf, die Gedanken der Gesetzgeber und 
aller, die an dem grossen Werke Aniheil nehmen, in Rücksicht 
auf die universellen Verhältnisse und Beziehungen zu leiten. In- 
dem sie feststellt, was der Rechlsideo rücksichllich der gege- 
benen Zustände des Volks , auf allen Gebieten des Staats ent- 
spricht, bezeichnet sie die höchsten Zwecke, die erstrebt wer- 
den sollen. 

Sind aber diese Gedanken nicht eitle Träume einer idealen 
Wissenschaft, welche wenig die Bedürfnisse und möglichen Lei- 
stungen d'T wirklichen Welt beachtet? Gesetzt auch, es Hessen 
sich natürliche Rechte der Glieder des Staats aufstellen, die in 
der Wissenschaft Anerkennung verdienten und auch wirklich er- 
hielten : wo ist die Kraft, sie im wirklichen Leben zur Anerken- 
nung , zur Geltung zu bringen ? Schon bei Piaton vernehmen 
wir die Klage, dass nur die Schwachen ihres Schutzes wegen 
an Recht und Gerechtigkeit denken, nicht aber die Starken, Mäch- 
tigen, ein Gedanke, der durch die Ereignisse der neuesten Zeit 
nicht eben widerlegt wird. Von wem soll das wahrhafte natür- 
liche Recht durchgeführt werden, wenn die Einen keine Kraft 
die Andern keinen Willen dazu haben? Hierauf ist zu ant- 
worten, dass es im Leben der Völker etwas gibt, was noch 
mächtiger ist als die Macht der gewaltigsten Herrscher, es ist 
die Macht der fortschreitenden religiösen, sittlichen, inlellectuellen 
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Entwicklung der Menschheil. Durch diese wird der Gedanke wie 
die Ausführung des wahrhaften Rechts, des Gesetzes der Ge- 
rechtigkeit getragen. Wie ganz anders als zu Piatons Zeil bei 
den freien hochsinnigen Griechen, steht es doch in der Gegen- 
wart mit der Theorie und Praxis des natürlichen Rechts! Dort 
erwachte der Gedanke einer auf das sittliche Gesetz gegründeten 
Gerechtigkeit erst in wenigen edlen Denkern und wurde selbst 
von diesen, wie die Einrichtungen des platonischen Staates be- 
weisen, sehr einseitig und dürftig ausgebildet, im praktischen 
Leben aber gar nicht beachtet. In der neueren Zeit dagegen ist 
derselbe seit einigen Jahrhunderten man kann wohl sagen, von 
allen bedeutenderen Denkern cullivirt, allmählig zu einer selbst- 
ständigen Wissenschaft erwachsen, und hat auf die Gefühle und 
Vorstellungen der Völker, ja auf die Verfassungen einen immer 
wachsenden Einfluss ausgeübt. Wir geben gerne zu, dass die 
Theorie von der Praxis des natürlichen Rechts bisher noch eine 
sehr unvollkommene und einseitige war. Die HolTnung einer 
künftigen umfassenderen Verwirklichung des natürlichen Rechts 
knüpft sich freilich an mancherlei Bedingungen : die erste ist die 
des Forschritts der sittlichen und intellectuellen Entwicklung. . Viel 
kommt allerdings auch an auf den guten Willen und das Ver- 
fahren der Mächligen, allein das leugnen wir auf's entschiedenste, 
dass sie, wenn die Hauptbedingungen dafür vorhanden sind, durch 
die Willkür und Gewalt der Mächtigen gehemmt werden kann. 
Die Geschichte der neuesten Zeit muss Jeden, der sie unbefan- 
gen auffasst, überzeugen, dass die edelsten Culturvölker der Ge- 
genwart ihre Geschicke auf die Dauer wenigstens nicht mehr 
der absoluten Gewalt eines Einzigen anvertrauen können, dass 
seitdem die Völker von der Gewalt an das natürliche Recht 
appellirl haben, eine Rückkehr zum alten Princip nicht mehr mög- 
lich ist. Aber hierin, behaupten Viele, liegt das revolutionäre 
Verderben des Staats, welches nur durch die Rückkehr zum Prinzip 
der absoluten Autorität vermieden werden könne, welches zu 
beseitigen der Gewalt der Mächtigen schon gelingen werde. Allein 
wenn in letzter Instanz die Entscheidung über die Staatsgewalt 
der physischen Gewalt anheim fiele, so könnte es nicht zweifel- 
haft sein, in welche Hände sie zulezt gelangen wUrde, in die 
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der Massen oder eines Despoten. Es niilzt nichts, dieser facli- 
schen Sachlage gegenüber auf geschichtliche Analogien, auf die 
politische Entwicklung früherer Völker und Zeiten sich zu be- 
rufen, denn die Machtverhältnisse der Stände und Klassen sind 
iin Lauf der weltgeschichtlichen Entwicklung andere geworden; 
die Staatsgewalt muss entweder auf die mittleren oder auf die 
niederen Klassen des Volks sich stützen ; es bleibt nur die Wahl 
übrig zwischen dem Gesetz der Gerechtigkeit und — der Re- 
volution. 

Indess gerade hierin, dass es so weit gekommen ist, finden 
die Freunde der alten Ordnung den Hauptgrund zur Verurthei- 
lung der Lehren des natürlichen Rechts: diese alle, behaupten 
sie, sind durch und durch revolutionär und haben in den Völkern 
die Revolution hevorgerufen , welche sie zum Untergang führt. 
Was die Anklagen gegen die früheren Theorien betrifft, so will 
ich hierauf um so weniger eingehen, als ich in einem grösseren 
Werke nachgewiesen habe, dass die französischen Verirrungen 
und Extravaganzen dieser Lehren ganz und gar auf dem Boden 
des ancien i'^gime erwachsen , aus einer nalürlichen Reaction 
gegen die ganz und gar corrumpirten Staatszustände hervorge- 
gangen sind, dass dagegen die englischen Theorien, frei von 
diesen Verirrungen , aus dem gesunden dringenden Bedürfniss 
entstanden sind, dem Drucke der gesetzlosen Staatsgewalt einen 
Damm, eine gesetzliche Grenze entgegenzustellen. Wie man auch 
über ihren wissenschaftlichen Werth urtheilen möge, es bleibt ihnen 
das unbestreitbare Verdienst , einen Gedanken zur Anerkennung 
der Völker gebracht zu haben, dessen Wahrheit jetzt selbst von 
den eifrigsten bedeutendsten Anhängern des absolut-monarchischen 
Princips, z. B. von Stahl nicht mehr bestritten wird, den Gedan- 
ken, dass dem Volke, der Staatsgewalt gegenüber, gewisse Rechte 
zukommen, dass die monarchische Staatsgewalt einen gesetzlichen 
Zustand zu begründen verpflichtet ist. Diesen Lehren die poli- 
tische Revolution aufzubürden, hat Tür England gar keinen Sinn, 
aber auch in Rücksicht auf die französische Revolution verräth diese 
Beschuldigung eine höchst oberflächliche Auffassung der wirklichen 
Ursachen einer politischen Revolution. Allerdings haben die fran- 
zösischen Lehren die Zertrümmerung der Monarchie begünstigt und 
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den Fanatismus der Terroristen aufstacheln helfen , aber welche 
furchtbare factische Corruption des ganzen Staates niussle vor- 
ausgegangen sein, um eine solche Einwirkung möglich zu machen ! 
Die Wissenschaft des natürlichen Rechts indess hat nicht 
nur ihre politischen Feinde; von einer ganz andern Seite tritt 
ihr Geringschätzung entgegen, von solchen nämlich, welche über- 
haupt der Wissenschaft keine Bedeutung für das Leben einräu- 
men oder auch speciell wissenschaftliche Lehren des natürlichen 
Rechts für iiberflüssig halten, weil für das letztere besser ge- 
sorgt sei durch den gesunden Sinn und praktischen Verstand des 
Volks und der Staatsmänner. Ich bin weit davon entfernt , die 
Mächte, worauf diese Gegner sich stützen, gering zu schätzen; nur 
darum kann es sich handeln, ob die Ansprüche, die man für sie 
gegen die Wissenschaft erhebt, ihnen nicht eine Aufgabe zu- 
weisen, welcher sie ihrer JVatur nach nicht gewachsen sind, die 
Aufgabe nätniich, dem öffentlichen Lebei eines Volks oder Staats 
zur Richtschnur zu dienen. Gewisse Gefühle und Vorstellungen 
des natürlichen Rechts sind allerdings im Volke weit verbreitet, 
aber unkkr und nicht auf Einsicht gestützt, und doch ist diese 
nöthig, wenn jene unklaren Gefühle und Vorstellungen, welche 
von der Selbstsucht so oft und so vielfach in Anspruch genom- 
men werden , nicht irre führen sollen. Am wenigsten können 
dieselben leiten in einem Staate., wo das politische Leben noch 
nicht vollständiger organisirt ist, wo sie folglich noch nicht durch 
die. Ausübung politischer Rechte abgeklärt worden sind. Wie 
dürftig, verwirrt, otl phantastisch sind die Rechtsvorstellungen 
der niederen Klassen und des niederen Bürgerstandes in Deutsch- 
land ! Wenden wir uns zu dem höheren Bürgerstande, so stehen 
hier die drei bekannten politischen Parteien mit ihren Ansichten 
contradictorisch einander gegenüber. Der praktische Verstand 
kann für die Erkenntuiss politischer Rechte nur da maassgebend 
sein, wo in der Praxis solche Rechte längst anerkannt und aus- 
geübt worden sind, wie in England. Wo dieses nicht Statt fin- 
det , da wendet man sich zu den Parteitheorien , welche den 
Interessen ihrer Anhänger entsprechen. Hier nun hat die Wis- 
senschaft zu berichtigen, was unter ihrem Namen geirrt und ge- 
sündigt worden, die extremen Vorstellungen von den natürlichen 
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Rechten des Volks oder der Staatsgewalt. Wer freilich sich ein- 
bilden wollte, die Parteien, die durchgängig aus natürlichen und 
egoistischen Interessen hervorgegangen sind, durch die Wahr- 
heit unmittelbar überzeugen und bekehren zu können , würde 
einer starken Selbsttäuschung sich hingeben. Aber dennoch übt 
die Wahrheit und die wahre Wissenschaft einen tiefgreifenden 
Einfluss allmälig und in aller Stille aus, und trägt wenigstens 
dazu bei, allmälig mehr Uebereinslimmung unter den Partei- 
ansichten zu erzeugen, eine richtigere öffentliche Meinung über 
die Rechte und Rechtspflichten der Glieder des Staats zu ver- 
breiten. Hierüber jedoch ist nicht zu streiten mit denjenigen, 
welche die Wissenschaft gering schätzen, d. h. mit solchen, 
welche dieselbe nicht kennen. 

Es gibt indess auch Manche, welche ohne im Uebrigen die 
Wissenschaft gering zu schätzen , der Ansicht sind , das öffent- 
liche Leben bedürfe der Theorie nicht, weil es in der öffent- 
lichen Meinung des Volks eine genügende Regel finde. Fern 
sei es von uns , die grosse Bedeutung der öffentlichen Meinung 
wo sie unzweideutig und klar sich ausspricht, in Zweifel zu ziehen. 
Allein wie weit erstreckt sich der Kreis, innerhalb dessen dieselbe 
ihrer Natur nach ein klares und competentes Urtheil fällt und fällen 
kann? Sollte sie auch über Dinge entscheiden können, welche 
offenbar über ihrem Horizont liegen? Selbst Macchiavelli, welcher 
die Stimme und Entscheidung des Volks so hoch stellt, bemerkt 
doch, dass sie sich auf die Auffassung der einzelnen Fälle, z. B. 
Wahl der Personen, beschränke, dagegen in der Beurtheilung 
des Allgemeinen leicht irre. Nun ist aber die Frage nach den 
natürlichen Rechten des Volks und der Staatsgewalt eine der 
«llgemeinslen, complicirtesten, schwierigsten, die es gibt; sie setzt 
gerade eine ganz umfassende Erkennlniss des Allgemeinen voraus. 
Dazu kommt, dass in dieser Frage der Träger der öffentlichen 
Meinung, das Volk, der StaatJägewall gegenüber Partei ist, also 
eine unparteiische Entscheidung in keinem Falle von derselben 
zu erwarten wäre. 

Sind unsere in aller Kürze ausgeführten Bemerkungen über 
die Mächte , welchen möglicherweise die höchste Entscheidung 
über die natürlichen Rechte zu überlassen ist, im Wesentlichen 
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richtig, so ist neben der Wissenschaft nur noch eine Macht übrig, 
welche ihr den Vorrang streitig machen kann, die Slaalsklugheit. 
Mit dieser geheimnissvoilen, Respect fordernden Macht gedenken 
wir die Wissenschaft nicht in Widerspruch zu setzen, und wer- 
den nur Einsprucii gegen dieselbe erheben, in sofern sie in 
höchster Instanz allein über die Grenzen des Rechts zu entschei- 
den Ansprüche macht, worauf wir unten zurückkommen. Wir 
wenden uns jetzt zu den Systemen des philosophischen Staats- 
rechts, beschränken uns aber auf eine kurze Kritik der höchsten 
Principien derselben in Rücksicht auf unsere Aufgabe. 

Die Principien der rechtsphilosophischen Systeme in Rttcksicht anf 

unser Frol)lem. 

Unter einem Princip des natürlichen Rechts versiehe ich 
nicht einen einfachen Satz oder gar Begriff, aus welchem alle 
Rechte logisch abzuleiten wären. Es gibt keine solche allgemeine 
BegriiTe und Sätze, denn dieselben sind entweder unbestimmte, 
aus welchen nur durch Erschleichung sich etwas ableiten lässt, 
oder schon bestimmte, welche in Beziehung zu andern BegrifTen 
und Sätzen stehen, so dass aus dem einzelnen für sich genom- 
men eine logische Ableitung nicht Statt finden kann. Ich ver- 
stehe unter einem Princip des natürlichen Rechts ein wissen- 
schaftlich zu begründendes aus dem RechtsbegrifT abzuleitendes 
Gesetz, aus dessen Anwendung auf die verschiedenen gegebenen 
Factoren und Bedingungen die wesentlichen allgemeinen Rechts- 
befugnisse und Rechlspflichten sich ableiten lassen. Eine solche 
Ableitung darf freilich keinen Regeln der formalen Logik wider- 
sprechen, aber sie kommt nicht durch diese allein zu Stande. 
Ohne vorher über dieses Prinzip etwas besonderes festzustellen, 
müssen wir doch dem bezeichneten Grundsatz gemäss annehmen, 
dass dasselbe die im Rechlsbegrifi enthaltenen wesenilichen oben 
bezeichneten Merkmale in sich tragen und darstellen muss, dass 
folglich kein Rechlsprincip das wahre sein kann, welches in 
keiner Beziehung steht zur sittlichen Natur des Menschen oder 
zur sittlichen Weltordnung und ferner keines, aus welchem keine 
Regel sich ergiebt für die Begrenzung der Rechte des Volks und 
der Staatsgewalt. 

ZeiUebi. f. SluUw. 186U. U Heft. 6 
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Da alle in der neuesten Zeit aufgestellten Systeme des phi- 
losophischen Staatsrechts aus einer Opposition gegen die Trühe- 
ren sogenannten rationalistischen, nämlich die abstrakt-rationalisti- 
schen des früheren Naturrechts und die speculativ-rationalistischen 
der neueren deutschen speculativen Philosophie hervorgegangen 
sind, so können wir die Stellung dieser Systeme zu unserem Pro- 
blem nicht ganz übergehen. 

Es war sehr natürlich, dass man, um einen festen Ausgangs- 
punkt für die Beschränkung der Willkühr der Staatsgewalt oder 
auch des Volks zu finden, zunächst an die Vernunft sich wandte, 
denn das Unvernünftige hat im Leben wie in der Wissenschaft, 
keinen Anspruch auf Duldung, und scheint, von der Theorie 
wenigstens ) am leichtesten beseitigt werden zu können. Dass 
indess dieses Princip in allen seinen verschiedenen Formen ein 
unbestimmtes blieb, hat Stahls Kritik, welcher wir übrigens in 
ihren Unterstellungen nicht beistimmen können, genügend nach- 
gewiesen. Dass aus der Vernunft oder auch aus dem Naturgesetz 
der Vernunftein ethisches und ein begränzendes Princip sich nicht 
ableiten lässt, bedarf heutiges Tages keines Beweises mehr. Es 
gilt diess auch für die vollkommenste Form des speculativen 
Rationalismus, für die dialektische Bewegung des Rechlsbegriffs bei 
Hegel. Zwar soll hier das Vernünftige mit dem Wirklichen, die 
Stufe der dialektischen Entwickeiung der Vernunft mit der Stufe 
der weltgeschichtlichen Entwickeiung des Staats und des Staats- 
rechts zusammenfallen, allein weder in der durch kein bestimm- 
tes Gesetz geregelten dialektischen Bewegung, noch auch in dem 
wirklichen, mit Welchem das Vernünftige übereinstimmen soll, 
liegt ein ethisches und begränzendes Prinzip für das natürliche 
Recht. Was die letztere Seite des Hegel'schen Princips betrifft, 
so führt sie zurück auf die beiden Sätze unseres Schiller: Nur 
der Lebende hat Recht und: die Weltgeschichte ist das Welt- 
gericht. Das Todte freilich kann kein Recht in Anspruch neh- 
men, aber das Lebendige erscheint in sehr vielen qualitativ ver- 
schiedenen Formen, denen nicht gleiches Recht eingeräumt werden 
kann. Diejenige, welche factisch zuletzt das Uebergewicht be- 
hält, hat darum kein grösseres Recht. Ist ferner auch zuzugeben, 
dass in der Weltgeschichte im Ganzen aufgefasst ein gewisses 
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Gericht liegt für das Leben der Völker, so lässt sich hieraus 
doch nicht folgern , dass die Ereignisse der Geschichte , der 
Sieg der Einen und der Untergang der Andern einen Maass- 
stab abgeben Tür das wahrhafte Recht der Einen und der 
Andern, oder dass das fait acconipli ein natürliches Recht habe. 
Denn es ist durchaus unwahr., dass das vermeintliche Gericht 
des Untergangs nur die Schuldigen treffe und diese nach dem 
Maassstab ihrer Schuld, ihres Unrechts; vieles Sittliche und 
Rechtliche geht im Strome des Weltlaufs unter, während das 
Gegentheil davon erhalten wird. Gesetzt indess auch, die Welt- 
geschichte bestrafte das Unrecht in höherem Grade, als diess 
wirklich der Fall ist, so hätten wir hierin doch kein Princip des 
Rechts für die Reurtheilung desselben im wirklichen Leben, denn 
jene Bestrafung tritt ja erst mit dem Untergang desselben ein. 

Gegen die abslrakf-rationalislische Begründung der Rechts- 
philosophie trat nun im Lauf dieses Jahrhunderts allmählig eine drei- 
fache Reaction ein, welche wir kurz als die der theologischen, der 
ethischen und der anthropologischen Principien bezeichnen. Jede 
dieser Richtungen hebt ein an sich berechtigtes Moment hervor : die 
theologische das eines in Gott begründeten sittlichen Reichs, welches 
der Herrschaft der Rechtsideen zu Grunde liegt, die ethische 
das, dass die Rechtsidee ihrem idealen Gehalt nach im sittlichen 
Leben wurzelt, die anthropologische, dass die Entwiklung und 
Gestaltung der Rechtsverhältnisse durch das wirkliche natür- 
liche Leben eines Volks und dessen Entwicklungsstufe bedingt 
ist. Wir indess haben dieselben hier nur in Rücksicht auf unsere 
Aufgabe ins Auge zu fassen. 

Was das theologische Princip der Rechtsphilosophie betrifft, 
so ist Stahl bekanntlich der bedeutendste Vertreter dessel- 
ben. Er legt dem Staatsrecht zu Grunde (Rechtsphil. II, 2 init.) 
den Gedanken des „sittlich-intellectuellen" Reiches, eines Reiches 
der Persönlichkeit, dessen vollendete Verwirklichung das Reich 
Gottes ist, welches das Christenthum uns jenseits verbeisst. Es 
sollen jedoch die Normen der bürgerlichen Ordnung nicht von 
den Urbildern des jenseitigen Goltesreiches genommen werden, 
sondern aus dem Wesen des sittlichen Reiches. Dieser Begriff 
nämlich enthalte als seine wesentlichen Charaktere die Nothwen- 

6* 
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digkeit einer über den Menschen schlechthin erhabenen Autorität, 
d. h. eines Anspruchs auf Gehorsam und Ehrfurcht, welche nicht 
bloss dem Gesetz, sondern einer realen Macht ausser ihm, der 
Staatsgewalt zukommt (Princip der Legitimität), zugleich die 
Nothwendigkeit eines sittlich verständigen Inhalts, welcher das 
unwandelbare Wollen, daher auch die Schranke dieser Autorität 
ist, d. i. die Nothwendigkeit des Gesetzes des Staats, das durch 
die Geschichte überkommen über FUrst und Volk steht und nur 
nach seinen eigenen Bedingungen abgeändert werden kann ([con- 
stitutionelles Princip im englischen Sinne), und endlich die Aner- 
kennung der Nation (der Gehorchenden) als einer sittlichen 
Gemeinschaft, desshalb selbstständig, frei gehorchend, dem Gesetze 
nicht anders unterworfen, als insofern es zugleich durch ihre 
eigene sittliche verständige Würdigung bestätigt ist (Repräsen- 
tativ-Princip). Die Anschauung des sittlichen Reiches gibt die 
ewige Ordnung des Staats, die alle seine Principien und Elemente 
in harmonischer Einheit erhält. Es muss hier vor Allem aner- 
kannt werden, dass eine Auffassung des absolut-monarchischen 
oder Legitimitäts-Princips, welche eine gewisse Anerkennung des 
constitutionellen und des Repräsentativprincips in sich schliesst, sich 
weit über die früheren Auffassungen jenes Princips erhebt. Aber 
es fragt sich, ob diese Anerkennung mit dem aufgestellten Grund- 
princip sich verträgt und ob das Letztere überhaupt als ein phi- 
losophisches Princip des Staatsrechts angesehen werden kann. 
Stahls BegrifT des sittlichen Reiches ist ein von vornherein voraus- 
gesetzter, theologischer, nicht ein philosophischer, dessen Noth- 
wendigkeit und Bestimmtheit erst zu begründen gewesen wäre. 
Der Persönlichkeit Gottes in seinem Verhältniss zur Well, soll 
im Staat die monarchische Persönlichkeit entsprechen. Es wird 
hiebei von Stahl allerdings die Incongruenz der irdischen Per- 
sönlichkeit mit der göttlichen hervorgehoben , aber auch der 
monarchischen räumt er eine über den Menschen schlechthin er- 
habene Autorität ein. Auch Derjenige, der geneigt ist, eine 
gewisse Analogie zwischen beiden anzuerkennen, muss zugeben, 
dass dieselbe eine unbestimmte ist. Das Verhältniss Gottes zur 
Welt, welches doch immer die Grundanschauung bleibt, ist seit 
allen Zeiten her von den Theologen und Philosophen sehr ver- 
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schieden aufgefasst worden; die Einen fassten dabei Gott als 
einen durchaus willkürlichen absoluten Herrscher, die Andern als 
einen sich selbst vernunftgemäss und nach Gesetzen bestimmen- 
den. In der auch heutiges Tages noch herrschenden Verschie- 
denheit der Ansichten hierüber liegt ein indirecter Beweis dafür, 
dass dieses Verhältniss nicht als ein durchaus klares und be- 
stimmtes gedacht wird. Es wird also hier das Unbestimmtere 
zum Maassstab des Bestimmteren, ja zum Princip der bürgerlichen 
Ordnung gemacht, ein Verfahren, welches von Jedermann als ein 
unwissenschaftliches bezeichnet werden muss, weil es von unbe- 
stimmten Vorstellungen ausgehend auch nur zu unbestimmten Vor- 
stellungen gelangen kann. Fassen wir ind'ess das dadurch Be- 
gründete näher in's Auge. Stahl verlangt, dass wir die monarchische 
Autorität oder den Monarchen als über den Menschen schlechthin 
erhaben oder, wie er weiterhin sich ausdrückt, vor und über 
dem Volke denken sollen. Ich muss bezweifeln, dass Stahl selbst 
dieser Forderung zu entsprechen im Stande sein möchte; ich 
wenigstens kann keinen Monarchen vor dem Volke denken, weil 
Herrscher und Beherrschte Correlat-BegrifTe sind, die nicht ohne 
Beziehung auf einander gedacht werden können , und ebenso 
wenig kann ich einen menschlichen Monarchen schlechthin über 
den Menschen stellen. Wie lässt es sich anderseits mit dieser 
Stellung der monarchischen Autorität vereinigen, wenn Stahl dem 
conslitutionellen Princip zufolge das Gesetz des Staats über Fürst 
und Volk stellt? Stahl glaubt diesem Widerspruch dadurch zu 
entgehen, dass er die monarchische Autorität sich selbst durch 
das unwandelbare Wollen des Gesetzes in ihrer Willkühr be- 
schränken lässt. Aber das englische constitutionelle Princip, welches 
Stahl hiemil ausdrücklich bezeichnet zu haben glaubt, beschränkt 
sich keineswegs auf eine Beschränkung der monarchischen Auto- 
rität durch sie selbst, durch ihr Wollen. Der sittlich-verständige 
Inhalt des Gesetzes, welcher die monarchische Persönlichkeit be- 
schränken soll, hat sich zu allen Zeiten hiezu unfähig gezeigt. 
Woher soll, nach Stahl selbst, diese Herrschaft des Gesetzes über 
die Persönlichheit kommen, da ja sonst Stahl stets das Gesetz als 
eine abstrakte todte Regel der Persönlichkeit gegenüberstellt und 
mit Recht fordert, dass dasselbe durch die Persönlichkeit getragen 
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werde ? Allerdings lehrt Stahl weiterhin , dass die Nation frei 
dem Gesetz gehorchen, dasselbe durch ihre eigene Würdigung 
bestätigen soll , allein er bezeichnet hierbei die Nation als die 
Gehorchende. Was hat eine Bestätigung des Gesetzes durch 
eigene Würdigung, die doch durch den Gehorsam gegen die 
über dem Volk und Gesetz stehende monarchische Autorität ge- 
bunden ist, staatsrechtlich zu bedeuten! — Es entgeht Stahl 
selbst nicht (S. 4}, dass das von ihm aufgestellte sittliche Reich 
in der Wirklichkeit schwer herzustellen sein möge, , indem die 
Regierungen bei thatsächlicher Gewalt nicht leicht das Volk zur 
Selbstständigkeit erheben , und das Volk bei thatsächlicher Gewalt 
nicht leicht die Erhabenheit des fürstlichen Ansehens bestehen 
lässl." „Aber dennoch," fügt er hinzu, „bleibt es unverrückbar 
das sittlich-politische Urbild und das Maass des Urtheilens und 
Handelns." Wir haben gesehen, dass dieser Ausspruch nicht 
durch die That einer philosophischen Begründung bewährt, viel- 
mehr deren Stelle durch eine theologische Voraussetzung ver- 
treten wird. Die Idee eines sittlich-rechtlichen Reiches kann 
für eine wissenschaftliche Philosophie nur Resultat sein, nicht 
Voraussetzung, weil eben hiermit das ganze System auf eine 
Voraussetzung gebaut ist. Ein Princip, von welchem bekannt 
werden muss, dass das, was es wesentlich fordert, in der 
Wirklichkeit nicht hergestellt werden kann, ist hiermit bereits 
als ein ungenügendes verurtheilt; ein solches kann, weil es 
sich nur in vorausgesetzten unklaren Gedankenkreisen bewegt 
und auf die Bedingungen und Conflicte des wirklichen Staats- 
lebens nicht eingeht, nur einen einseitigen, unvollkommenen 
Maassstab für das Urtheilen und Handeln bieten. Wo das philo- 
sophische Staatsrecht Stahl's wirklich auf die Bestimmung ein- 
zelner Rechte eingeht, da stellt es, geleitet von den persön- 
lichen Sympathieen seines Urhebers, Principien auf, welche mit 
jenem Grundprincip nichts zu schaffen haben. Wir werden unten 
Gelegenheit haben ein Beispiel hiervon kennen zu lernen. 

Die Philosophen, welche in der neuesten Zeit mit der 
Rechtsphilosophie sich beschäftigt haben , Wirth, Chalybäus, 
J. H. F i c h t e , A h r e n s , zu welchen sich ganz neuerlich T r e n - 
de len bürg gesellt, stimmen bei mancherlei anderweitigen 
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Verschiedenheiten darin überein, dass sie im Gegfensatz gegen 
die früheren Systeme die Rechtsphilosophie bestimmter auf die 
Grundlage der Bthik stellen. Allein sie haben keinen Versuch 
gemacht, von dieser Basis ein Princip für die Bestimmung der 
staatsrechtlichen Befugnisse und Verpflichtungen aufzufinden. Es 
lässt sich auch in der That ein solches nicht finden , wenn man 
bei den ethischen Principien, Ideen und Zwecken stehen bleibt. 
So wenig aus den ethischen Ideen und Zwecken überhaupt die 
Mittel und Bedingungen für die Verwirklichung derselben sich 
ableiten lassen, weil dabei vielerlei mannigfaltige Elemente des 
wirklichen Lebens in Betracht kommen, ebenso wenig lassen 
sich aus der Idee oder dem Zweck eines Rechts oder Rechts- 
instituts die verschiedenen Elemente und Glieder desselben in 
ihrer Bestimmtheit und Begrenzung bestimmen , denn wenn auch 
dieser Zweck auf gewisse allgemeine Bedingungen seiner Ver- 
wirklichung hinweist, so können doch die Faktoren dieser 
Bedingungen sehr verschieden sein und ganz besonders die per- 
sönlichen Glieder des Rechtsverhältnisses in einer sehr verschie- 
denen Stellung zu einander stehen. Dies gilt am meisten für 
die Factoren und Glieder, welche den Organismus des Staats 
bilden , für die verschiedenen Glieder des Volks und der Staats- 
gewalt, also auch für die Rechte derselben. Wenn mehrere der 
bezeichneten Denker das Recht überhaupt als die Gesammtheit 
der Bedingungen für die siltiiche Entwicklung der Individuen 
umfassend definiren und demnach einzelne Rechte der Individuen 
aus den sittlichen Bedürfnissen der Individuen abzuleiten ver- 
sucht haben : so habe ich schon in der frühern Abhandlung über 
das Gesetz der Gerechtigkeit (Bd. 12. dieser Zeilschr.) nachge- 
wiesen, wie unbestimmt und unbestimmbar solche natürliche 
Rechte bleiben, weil weder die Bedürfnisse der sittlichen Ent- 
wicklung eines Individuums sich bestimmt fixiren lassen, noch 
auch die Bedingungen für die Verwirklichung derselben als im Staat 
überhaupt gegeben angesehen werden können. So viel mir bekannt 
ist , hat niemand einen Versuch gemacht , die Rechte und Rechts- 
pflichten der Glieder des Staats auf diesem Wege näher zu 
bestimmen. 

Wenn von den bezeichneten Denkern das natürliche Moment 
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des RechtsbegrilTs , das des wirklichen Volkslebens in seiner 
Unzertrennlicbkeit von dem ethischen nicht hinreichend beachtet 
worden ist, so legen dagegen die Juristen und Staatsgelehrten, 
welche in neuester Zeit ein philosophisches Staatsrecht aufstell- 
ten, es genüge hier Warnkö nig, Bluntschli, Mohl zu 
nennen — alles Gewicht auf das natürliche, anthropologische 
und glauben ein allen wissenschaftlichen Forderungen genügendes 
philosophisches Staatsrecht auf der Grundlage der Anthropologie 
aufbauen zu können; sie suchen jedoch hierbei auch den ander- 
weitigen Principien gerecht zu werden , verfahren empiristisch 
und eklektisch in der Anwendung der Principien überhaupt. 
Diess ist auch natürlich und nothwendig, da die Anthropologie 
nur Gesetze der Erscheinungen des Lebens, nicht aber fest- 
stellen kann , was in denselben einer bestimmten Idee entspricht. 
Nach Warnkönig (Encyklop. 47) soll das Staatsrecht 
zwischen der Gewalt des Herrschers und Freiheit des Volks 
eine Grenze gemäss der Idee der Gerechtigkeit feststellen. Allein 
in der Zeitschrift für Staalswissenschaft (Jahrg. 1851. S. 473 IT.), 
wo er näher dies Problem berührt, kommt nichts davon zum 
Vorschein. Auch hier freilich erscheint es ihm zweifelhaft, ob 
das Souveränitätsrecht ein unbeschränktes oder beschränktes sei, 
eine Frage, die noch keine genügende Erörterung gefunden 
habe, allein er bezeichnet es (S. 476} als ein unerreichbares 
Ziel, als ein vergebliches Bemühen, einen absoluten Maassstab 
für den Umfang der slaalsbürgerlichen Freiheit und der Gewalt 
zu finden , weil jenes Maass nicht ohne Beachtung der gegebenen 
historischen Thatsachen, des gesammten CoUectivlebens eines 
Volks sich finden lasse , feste Rechtsgrenzen zwischen der Sou- 
veränität und der Volksfreiheit seien nicht durch allgemeine 
Grundsätze bestimmt und so gelangt er denn weiterhin (S. 502) 
zu dem Resultate , dass diese Frage auf eine andere Weise ge- 
löst werden müsse; es sei die Sitte, welche festsetze, wo die 
Staatsgewalt endigt und die Volksfreiheit beginnt, und nicht 
irgend eine Theorie vom Staatszweck. Wir stimmen ihm voll- 
ständig bei in dem was er negirt , dass eine solche Grenze durch 
eine Theorie des Slaatszwecks, ohne Beachtung des ganzen 
Volkslebens nicht festzustellen ist , allein, es handelt sich darum, 
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ob nicht diess Problem gelöst werden kann mit Beachtung des 
ganzen Volkslebens. Die Sitte desselben für sich genommen, 
kann für das Recht nur eine natürliche Grundlage, nicht einen 
principiellen Maassstab gewähren. 

Bluntschli stellt in der Einleitung zu seinem allgemeinen 
Staatsrecht keine bestimmte Principien desselben auf; seine ander- 
weitigen Ansichten einer Kritik zu unterwerfen , würde uns hier 
zu weit führen. 

M h 1 ist der einzige , der , obgleich er in seiner Ency- 
klopädie der Staatswissenschaften nur eine Skizze des philoso- 
phischen Staatsrechts giebt, ein beslimmtes Princip desselben 
aufstellt und ihm eine eigenthümliche wissenschaftliche Gestaltung 
zu geben sucht. Wir gehen daher auf seine Grundansichlen 
etwas genauer ein. Mohls Begründung des philosophischen 
Staatsrechts geht hervor aus der Opposition gegen das abstract- 
philosophische und besonders das constilutioneile Staatsrecht der 
neuesten Zeit. Dieses nämlich gründe sich auf einen abslracten 
einseitigen Begriff des Staats, beschränke sich darauf (S. 198), 
die Rechtsnormen für das in ein bestimmtes philosophische Sy- 
stem passende Staats ideal zu entwickeln , anstatt von ihm die 
Entwicklung des Wesens des Staates in allen seinen möglichen 
Verschiedenheiten zu verlangen (S. 184). Ein natürliches Be- 
dürfniss dränge in Deutschland eben jetzt zu einer Slaatsrechts- 
phüosophie, welche den verschiedenen möglichen und berech- 
tigten Auffassungen vom Staate und seinen Zwecken gleichmässig 
gerecht wird, d. h. eine jede derselben in ihrer relativen 
Wahrheit, aber auch nur in dieser anerkennt. Er polemisirt 
daher (Gesch. und Lit. der Staalsw. I. S. 260 ff.) gegen die 
philosophischen Systeme, die nur Einen Begriff des Staates an- 
erkennen und billigt die Ansicht, welche den Staat nicht auf 
eine metaphysische, sondern auf eine anthropologische Grund- 
lage stellt, welche die thatsächlich gegebenen Slaatsbegriffe an- 
nimmt. Das System eines Anhängers dieser Ansicht bestehe 
zunächst aus einer logischen Ordnung dieser Staatsauffassungen, 
je nach deren Verhällniss zur menschlichen Natur. Hierauf seien 
einerseits die allgemeinen Salze aufzusuchen, welche diesen 
sämmtlichen Staatsbegriffen zu Grunde liegen, andrerseits bei 



90 Ueber die Grenzen der natürlichen Rechte 

jeder einzelnen Art deren Gedanke von den Zufälligkeiten der 
Erscheinung abzulösen und derselbe folgerichtig aus sich selbst 
zu entwickeln. Ueber die Form des philosophischen Staatsrechts 
wird nun (in der Encyklopädie) im Wesentlichen bemerkt (S. 186), 
dass die Sätze desselben rein aus der Vernunft entwickelt und 
nur auf ihre innere Wahrheit gestützt seien. Der letzte Grad 
der Gültigkeit eines solchen sei seine logische Nothwendigkeit 
zur Erreichung des concreten, vernünftigen Lebenszweckes und 
es habe somit auf diesem Standpunkt keine Bedeutung, was ent- 
weder nicht nothwendig als Mitlei oder nicht vernünftig nach 
seinem Zwecke sei. Eben aber weil aus dem Wesen des Staates 
und seiner Arten das philosophische Recht herfliesst, ist das- 
selbe aus zwei wesentlich verschiedenen ßestandtheilen zusammen- 
gesetzt: nämlich aus Sätzen, welche sich aus dem allgemeinsten 
Wesen des Staates überhaupt ergeben, und welche daher gleich- 
massig gültig sind für alle einzelnen Staatsgattungen und deren 
Formen; und aus solchen, welche nur die Folgen der besondem 
Abschaltungen des Slaatsgedankens sind und nur für diesen be- 
sonderen Kreis gelten, d. h. das philosophische Staatsrecht zer- 
falle in ein allgemeines und besonderes. 

Indem wir den Leser auf die Skizze des philosophischen 
Staatsrechts bei Mohl selbst verweisen , fassen wir die bezeich- 
neten Grundgedanken ins Auge. Die wissenschaftliche Ausdeh- 
nung des philosophischen Staatsrechts auf alle Hauptgattungen 
der Staatsformen muss in gewisser Beziehung als gerechtfertigt 
erscheinen, denn es ist kein Grund vorhanden, dasselbe auf eine 
einzelne Slaatsform, wie z. B. die der constitulionellen Monar- 
chie , zu beschränken. Allein wenn nun Mohl von seinem Stand- 
punkte aus ein besonderes philosophisches Staatsrecht für alle 
Staalsformen, auch für die der niedrigsten Entwicklungsformen, 
für den patriarchalischen Staat, die Despotie u. s. w. aufstellt, 
so müssen wir fragen, was kann ein philosophisches Staatsrecht 
für solche Staatsformen zu bedeuten haben? Wenn dasselbe die 
Aufgabe haben soll, die Rechts-Befugnisse und Pflichten, wie sie 
in der Lebens-Praxis dieser Staaten vorgekommen sind, zu ent- 
wickeln , so greift es in ein Gebiet ein , welches nicht das 
seinige ist, das der Geschichte. Soll dasselbe aber, wie es 
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seinem BegriiT entspricht, die Rechtsidee, wie sie sich in den 
Rechtsbefugnissen und Pflichten der einzelnen Glieder des Staats 
darstellt, auffassen, so können unmöglich diejenigen Slaatsforrnen 
in den Bereich dieser Wissenschaft fallen, in deren Organisation 
die Rechlsidee noch nicht so weit entwickelt ist , dass die Glieder 
des Staats , Volk und Staatsgewalt mit bestimmten Rechten und 
Rechtspflichten einander gegenüberstehen. Was kann es nützen, 
solche z. B. für die Despotie oder den patriarchalischen Staat 
aufzustellen , in welchen sie ganz und gar nicht anerkannt wer- 
den ? Wenn , nach M o h I selbst, für die Feststellung der Rechte 
und Pflichten nur die vernünftigen Zwecke und deren Mittel 
Bedeutung haben, so fragt sich, wie kann es staatsrechtliche 
Pflichten und Befugnisse in einer Staatsform geben , deren Prin- 
cip, die Willkür des Herrschers, die Herrschaft vernünftiger 
Lebenszwecke ausschliesst? Mo hl verfolgt offenbar den ersten 
der oben bereits bezeichneten Gesichtspunkte : den empiristischen ; 
von der Rechtsidee ist bei ihnen nicht die Rede, sondern nur 
vom Begriff des Staats und seiner Gattungen. Ich habe oben 
bereits angedeutet, warum ich diese Auffassung nicht für die 
eigentlich philosophische halten kann. Richten wir indess unsere 
Aufmerksamkeit näher auf das von Mohl aufgestellte Princip. 

Die Rechte und Bechtspflichten sollen aus dem Wesen des 
Staats und seiner Arten, d. h. aus den vernünftigen Lebens- 
zwecken und den nolhwendigen Mitteln derselben entwickelt 
werden. Es ist zuzugeben, dass Mohl durch seine Aufstellung 
der den verschiedenen Staatsformen zu Grunde liegenden Lebens- 
anschauungen eine bestimmtere, umfassendere, wissenschaftliche 
Basis für das allgemeine Staatsrecht gewinnt, als die abstract- 
rationellen Systeme dieselbe bieten konnten. Allein ich habe 
bereits in dem zweiten Artikel über die Staatsformen kurz aus- 
geführt , dass die von ihm den einzelnen Staalsarten zu Grunde 
gelegten Lebensanschauungen ihrem Begriff nach viel zu unbe- 
stimmt bleiben, als dass aus denselben die Organisation dieser 
verschiedenen Formen abgeleitet werden könnte. Mit der Or- 
ganisation aber hängen die Rechte und Pflichten der Glieder des 
Staats aufs engste zusammen. Dass die vernünftigen Zwecke 
und die nothwendigen Mittel deri^elben nicht in einem nolhwen- 
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digen logischen BegrifTsverhältnisse zu einander stehen , wurde 
oben schon angedeutet. M o h I stellt sich auch gar nicht die 
Aufgabe, die Rechte der Staatsgewalt und des Volkes näher zu 
begrenzen. Sein allgemeines Staatsrecht , und zwar das Ver- 
fassungsrecht , welches hier allein in Betracht kommt, beschränkt 
sich durchgehends auf das Allgemeine und Formelle, was bei 
allen, besonders den mehr entwickelten Staatsformen, vorkommt. 
Auch da, wo es von den politischen Rechten des Volkes 
(S. 229 ff.) handelt, bemerkt er, es unterliege nicht sowohl 
einer Entscheidung des Rechts, als der Staatsklugheit, in wel- 
chen Beziehungen dieselben Platz zu greifen haben. Was das 
philosophische Staatsrecht der verschiedenen Staatsgattungen be- 
triilt, so kann für uns nur das des Rechtsstaats in Betracht 
kommen. Dieser Form legt Mo hl die Lebensanschauung zu 
Grunde, welche er selbst als die rationalistische, egoistisch- 
atomislische (S. 324, 336) bezeichnet. Dieser zufolge ist die 
Aufgabe des Rechtsstaates eine doppelte: Aufrechterhaltung 
der Rechtsordnung im ganzen Bereiche der Staatskraft und die 
Unterstützung vernünftiger menschlicher Zwecke. Als un- 
mittelbare Folgerungen aus diesem Grundgedanken ergeben 
sich (S. 326) bestimmte Rechte der einheitlichen Gewalt und 
gewisse Ansprüche der einzelnen Theilnehmer und der that- 
sächlich bestehenden gesellschaftlichen Kreise, die' dann näher 
erörtert werden. Aber es ist auch hier von den Grenzen der 
Rechte beider Glieder nicht die Rede. Ja es werden die ge- 
wissen Rechtsansprüche der einzelnen Theilnehmer im Rechts- 
staate weiterhin so wenig beachtet, dass die Formen der abso- 
luten Monarchie , in welchen den einzelnen Theilnehmern gar 
keine Rechte zugestanden sind , nicht weniger als Formen des 
Rechtsstaates gelten, wie die der constitutionellen Monarchie 
(S. 334). Der ganze Unterschied bestehe nur darin , dass solche 
Staatsoberhäupter in der Auffassung und Ausführung an Nie- 
mands Zustimmung oder Mitwirkung gebunden, sondern ledig- 
lich an die Achtung des Rechts durch religiöse und sittliche 
Gründe gewiesen sind. Aber ist eben dieser Unterschied nicht 
ein ganz gewaltiger in Rücksicht auf die Entwicklungsstufe der 
Rechtsidee und ihre Durchführung! Freilich können vernünftige 
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Lebenszwecke der egoistisch - atomistischen Lebensanschauung 
anch wohl unter dieser Staatsrorm erreicht werden. Aber dass 
die sittlichen Lebenszwecke hoch entwickelter Cullurvölker durch 
diese Formen auf gleiche Weise erreicht werden können , wird 
Mo hl selbst am wenigsten behaupten. Wir werden unten zu 
sehen Gelegenheit haben , dass auch M o h 1 eine gewisse Be- 
schränkung der Rechte des Monarchen Tür sehr wesentlich zum 
Heil der Staaten hält, aber ihm ist diese letztere nicht eine 
Sache des Rechts, sondern der Staatsklugheit. Dass es nicht 
gleichgültig sein kann, ob man die nähere Bestimmung der 
staatsrechtlichen Befugnisse und Pflichten von der Entscheidung 
nach der Rechtsidee oder von der Staatsklugheit abhängig macht, 
darauf werde ich unten zurückkommen. 

Mit allem diesem gedenke ich nicht im Mindesten die wis- 
senschaniiohen Verdienste eines im Mohl'schen Sinne ausge- 
führten allgemeinen Staatsrechts zu bestreiten, nur das behaupte 
ich, dass diese Verdienste weniger dem eigentlich philosophischen 
Gebiet angehören. Wenn ferner Mo hl in seiner Vorrede zum 
2. Bande seiner Gesch. und Lit. der Staatswissensch. den Stand- 
punkt des Philosophen als den verschwommenen gegenüberstellt 
dem Standpunkt des Mannes vom Fach als dem bestimmteren, 
so möchte doch für den unbefangenen Leser sich ergeben, dass 
der letztere nicht gerade durch Bestimmtheit maassgebender 
Principien sich auszeichnet, dass daher dem Philosophen wohl 
das Recht zugestanden werden möge, seinen Standpunkt neben 
dem des Mannes vom Fach geltend zu machen. 

Nachdem sich aus dem Vorhergehenden ergeben hat, dass 
allgemeine Principien für die nähere Bestimmung der Staatsrechte 
auch von den neuesten Systemen des philosophischen Staats- 
rechts nicht aufgestellt worden sind , legen wir dem Leser selbst 
einen Versuch hiezu vor. Unsere Gesammtaufgabe erfordert zu- 
erst die Ableitung der bezeichneten Principien aus der Rechts- 
idee oder Feststellung des Begriffs und des Grundprincips des 
natürlichen Staatsrechts. Hieraus wird sich näher ergeben , wie 
weit wir die Anwendung dieser Principien hier zu verfolgen 
haben. 
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Begriff and Grundprincip der natOrlichen staatsrecbtliohen Befugnisse 
und Terpflichtnngen. 

Wenden wir uns zur Rechtsidee. Das Recht überhaupt ist 
das in dem Siltengesetz, in der siKlichen Weltordnung wur- 
zelnde Gesetz der sittlich-socialen Natur des Menschen , also des 
Völkerlebens. Das Rechlsgesetz unterscheidet sich vom Silten- 
gesetz zunächst dadurch, dass die Pflichten, welche es freien 
Wesen auferlegt, die Rechtspflichten, zugleich den Andern cor- 
respondirende Rechtsbefugnisse gewähren. Dieser Unterschied 
weiset uns auf die eigenthümliche Natur, den besondern Gegen- 
stand der Rechtspflichten hin. Das Siltengesetz nimmt den ganzen 
Menschen, sein Gewissen, seine freie Selbstthäligkeit nach allen 
Seiten hin vollständig in Anspruch, denn es gebietet ihm, seine 
sittliche Freiheil, sein Wesen bis ins Unendliche hin zu ver- 
wirklichen. Das Rechtsgesetz beschränkt seine Herrschaft auf 
die sittlich-natürliche Existenz der Menschen, d. h. auf die sitt- 
lich-natürlichen Verhältnisse, in welchen sie unter einander 
leben; es beschränkt seine Gesetze, die Rechtspflichten, auf 
das , was die Glieder einer Gemeinschaft übereinstimmend wollen 
müssen, um als freie sittliche Wesen existiren zu können; es 
umfassl also die Verwirklichung der sittlichen Freiheit nur so 
weil sie bereits in die Natur des Volkes eingedrungen ist ; es 
hat nämlich zum Inhalt zunächst die Erhaltung der Person und 
des von ihr Organisirten , dann die Erhaltung der verschiedenen 
Formen der Gemeinschaft der Menschen und des von ihnen . Or- 
ganisirten, also auch des Staates und seiner verschiedenen 
Glieder, des Volks und der Staatsgewall. Ist nun Erhaltung der 
sittlich natürlichen Güter der wesentliche Zweck des Rechtsge- 
setzes, so fragt sich zuerst, wie kommt das Rechlsgesetz zu 
diesem Zwecke und dann, wie vollzieht es denselben? 

Was zunächst den Zweck der Erhallung für die Gegen- 
stände des Rechts betrifft, so ist derselbe offenbar begründet in 
dem BedUrfniss , der Schwäche der Menschen. Wäre der Mensch 
so organisirt, dass es für ihn gar keiner Anstrengung der Er- 
haltung bedürfte, oder dass Jeder in jeder Beziehung seine Be- 
dürfnisse zu befriedigen vermöchte, so würde schwerlich ein 



der Staatsgewalt und des Volks. 95 

Recht überhailpt existiren , denn es hätte gar keinen Gegenstand. 
Sogenannte reine Geister würden nicht in Rechtsverhältnissen 
stehen. Das menschliche Individuum hat das BedUrfniss der Er- 
haltung zunächst gegen die Gewalt, Willkür, Selbstsucht anderer 
Menschen, welche seine Person oder diese in den von ihr or- 
ganisirten Gütern bedrohen. Manche haben gemeint, der Mensch 
bedürfe des Rechtsschutzes eigentlich nur auf den niederen 
Stufen der Culturentwicklung; auf höheren Culturstufen werde 
derselbe, wenn nicht ganz überflüssig, doch in hohem Grade 
vermindert. Diese Ansicht wird durch den Umstand hervorge- 
rufen , dass auf höheren Culturstufen Gewaltsamkeit und Unrecht 
theils durch die Staatsgewalt von vorn herein unterdrückt wer- 
den, theils weniger für das einzelne Individuum zum Vorschein 
kommen. In dem Maasse, in welchem wir irgendwo den Rechts- 
schutz des Staates gehemmt sehen, tritt auch rohe Gewaltsam- 
keit hervor. Ferner beschränkt sich das BedUrfniss des Rechts- 
schutzes nicht auf die rohe Gewalt; die Selbstsucht hüllt sich 
viel häufiger in den Schein des Rechtes, um ihre Zwecke zu 
erreichen. Die Selbstsucht aber wird im Fortschritt der Cultur- 
entwicklung um so mehr gestachelt , als in derselben Gegenstände 
des Begehrens, Güter entstehen, welche sie sich anzueignen 
hoffen kann. Sie nimmt unter diesen Umständen allmälig andere 
Formen an : aus der offenen Selbstsucht entwickelt sich die ver- 
sleckte, raffinirte, welche Unrecht unter dem Schein des Rechts 
auszuüben sucht und an diese wiederum die kaum zum Bewusst- 
sein gelangende , dem Individuum selbst sich versleckende Selbst- 
sucht, welche die Gefühle und selbst die Intelligenz der Men- 
schen so verdunkelt, dass sie das Unrecht als Recht in Anspruch 
nehmen. Dazu kommt nun, dass vermöge der fortschreitenden 
Cullur und der Corruption der Rechtsgelühle die Recht.«ver- 
hältnisse selbst so coniplicirt und erweitert werden,, dass nicht 
nur für diejenigen , die es angeht , sondern auch für den Unpar- 
theiischen die Bestimmung dessen , was der Rechtsidee entspricht, 
schwierig und zweifelhaft wird. 

Die Befriedigung der RechtsbedUrfnisse ist eine dringend 
gebotene nicht nur für die Individuen, sondern Tür die sittliche 
und Culturentwicklung der Gesellschaft. Wo kein Recht besteht, 
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da müssen die Individuen selbst alle Kräfte zu ihrer Selbsterhal- 
tung anstrengen , können sie also nicht auf anderweitige Cultur- 
bestrebungen anwenden. Indem das Recht die Personen , die 
von ihnen organisirten Güter, und endlich die organisirte Ge- 
meinschaft selbst erhält, bildet es die natürliche nothwendige 
Grundlage Tür alle sittliche und inteliectuelle Culturentwicklung 
und steht mit dieser in der engsten Wechselwirkung. Was die 
sittlichen und inlellectuellen Kräfte in der fortschreitenden Ent- 
wicklung bilden, das schützt, erhält das Recht in so fern es in 
der Gemeinschaft der Menschen sich darstellt und den Angriffen 
der Willkür und Selbstsucht ausgesetzt ist , und macht hierdurch 
möglich , dass die freien sittlichen Kräfte immer mehr auf Höheres 
sich richten können. 

Fragen wir nun , durch welche Mittel vermag die Rechts- 
idee jene gewaltigen furchtbaren Feinde, welche die Rechtsbe- 
dürfnisse hervorbringen, zu besiegen, so ist klar, dass sie 
hierzu der grössten Anstrengung aller Kräfte , der sittlichen and 
intellectuellen , wie der natürlichen Mittel bedarf. Sie wendet 
sich an die sittlichen Kräfte der Gemeinschaft durch Feststellung 
des Rechtsgesetzes, der Rechtspfiichten und der Rechtsbefugnisse 
und fordert allgemein unbedingte Anerkennung derselben. Sie 
rüstet ferner die Staatsgewalt mit der Macht und überhaupt mit 
den Mitteln aus, um die Erfüllung dieser Rechtspflichten zu er- 
zwingen. Der Rechtszwang ist also nichts Aeusserliches , Will- 
kürliches, sondern, wie die Menschen nun einmal sind, ein 
nothwendiges Mittel, um der Rechlsidee ihre Herrschaft zu 
sichern. Die sittliche und die natürliche Nothwendigkeit sind in 
demselben aufs engste mit einander verwebt, lassen sich nicht 
von einander trennen. Ohne das sittliche Element der freien 
Anerkennung der Rechtspflichten kann kein Recht bestehen, 
ohne die pTiysische Macht geht es unter im Strome des Welt- 
laufs. Wir beschränken indess unsere Aufmerksamkeit auf die 
Feststellung des Rechtsgesetzes, und zwar desjenigen, welches 
der Organisation des Staates zu Grunde liegt, denn die Macht, 
welche das Rechtsgesetz feststellen und dessen Vollziehung 
sichern soll, muss selbst eino nach diesem Gesetz organisirte 
sein. Welches ist nun die Forderung oder das allgemeine Gesetz, 
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Princip der Recbtsidee in Beziehung auf die RechtSbefagnisse 
und Pflichten der Glieder des Staates? 

Zunächst liegt in der Rechtsidee, dass sie in den Rech(s- 
geselzen , in den Befugnissen und Verpflichtungen einen gleichen 
Maassstab aufstellt für alle Glieder des Staates, dass das Gesetz 
keinen Unterschied der Personen kennt, auf die es angewendet 
werden soll , d.h. dass es tiir gleiche Glieder gleiche Rechte 
und für ungleiche Glieder ungleiche Rechte nach dem Maass- 
stab ihrer Ungleichheit feststellt, und dass alle Glieder auf 
gleiche Weise an die Erfiillung ihrer Rechtspflichten gebunden 
seien. Diese zunächst formalen Rechtsprincipien sind offenbar 
in der ideellen Natur des Rechtsgesetzes begründet; Diese ideelle 
Natur der Rechtspflichten wird nicht erfasst von denjenigen, 
welche an die Stelle der Rechtsidee die höchste Staatsgewalt 
schieben, da diese doch nur als ein Organ der Vollziehung der- 
selben, als ein Glied des Staats angesehen werden kann. Es 
können desshalb nicht alle staatsrechtliche Verpflichtungen in 
ihr wurzeln. Die Beherrschten sind allerdings gegen den Sou- 
verän rechtlich verpflichtet, aber der Souverän ist es eben so 
gegen sie, also nicht bloss sittlich, sondern auch rechtlich. 
BlUntschli hat daher mit dem grössten Recht den Satz zu- 
rückgewiesen, welchen neuerlich Held wieder aufstellte, dass 
alle Rechte der Unterthanen in der Monarchie nur als Rechts- 
pflichten, nicht als selbstständige Rechte dem Souverän gegen- 
über aufzufassen seien , wonach denn dieser aller Rechtspflichten 
entbunden wäre. Es ist vielmehr von der grössten Wichtigkeit, 
dass festgehalten werde, was im Begrifft eines in der sittlichen 
Weltordnung begründeten Rechtsgesetzes liegt, dass es alle 
Glieder des Staates gleichmässig verpflichtet, folglich den sou- 
veränen Herrschern nicht bloss die ihrer Stellung entsprechenden 
Rechtsbefugnisse einräumt, sondern auch die mit denselben un- 
zertrennlich verknüpften Rechlspflichten auferlegt , denen be- 
stimmte Rechtsbefugnisse der Beherrschten auf gesetzmässige 
Herrschaft entsprechen. Es ist diess wichtig, gegenüber der 
staatsrechtlichen Praxis aller Zeiten , gegenüber dem eifrigen 
Streben der Herrschenden nach der vollständigsten Anerkennung 
ihrer Rechtsbefugnisse, während sie es mit der Erfüllung ihrer 

Zetuehr. f. SUMiw. 1660. i$ Hefl. 7 
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Rechtspflichten nicht so streng nehmen , ja diese nur als Pflichten, 
von deren Erfüllung sie nur Gott Rechenschaft schuldig seien, 
wollen gellen lassen. Wer den Souverän über das Gesetz stellt, 
über die Gesetzmässigkeit erheben will , um demselben die Sphäre 
der Willkür frei und ofl'en zu erhallen, der setzt ihn in der 
Thal nicht über die sittliche Weltordnung hinaus, sondern wür- 
digt ihn zum Ausgangspunkt der Willkür und Gesetzlosigkeit 
herab. Die slaalsrechlliche Theorie darf die Selbstsucht, die 
Herrschsucht, wozu die grosse Neigung in allen Menschen 
liegt , nicht fördern ; sie muss vielmehr noch einen Schritt weiter 
in der entgegengesetzten Richtung gehen. Bringt es die Natur 
der Rechtspflicht mit sich , dass ihre ErPüIlung nöthigenfalls er- 
zwungen werden muss, wie diess denn auch geschieht mit den 
Rechlspflichten der Beherrschten, so ist durchaus kein Grund 
vorhanden, die Mächtigen und selbst die höchste Macht von diesem 
Gesetz auszuschliessen. Ein solcher Zwang kann freilich für die 
Letztern nicht unmittelbar stattfinden, weil es über dem Souverän 
keine höhere irdische Macht giebt; wohl aber kann eine solche 
mittelbar angeordnet werden , worauf wir unten zurückkommen. 
Die Nothwendigkeit, die höheren Klassen zur Erfüllung ihrer 
natürlichen Rechtspflichten zu zwingen, ist neuerlich von Gneis t 
mit grossem Nachdruck hervorgehoben worden. 

Aber mit der Gleichmässigkeil der Rechtsbefugnisse und 
Rechtspflichten aller Glieder des Staates , haben wir nur ein 
formales Princip des natürlichen Rechts festgestellt. Es kommt 
nun darauf an, den Inhalt nachzuweisen, an welchem das gleiche 
Maass sich darstellen soll. Den Inhalt der staatsrechtlichen Be- 
fugnisse und Pflichten bilden vorzugsweise die herrschaftlichen 
organisirenden Funktionen, welche die gesetzliche Ordnung im 
Staate hervorbringen sollen ; die wirthschaftlichen Leistungen, die 
auch in diesen Bereich fallen, schliessen wir hier aus unserer 
Betrachtung um so mehr aus, da wir dieselben in einer früheren 
Abhandlung schon berührt haben. Wodurch nun müssen die 
herrschaftlichen Funktionen der verschiedenen Glieder des Staats 
bestimmt werden , wenn sie ihren Zweck erreichen sollen ? 
Dasjenige, was das innere Leben , die Organisation bestimmen 
soU , kann nicht etwas für diese Aeusserliches sein , sondern 
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inuss derselben als ein immanentes Lebens- oder Bildungsgesetz 
zu Grunde liegen. Ein solches ist für den thierischen Lebens- 
Organismus in den demselben einwohnenden Bildungskräften und 
Bildungsbedijrfnissen gegeben. Können wir dasselbe auf die 
bewusste Organisation der Menschenwelt anwenden ? Der Mensch 
freilich entfernt sich vermöge der Reflexion und seiner freien 
Willkür von der Natur, selbst von den Bedürfnissen seiner eige- 
nen Natur, um sich in Trägheil oder egoistischer Selbstsucht 
künstlichen Bedürfnissen hinzugeben. Allein selbst in dieser 
Abweichung von der Natur giebt sich das ursprüngliche Natur- 
gesetz zu erkennen. In dem Maasse nämlich , in welchem er 
nicht den wahren Bedürfnissen seiner Natur folgt, vielmehr dem 
Unnatürlichen, Willkürlichen sich hingiebl, schwächt und zer- 
stört er die leibliche und seine ihm eigenthümliche sittliche oder 
geistige Organisation und wird hierdurch immer von Neuem 
darauf hingewiesen, seine Kräfte auf die Befriedigung seiner 
wahren Bedürfnisse zu wenden. Im Grossen und Ganzen der 
Organisation eines V'olks oder Staates werden wir dieses Natur- 
gesetz noch bestimmter hervortreten sehen. Wir haben oben 
bereits angedeutet, wie das Recht gleich dem platonischen Eros, 
ein Sprössling der Penia und des Porös, d. h. der Schwäche 
oder des Bedürfnisses und der Kraft des Menschen , der Gesell- 
schaft ist. Wir werden daher das bezeichnete allgemeine Natur- 
gesetz auch wohl auf die staatsrechtlichen herrschaftlichen Funk- 
tionen anwenden und sagen können, dass dieselben, um ihren 
Zweck zu erreichen , um der Rechtsidee zu entsprechen , den in 
einem Volke oder Staat gegebenen wesentlichen herrschaftlichen 
RechtsbedUrfnissen und Rechtskräften entsprechen müssen, und 
dass wir hierin das Princip für die Bestimmung der der Rechts- 
idee entsprechenden herrschaftlichen Rechtspflichten und Rechts- 
befugnisse aller Glieder des Staates zu suchen haben. Wir 
haben dieselben auch früher schon als die natürlichen bezeich- 
net. Natürlich im weiteren Sinne ist freilich auch das Unrecht, 
in so fern es aus der Natur der für dasselbe vorhandenen Kräfte 
und Bedingungen natürlich hervorgeht. Wir nennen indess im 
engeren Sinne natürlich, was der Natur des Wesens, des Ganzen 
des lebendigen Organismus und seiner Glieder entspricht, und 

7* 
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diesen Begriff übertragen wir auf das Staatsrecht und bezeichnen 
dadurch diejenigen staatsrechtlichen Befugnisse und Pflichten als 
natürliche, welche der durch die Rechtsidee bestimmten orga- 
nisirten Natur des Staats und seiner Glieder entsprechen , näher 
also diejenigen , welche so festgestellt sind, dass sie zugleich 
den herrschaftlichen Rechtskrüften des Gliedes, welche sie aus- 
übt und den herrschaftlichen Rechtsbedürfnissen des Theiies der 
Organisation, auf welchen sie ausgeübt werden, entsprechen. 
Fassen wir das oben bezeichnete formale und das materiale Ge- 
setz des natürlichen Rechts zusammen , so ergiebt sich , dass 
demselben zufolge den gleichen herrschaftlichen Rechtsbedurf- 
nissen und den gleichen herrschaftlichen Rechtsfähigkeiten gleiche 
herrschaftliche Rechtspflichten und Befugnisse auferlegt und ein- 
geräumt werden sollen , den ungleichen Bedürfnissen und Fähig- 
keiten aber ungleiche Pflichten und Rechte nach dem Maassstab 
ihrer Ungleichheit. Ehe wir weiter gehen , mögen zuvor einige 
Einwendungen , das allgemeine Grundprincip betreffend , zur Er- 
örterung desselben erwogen werden. 

Fällt das aufgestellte Princip des natürlichen Rechts nicht 
zusammen mit dem der Zweckmässigkeit , des Nutzens., des Volks- 
wohls u. dgl. , wie sie bisher aufgestellt worden sind ? Wir 
glauben diese Frage, nach dem Vorhergehenden, entschieden 
verneinen zu müssen. Allerdings schliesst das aufgestellte Grund- 
princip das Zweckmässige, Nützliche, das Wohl des Volks und 
das der Staatsgewalt auf gleiche Weise ein , denn die natürlichen 
herrschaftlichen Rechtsbedürfnisse des Volks umfassen die gesetz- 
liche Ordnung der ganzen Organisation und mit ihr die Er- 
haltung aller vom Volke organislrten Güter der Gemeinschaft, 
also Alles was nach diesem Gesichtspunkt als zweckmässig flir das 
Wohl des Volkes oder Staates erscheint. Allein darum wird 
nicht umgekehrt die natürliche Rechtmässigkeit bloss durch die 
Rücksicht auf das Nützliche, Zvveckmässige bestimmt. Eine na- 
türliche staatsrechtliche Befugniss kann nur dasjenige in Anspruch 
nehmen, was ein ßedürfniss ist für die Organisation, die Erhal- 
tung des Volkes oder Staates, oder zunächst eines Gliedes des- 
selben. Das Recht kann sich nicht mit der relativen Berück- 
sichtigung des Nützlichen, äusserlich Zweckmässigen begnügen, 
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sondern fordert unbedingte Anerkennung, weil es sieb für das- 
selbe unmittelbar um Erhaltung oder Untergang eines Gliedes, 
mittelbar also um Erhaltung und Wohl des Ganzen handelt. 

Wenn ich in einer früheren Abhandlung über das Gesetz 
der Gerechtigkeit die Ableitung der natürlichen Rechte aus den 
Bedürfnissen und aus den Fähigkeilen der Individuen zurückge- 
wiesen habe , so steht das nicht im Widerspruch mit dem auf- 
gestellten Grundprincip. Denn diesem zufolge findet hier keine 
Ableitung der Rechte aus blossen Bedürfnissen und Fähigkeiten 
statt , sondern sie werden bestimmt nach den Rechts bedürf- 
nissen und Rechtsfähigkeiten, und zwar nicht der Individuen, 
sondern der Völker und Glieder des Volks, auch endlich nicht 
nach den Rechtsbedürfnissen oder den Rechtsfähigkeiten allein, 
sondern in Rücksicht auf beide zusammengenommen , d. h. na- 
türliche Rechte und Rechtspflichten gewisser Glieder des Volks 
oder Staats können nur da und in so fern statuirt werden, als 
für die Befriedigung der vorhandenen natürlichen Rechtsbedürf- 
nisse bestimmter Glieder des Staats die Rechtsfähigkeiten in den- 
jenigen vorhanden sind, welche die Rechtspflicht übernehmen 
sollen. 

Soll nun das bezeichnete Grundprincip auf die politischen 
Herrschaflsrechte angewendet werden, so könnten Einwände sich 
erheben, ob die Natur der politischen Herrschaft diess zulasse 
und nicht vielmehr andere Bestimmungsgründe nöthig mache. So 
ist oft behauptet worden, die Herrschaft der höchsten Staatsge- 
walt sei ihrer Natur nach eine absolute, unbegrenzte, und hieraus 
hat man denn, gestützt zugleich auf die Analogie des Familien- 
rechts, das Recht der absoluten Herrschaft für den Monarchen 
abgeleitet. Nicht nur in früheren Zeiten, sondern auch jetzt 
noch ist die Vorstellung weit verbreitet und übt auf das prak- 
tische Staatsleben einen nicht geringen Einfluss aus , dass die 
Völker von den Monarchen als ihr erbliches, von Gott anvertrau- 
tes Eigenthum anzusehen seien. Hieraus folgt dann von selbst 
das unbegrenzte Recht, denn die Sache hat kein Recht, der Will- 
kür der Menschen gegenüber. Aber es widerspricht der im 
natürlichen und sittlichen Gesetz wurzelnden Rechtsidee, und auf 
gleiche Weise der christlichen Religion, dass irgend ein Mensch 
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als rechtlose Sache angesehen und behandelt werde. Ist also 
kein Mensch absolut rechtlos, so fol^l hieraus, dass kein Mensch 
andern Menschen gegenüber ein absolutes Recht in Anspruch 
nehmen kann, denn es findet seine Grenze in dem Rechte des 
Anderen. In dem Begriffe des Rechts liegt daher die Begrenzung 
desselben, wie diess oben bereits angedeutet wurde, und das 
Herrschaftsrecht kann davon keine Ausnahme machen. Selbst 
die Herrschaft des Vaters über die Kinder ist keine absolute, 
willkürliche; sie wird nicht nur begrenzt durch die Mündigkeit 
der Kinder, sondern auch die unmündigen sind im Fortschritt 
der Culturentwicklung vom Staate immer mehr gegen die Will- 
kür der Eltern geschützt worden. Aus dieser Analogie lassen 
sich überhaupt keine Gesetze für die Rechte der politischen Herr- 
schaft ableiten, denn 1 . unterscheidet sich die politische Herrschaft 
ihrer Natur nach von der der Eltern; die Lebensverhältnisse 
zwischen den Herrschenden und Beherrschten, welche doch noth- 
wendig dem Typus der Herrschaft zu Grunde liegen, sind in der 
Familie zwischen den Erzeugern und Erzeugten durchaus ver- 
schieden von denen im Staate ; 2. das Familienrecht kann über- 
haupt kein Vorbild sein für das Staatsrecht, weil in dem seiner 
Natur nach mehr verschlossenen Leben der Familie die Rechts- 
verhältnisse nicht so bestimmt sich fixiren lassen, wie im Staats- 
leben, weil das Unbestimmtere aber unmöglich Vorbild für das 
Bestimmtere sein kann. 

Viele haben ein Princip für die politischen Herrschaftsrechte 
in der Entstehung des Staats oder in der geschichtlichen Ent- 
wicklung desselben finden zu können geglaubt. Was zunächst 
die Entstehung des Staats betrlifl, so kommt in Betracht, dass 
die Untersuchung darüber in den meisten Fällen nur zu willkür- 
lichen hypothetischen Annahmen führt. Gesetzt aber auch , es 
liesse sich nachweisen, dass ein Staat ursprünglich durch die 
monarchische Gewalt oder durch Vertrag zu Stande gekommen 
wäre , so würde doch hierin kein Princip liegen für die Fest- 
stellung der natürlichen Herrschaftsrechte. Denn zuerst fragt 
sich, ob die ursprüngliche historische Constitution des Herr- 
schaftsrechls dem Gesetz des natürlichen Rechts entsprach ; wäre 
diess aber auch der Fall gewesen, so tritt die zweite Frage ein, 
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ob das natürliche Recht einer höheren Entwicklungsperiode des 
Staats auch noch natürliches Recht sein kann in einer späteren 
Enlwicklungsperiode , in welcher die natürlichen Verhältnisse 
zwischen den Herrschenden und Beherrschten sich ganz geändert 
haben ? Mit Recht hat man in der neuesten Zeit das Recht, 
welches in der geschichtlichen Entwicklung der Völker liegt, 
einem abstracten Natur- oder Vernunflrechte entgegengestellt, 
welches in der Abslraction von aller Geschichte die Rechte des 
Volks aus der reinen Vernunft ableiten zu können meinte. Allein 
die Geschichte und die geschichtliche Entwicklung bieten uns 
nirgends Principien, sondern nur dre natürlichen nolhwendigen 
Elemente, auf welche jede philosophische wie praktische Betrach- 
tung gebaut werden muss, auf welche die Principien anzuwenden 
sind. Nach diesen also muss die geschichtliche Entwicklung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse eines Staats sich beurtheilen lassen 
und ein gewisses natürliches Recht in derselben seine Anerken- 
nung finden. 

Für die Anwendung des Grundprincips auf die Herrschafls- 
rechte fragt sicii nun aber vor allen Dingen, ob die natürlichen 
herrschaftlichen Rechtsbedürfnisse und Rechtsfähigkeiten für die 
Glieder eines politischen Organismus sich bestimmt auffassen las- 
sen. Man missverstehe diese Frage nicht. Sie fällt nicht mit der 
zusammen, ol» die bezeichneten Bedürfnisse und Kräfte in allge- 
meinen Begriffen schematisch fixirt und analysirt werden können, 
denn wäre diess letztere auch möglich , so wäre damit wenig 
für die Lösung unserer Aufgabe gewonnen , welche darin be- 
steht, die Rechte und Rechlspflichten der Glieder des Staats inner- 
halb einer im Allgemeinen gegebenen socialen Organisation fest- 
zustellen. Aus den gegebenen Zuständen einer solchen müssen 
die natürlichen Rechtsbedürfnisse wie auch die Rechtsfähigkeiten 
der verschiedenen Glieder des Staats theils in Beziehung auf 
einander, theils zugleich in Rücksicht auf die Rechlsidee oder 
den Rechtszweck sich bestimmen lassen. Ein natürliches herr- 
schaftliches Rechtsbedürfniss hat zum Gegenstand die Bildung 
und Erhaltung der gesetzlichen Ordnung. Es gibt sich zu er- 
kennen dadurch, dass seine Nichtbefriedigung das Gegentheil 
davon, nämlich Unordnung, Streit, Auflösung innerhalb der Ele- 
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i^ente und Glieder des Volks hervorruft. Die natürlichen Rechts- 
faedürfnisse der Glieder des Staats sind sehr verschiedene , be- 
sondere in Rücksicht auf die einzelnen organisirenden Functionen 
der Regierung, Yerwialtung, Rechtspflege und nnililärische Ver- 
theidigung. Fasst matt bestimmte Zustände des Volks und von 
diesen wiederum die besonderen Functionen ins Auge, so lassen 
sich die natürlichen Rechtsbedürfnisse der verschiedenen Glieder 
mit Sicherheit und Bestimmtheit auffassen. Die herrschaftlichen 
Rechtsfähigkeiten, d. h. die Fähigkeiten zur Ausübung der orga- 
nisirenden politischen Functionen schliessen die Elemente der 
sittlichen, intellectuellen und praktischen Bildungsfähigkeiten ein ; 
von diesen sind zu unterscheiden die praktischen Fertigkeiten, 
welche erst durch die Ausübung eines Rechts erlangt werden. 
Für die Verleihung eines Rechts kommen nur die Ersteren in 
Betracht , denn wollte man dieselbe an die letzteren binden, so 
hiesse das eben so viel, als keine Rechte verleihen wollen. Die 
natürlichen Rechtsfähigkeiten der verschiedenen Glieder des Staats 
oder Volks nun kommen zur Beurtheilung nur in Rüchsicht auf be- 
stimmte politische Funktionen und können in Rücksicht auf diese 
wohl beurtheilt werden. So kommen z. ß. für die niederen Volks- 
klassen in Rücksicht auf die eigentlich politischen Rechte nur die 
natürlichen Rechtsfähigkeiten derselben für die Function des Wäh- 
lens in Betracht. Es bandelt sich überall nur um eine gewisse rela- 
tive Rechtsfähigkeit, deren Beurtheilung für den, der die wirk- 
lichen Bildungszustände der Gliederkennt und die sittlich-natürlichen 
Rechtszwecke der Functionen ins Auge fasst, keine Schwierigkei- 
len hat. — Zu den Herrschaftsfähigkeiten im weiteren Sinne würden 
auch Besitz, wirthschaftliche Unabhängigkeit, Macht, d. h. die 
Mittel und Organe der politischen Herrschaft gehören, aber der 
Zweck dieser Abhandlung erfordert es nicht, dieselbe näher hier 
in Betracht zu ziehen. 

Obgleich das von uns aufgestellte Grundprincip des natür- 
lichen Staatsrechts zu seinem Gegenstand hat das wirkliche Leben 
eines entwickelten Culturvolks in seinen sittlich-natürlichen Rechts- 
bedürfnissen und Kräften, so kann doch der Zweifel sich erhe- 
ben, ob die nach demselben aufgestellten Rechte und Rechtspflich- 
ten der Glieder des Staats einen so tiefgreifenden Einfluss auf 
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das wirkliche Leben des Staats und seine Erhaltung; ausüben 
können, wie hier vorausgesetzt wird. 

Hier also ist eine zweite Frage in Rücksicht auf unser 
Grundprincip zu beantworten: wie verhält sich dasselbe zur 
Wirklichkeit des Staatslebens, zur historischen staatsrechtlichen 
Entwicklung? Ein Rechtsgesetz, welches keine Anwendung findet 
auf das wirkliche Leben, dessen Principien nicht in demselben 
sich bewähren, ist Vverlhlos, entspricht nicht seinem Begriff. Wir 
werfen daher zuerst einen Blick auf 

Die Terwirklichnng der fiesetze des natttrlichen Staatsreclits. 

Man hat zu allen Zeiten die Klage vernommen , das wirk- 
liche Leben und Recht sei die Umkehrung, Verhöhnung des wahr- 
haften natürlichen. Wir wollen einer solchen Behauptung, welche 
oft aus gerechtem Unmuth, aber nicht aus klaren Begriffen vom 
natürlichen Recht hervorgeht, nicht die umgekehrte berüchtigte 
entgegenstellen, dass das Wirkliche das Vernünftige ist, dass das 
Unvernünftige, das Unrecht, das dem Begriff widersprechende 
gar nicht exislirt. Derjenige selbst, der jene Behauptung aus- 
sprach, lehrte anderseits, dass das Vernünftige, Sittliche nur einen 
geringen Raum einnehme in den Handlungen der Menschen. 
Auch liegt jener Behauptung doch die Wahrheit zu Grunde, dass 
das ganz dem Begriff widersprechende, das ganz Böse, in unserem 
Gebiete die rohe, selbstsüchtige, höchste Staatsgewalt, mag sie 
nun eine demokratische oder monarchische sein, dem Bessern 
gegenüber, auf die Dauer wenigstens sich nicht zu erhalten ver- 
mag. Es kommt indess für die Berichtigung solcher Behauptun- 
gen darauf an, dass bestimmt aufgefasst werde, was dem wahren 
Recht entspricht. Was das von uns aufgestellte Princip auf sei- 
nem Gebiete betrifft, so müssen wir behaupten, dass es zu allen 
Zeiten, wo die Völker auf einen gewissen Culturstandpunkt sich 
erhoben hatten und noch nicht von demselben ganz herabgesunken 
waren, eine gewisse Anerkennung gefunden hat. Nach den älte- 
sten Ueberlieferungen haben die Völkerschaften durchgängig die 
Fähigsten, die Tapfersten oder Weisesten zu ihren Anführern, 
oder Herrschern gewählt, und die Fähigkeiten derselben richte- 
ten sich auf die Befriedigung der dringendsten politischen Rechts- 
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bedürfnisse , der Handhabung einer gewissen Ordnung. Nichts 
desto weniger muss anerkannt werden, dass einer vollständigeren 
positiven Verwirklichung des natürlichen Rechtsgeselzes vielfache 
bedeutende Schwierigkeiten sich entgegenstellen. Versuchen wir 
einen Ueberhlick über die wichtigsten zu gewinnen. 

1. Die staatsrechtlichen Bedürfnisse eines Volks, d. h. die 
nach gesetzlicher Ordnung und Freilieit treten erst hervor mit 
der fortschreitenden Cultur überhaupt. Wir finden freilich auch 
bei dön Naturvölkern ein gewisses Freiheitsbedürfniss , aber 
es ist nicht die mit gesetzlicher Ordnung verbundene Freiheit, 
nach welcher sie streben. Die Bedürfnisse der kriegerischen 
und der wirthschafilichen Selbsterhaltung müssen erst bis zu einem 
gewissen Punkt befriedigt sein, ehe das Bedürfniss der bürgere 
liehen Ordnung und Freiheit sich geltend machen kann. Befindet 
sich nun vor dem Beginn dieser höhern Entwicklung die Herr- 
schaft des Staats in einem gesetzlosen, zwischen Despotie oder 
Anarchie schwankenden Zustande, so steht hierin der fortschreiten- 
den Culturentwicklung ein bedeutendes Hinderniss entgegen, diese 
also bewegt sich nach beiden Seiten hin in einem gefährlichen 
Cirkel. 

2. Die staatsrechtlichen Bedürfnisse kommen nicht wie die 
des natürlichen Lebens in fixirten natürlichen Trieben zum Vor- 
schein, sondern geben sich nur für den beobachtenden denk^- 
den Geist zu erkennen in Unordnung, Streit und Auflösung, den 
ihre Nichtbefriedigung hervorruft. Die Auffassung derselben ist 
auf niederen Culturstufen im höchsten Grade schwierig, haupt- 
sächlich aus zwei Gründen: erstens weil vermöge des Mangels 
an universeller Bildung nicht leicht Jemand mit scharfem Blick 
d»s Ganze der Organisationsverhältnisse erfassl; zweitens, weil 
vermöge des Mangels an ethischer Bildung Jedermann die Bedürf- 
nisse nach den Interessen seiner Parthei, seines Standes beurtheilt. 

3. Auch die Befriedigung der complicirlen staalsrechllichen 
Bedürfnisse kann nicht in einfacher Weise statt finden. Zur Fest- 
stellung von Gesetzen, Rechten haben sich die Völker nur lang- 
sam erhoben , und die Handhabung der Gesetze erfordert in 
letzter Instanz eine mit genügender Gewalt ausgerüstete höchste 
Macht, die über alles Gesetz sich zu stellen geneigt ist. Man 
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kann es als ein allgemeines. Gesetz ansehen, dass eine schranken- 
lose Macht über die Menschen die sittlichen Kräfte der Men- 
schen um so mehr corrunipirt, je niedriger ihr Standpunkt der 
sittlichen Cultur ist. Dieser Satz findet nicht bloss Anwendung 
auf den Despoten und absoluten Monarchen, sondern auch auf 
den aristokratischen Herrscher und die demokratischen Majoritä- 
ten oder Leiter derselben, welche wie Broughara bemerkt, Um 
so gewissenloser und willkürlicher zu verfahren pflegen, weil 
jeder Einzelne die Verantwortung von sich auf die aristokratische 
oder demokratische Gemeinschaft schiebt, und weil denselben 
keine Rücksicht gebietende öffentliche Meinung, keine zu befürch- 
tende Macht gegenüber steht. Und doch hängt die Verwirk- 
lichung des Rechtsgesetzes von der Beschaffenheit dieser höch- 
sten Macht ab. Wer oder was vermag sie zu der Ausübung 
dieser Function zu zwingen? 

4. Der herrschenden höchsten Staatsgewalt treten allerdings, 
wenn sie selbstsüchtiger Willkür übermässig sich hingibt , die 
höhern Volksklassen der Mächtigen oder einzelne Individuen der- 
selben entgegen , aber das bewirkt zunächst gewöhnlich keine 
Beschränkung der Willkür der höchsten Macht, sondern das 
Resultat dieses Widerstandes ist entweder Streit, Unordnung, 
Anarchie, oder die höchste Gewalt wird hiedurch zu steigender 
Erweiterung ihrer persönlichen Macht getrieben, um gegen alle 
möglichen Eingriffe Anderer sich sicher zu stellen. 

5. Werden diese Hindernisse bei glücklich vorschreilender 
Culturentwicklung überwunden , kommt eine Beschränkung der 
höchsten Gewalt durch die Mächtigen zu Stande, was jedoch, wie 
das glücklichste Beispiel, das Englands beweist, ohne Jahrhunderte 
lange Entzweiung und Anarchie nicht geschieht, so kehren die- 
selben Schwierigkeiten wieder für den weiteren Fortschritt des 
natürlichen Staatsrechts : die Mächtigen begünstigen nicht das 
Aufstreben der mittleren Klassen des Volks und setzen sich mit 
allen Kräften der Anerkennung von Rechten derselben entgegen. 
Es ist jedoch nicht nur die Selbstsucht der höheren Klassen, 
sondern die ganze vorhandene Organisation der Gesellschaft und 
des Staats mit den durch dieselbe erzeugten Gewohnheiten, Nei- 
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gungen, Yorurlheilen der Menschen, die sich der Entwicklung 
des natürlichen Rechts entgegenstellt. 

6. Die Geschichte lehrt, dass die mittleren Klassen wie auch 
die höheren zu den ihnen gebührenden Rechten gewöhnlich 
nur durch thatsächlichen Widerstand, Kampf, Revolution gelangt 
sind. Eine Revolution aber kommt gewöhnlich nur zu Stande, 
wenn die Missverhältnisse der Corruption der Staatsgewelt einen 
hohen Grad erreicht haben und mit der Revolution ist zunächst 
nur eine Auflösung aller Rechtsordnung gegeben. Auch hier 
muss und soll die gesetzliche Ordnung aus der Unordnung her- 
vorgehen. 

Alle diese Schwierigkeiten sind so gross, dass sie, wie die 
Geschichte lehrt, nur unter glücklichen Umständen besiegt wer- 
den konnten. In frühern Entwicklungsperioden der Völker sind 
es einzelne Individuen, Helden und Gesetzgeber, welche mit 
ausserordentlichen persönlichen Kräften ausgerüstet , die Völker 
auf die Bahn der Ordnung und des Rechts lenken oder die Hin- 
dernisse derselben aus dem Wege räumen. In spätem Ent- 
wicklungsperioden vermögen einzelne Individuen weniger; in 
diesen kommt es darauf an, ob die Völker selbst in ihrer bisheri- 
gen Entwicklung zu einer gewissen Energie der sittlichen und 
intellectuellen Kräfte gelangt sind. 

Alle diese Schwierigkeiten indess, die sich der Verwirk- 
lichung des natürlichen Rechts im Staatsrecht eines Volks ent- 
gegenstellen, stehen darum nicht der Wahrheit des von uns auf- 
gestellten Gesetzes desselben entgegen. In diesem nämlich liegt 
zufolge des aufgestellten Grundprincips, dass an die Verwirk- 
lichung des natürlichen Staatsrechts die sittliche und natür- 
lichen Erhaltung des Volks oder Staats, folglich auch seine wei- 
tere Entwicklung sich knüpft, dass folglich mit der Abweichung 
von dem Gesetz des natürlichen Staatsrechts die Unordnung, Auf- 
lösung, und zuletzt der Untergang eines Volkes erfolgt. — Es 
wird nicht schwer sein, die Wahrheit dieses Gesetzes einerseits 
aus der Natur der Sache, anderseits in der Entwicklung des ge- 
schichtlichen Lebens der Völker nachzuweisen. 

Fassen wir die Verfassungsformen ins Auge, so widersprechen 
offenbar diejenigen dem aufgestellten Grundprincip im höchsten 
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Grade, in welchem entweder der höchsten Staatsgewalt gegenüber 
das Volk ganz rechtlos ist, die absolute Monarchie, Despotie, oder 
dem Volke gegenüber die Staatsgewall in der Thal kein Herrschafts- 
recht hat, in der absoluten Demokratie. In beiden Formen er*- 
reicht die Ungleichheit des Staatsrechts den höchsten Grad, in 
der Despotie, weil ihrem Princip zufolge den ihrer Rechtsfähig- 
keit nach gleichen Gliedern des Volks oder Staats ganz ungleiche 
Rechte zu Theil werden, in der absoluten Demokratie, weil ihrem 
Princip nach den in ihren Rechtsfähigkeilen ganz ungleichen 
Gliedern des Volks gleiche Rechte zuerkannt sind. Beide Staats- 
formen stimmen darin überein, dass in denselben die höchste 
Staatsgewalt nicht gerade in die Hände der Fähigsten, sondern 
in die der Verwegensten, Ruchlosen gelangt, welche, um ihre 
Herrschaft zu erhalten, zur rohen Gewaltsamkeit ihre Zuflucht 
nehmen müssen. Die sittlichen und intellectuellen Kräfte gelan- 
gen in solchen Staaten theils nicht zur Entwicklung, theils wer- 
den sie corrumpirt. Sie gelangen nicht zur Entwicklung , weil 
die Rechtsbedürfnisse der Ordnung entweder gar nicht, oder 
nur in einem geringen Grade befriedigt werden, weil in der 
hiedurch bewirkten Unsicherheit aller Verhältnisse und der indi- 
viduellen Existenz selbst weder der Wohlstand gedeihen noch 
auch jselbsiständige sittliche und intellectuelle Kräfte sich erheben 
können. Diese Staatsformen corrumpiren die etwa noch vor- 
handenen gesunden Kräfte des Volks, weil die Oberhäupter nur 
durch Furcht und Schrecken, durch Anregung der niederen 
selbstsüchtigen Leidenschaften zu herrschen vermögen, die höhern 
Kräfte nicht dulden oder zu knechtischer Unterwerfung herab- 
würdigen. Furcht und Schrecken vor der Tyrannei des Despo- 
ten oder der aristokratischen und demagogischen Parteihäupler 
verdrängen alle edleren Motive, führen fast nothwendig zur Falsch- 
heit, Verstellung, Grausamkeit, zur Selbstsucht in allen Formen. 
Die Wirkungen solcher Verfassungszustände besonders der Des- 
potie, sind häufig genug geschildert, am schärfsten wohl in Broug- 
ham's political pbilosophy entwickelt worden, worauf wir ver- 
weisen. Derselbe weist sehr umsichtig und treffend nach, dass 
die bezeichnete Corruption der sittlichen Kräfte eines Volks kei- 
neswegs auf jene extremen äusserst corrumpirten Staatsformen 
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sich beschränkt, dass sie in allen Formen der absoluten Monarchie 
statt findet in dem Maasse, in welchem Unbescbränktheit, Will- 
kür der höchsten Staatsgswalt wirklich statt findet. Die Geschichte 
gewährt überall Belege zu diesen Sätzen. Die orientalischen 
Staaten haben niemals Dauer gehabt, weil sie es niemals zu einem 
Staatsrecht gebracht haben, weil die Gewalt stets die Stelle des 
Rechts vertreten hat. Athen und die Städlerepubliken des Alter- 
thums und Mittelalters gingen nicht so sehr durch äussere Ge- 
walt als innerlich zu Grunde, nachdem sie dahin gelangt waren, 
dass das natürliche Recht der sittlichen und intellectuellen Fähig- 
keiten in ihnen keine Anerkennung mehr fand. Der Feudal- 
slaat des Mittelalters musste entweder zerfallen oder sich um- 
bilden, als die Zeit gekommen war, wo das Recht desselben den 
fortgeschrittenen Rechtsbedürfnissen und Rechtsfähigkeiten der 
Völker, der Mittelklassen insbesondere, nicht mehr genügen 
konnte. 

Wir können es demnach als ein weltgeschichtliches Gesetz 
ansehen, dass die Völker und Staaten in dem Maase zu grösserer 
Selbstständigkeit, Dauer, ßlüthe gelangen, in welchem sie ver- 
möge der Entwicklung ihrer sittlich-natürlichen und intellecluel- 
len Kräfte im Staate zu einer umfassenderen Verwirklichung des 
natürlichen Rechts gelangen. Der Staat ist nicht die Verwirk- 
lichung der sittlichen Freiheit oder Ideen überhaupt, wie naan 
von vielen Seiten neuerdings wieder lehrt j allerdings aber ist 
er Xihd sein Recht der universelle Organismus, in welchem die 
sittliche Freiheit zur Erscheinung gelangt und sich darstellt ; ihre 
Saaten können nur auf diesem Boden gedeihen; die höheren 
sittlichen Güter des Lebens, welche sie erzeugt, Religion, Wis- 
senschaft und Kunst und alle anderen Erscheinungsformen der 
sittlichen Kräfte und Bildungen können nur in der Wechselwir- 
kung mit einem nach dem natürlichen Recht organisirten Staate 
erhalten werden und sich fortbilden. 

Um so wichtiger und nofhwendiger ist für den Culturstand 
der Gegenwart die Aufgabe der Verwirklichung des natürlichen 
Rechts. Noch niemals, so weit wir in der Weltgeschichte rück- 
wärts blicken können , waren die Völker mit solchen Kräften 
hiezu ausgerüstet, aber niemals auch waren die Schwierigkeiten 
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der Aufgabe so gross: es handelt sich um eine solche Organi- 
sation des Volks und Staats, dass alle in demselben vorhandenen 
sittlichen und intelleetuellen KräRe in höchste Thätigkeit gesetzt 
werden, um die blind wirkenden Kräfte der Trägheit, die Arglist 
selbstsüchtiger Gewalt und die andern mannigfachen Feinde und 
Gegner des natürlichen Rechts zu überwinden. 

Die wesentlichen natürlichen Rechte und Rechtspflichten des Volks nnd 
der Staatsgewalt. 

Wir beschränken uns, der nothwendigen Begrenzung unserer 
Abhandlung gemäss, auf die Verfassungsrechte des Volks und 
der Staatsgewalt und auch von diesen wiederum auf die wesent- 
lichen allgemeinen Rehtsverhälnisse zwischen der höchsten Staats- 
gewalt und dem Volk und seinen Gliedern. Wir unterscheiden 
zunächst die natürliche rechtliche Stellung des Volks als Ganzen 
zur höchsten Staatsgewalt und die Rechte der verschiedenen 
Volksklassen, Corporationen, Individuen. 

I. Die natürliche Stellung des Volks zur Staats- 
gewalt überhaupt. 

Das philosophische Staatsrecht hat die Aufgabe, diese zu be- 
stimmen , bisher bloss nach dem Gesichtspunkt des Rechts der 
höchsten Staatsgewalt, des Souveränetätsrechts aufgefasst und 
demnach die Frage zu beantworten gesucht: wem kommt ur- 
sprünglich oder eigentlich die Souveräneiät zu, dem Volke oder 
der höchsten Staatsgewalt, der Regierung, dem Fürsten ? Wenn 
diese Frage eine beslimnile Antwort zuliesse, so würde unsere 
Frage nach den Rechten beider Glieder des Staats in derselben 
ihren Ausgangspunkt haben. Wir gehen daher zunächst auf diese 
Frage ein, beschränken jedoch unsere Kritik auf die neueste staats- 
rechtliche Lehre hierüber. 

Bluntschli unterscheidet (Staatsrecht II. S. 8. ff.) eine 
doppelte Souveränetät, die dem ganzen Staats- oder Volkskörper 
einwohnende, welche er Staatssouveränetät nennt, welche Andere 
gewöhlich Nationalsouveränetät nennen und innerhalb des Staats 
die Souveränetät des obersten Gliedes, der Hauptes, die Regen- 
ten- oder Fürstensouveränetät. Hier sind, wie Bluntschli selbst 
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ausdrücklich bemerkt, nicht die Glieder des politischen Organis- 
mus einander gegenübergestellt, sondern ein Glied desselben dem 
Ganzen; das Recht des Gliedes wird dem des ganzen Organis- 
mus untergeordnet. In dem Begriff der Staatssouveränetät liegt, 
nach Bluntschli die unbestreitbare und unentbehrliche Wahrheit, 
dass es keine staatliche Macht gebe, die ausser und über dem 
Staate sei und dass die oberste Staatshoheit und Staatsmacht dem 
Staate selbst oder dem zum Staate geordneten Volke als Ganzem 
angehöre. Wir haben gegen diese Wahrheit nichts einzuwenden 
und halten die Hervorhebung derselben gewissen Vorstellungen 
des monarchischen Princips gegenüber, für keineswegs überflüssig. 
Allein sofern es im Begriff der Souveränetät doch um ein wirk- 
liches , staatliches Recht" sich handelt, kann es eine zwiefache 
Souveränetät nicht geben. Der Begriff des Souveränelälsrechts 
setzt wie der jedes anderen Rechts, eine reale persönliche Indf- 
vidual- oder oder Collectiv-Macht voraus, welche sie ausübt. 
Nun kann aber die höchste persönliche Staatsmacht offenbar nur 
Eine sein, kann nur von einem Gliedc des politischen Organis- 
mus, entweder von dem Volke oder von der monarchischen 
Staatsgewalt ausgeübt werden. Ebenso wenig als ein Organis- 
mus überhaupt auf andere Weise Thätigkeiten ausüben kann, als 
durch seine Glieder, ebenso wenig kann der politische Organis- 
mus überhaupt auf andere Weise Rechte ausüben, als durch seine 
Glieder, das Volk oder die Staatsgewalt. Jede Theilung der Sou- 
veränetät widerS^pricht dem Begriff der Einen höchsten realen 
Staatsgewalt. Die bezeichnete Lehre Bluntschli's und die ähnliche 
vieler Anderen ist dadurch entstanden, dass man die souveräne 
oder höchste Staatsmacht als die ideell allumfassende, unbe- 
schränkte dachte. Das aber liegt keineswegs in ihrem Begriff. 
Es hat keine Schwierigkeit, die höchste Macht als eine durch 
das Gesetz beschränkte zu denken, denn sie bleibt in der Be- 
schränktheit nicht weniger die höchste persönliche ; eine gesetz- 
lich beschränkte Souveränetät ist nicht eine getheilte, denn eine 
Theilung kann nur unter Personen statt finden. Die Notbwendig- 
keit der Beschränkung des Sonveränetätsrechts ergibt sich sowohl 
aus dem Begriff des Rechts selbst (ßa jedes Recht nur als ein 
bestimmtes, begrenztes denkbar ist) als auch (indirect} aus dem 
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Gesetze des natürlichen Rechls, dass die Unbeschränklheit des 
Rechts der höchsten Gewalt, so weit sie reicht, zur Auflösung 
der Organisation führt. Die Frage aber, wem das beschränkte 
Souveränetätsrecht zukomme, kann in dieser unbestimmten Allge- 
meinheit, ohne Zurückgehen auf bestimmte Principien, schwerlich 
beantwortet werden. 

Die Frage nach der Souveränetät des Volks oder des Mo- 
narchen ist auch noch in einer weniger strengen Form behandelt 
worden , in der nämlich: welche von den beiden Haupt-Staats- 
gallungen, die Monarchie oder die Volksherrschaft vorzugsweise 
dem natürlichen wahren Rechte entspreche. Die Meisten nehmen 
ohne Bedenken an , dass d^s die Volksherrschaft sei. Prüfen 
wir die Gründe, welche für und gegen beide vorgebracht wer- 
den, unserem Grundprincip gemäss. 

Wenden wir uns zunächst zur Volksherrschaft. Sie beruht 
nach Mohl (Encyklop. S. 335) auf dem doppellen Satz, dass es 
ein natürliches Recht jedes selbsiständigen und urtheilsfähigen 
Menschen sei, seine eigenen Angelegenheiten selbst zu besorgen 
und somit denn auch das Recht der gesammten Bürger, die staat- 
lichen Geschäfte zu ordnen; sodann dass immer die Minderzahl 
sich der Mehrzahl bei Beschlüssen über gemeinschaftliche Rechte 
und Interessen zu fügen habe. In Rücksicht auf den ersten Salz 
bemerkt Mohl: „Eines besonderen rechtlichen Beweises bedarf 
die Berechtigung aller persönlich Befähigten zur Theilnahme an 
den gemeinschaftlichen Angelegenheiten bei der rationalistis^chen 
und egoistisch-alomistischen Lebensauffassung, welche dem Rechts- 
staat zu Grunde liegt, allerdings nicht;" es ist einleuchtend, dass 
die gemeinschaftliche Besorgung berechtigt ist, sobald keine 
höhere, vom Willen des einzelnen Menschen unabhängige Macht 
als Grundlage des Staats angenommen wird." Wir sind nicht mit 
Mohl einverstanden über dieses Einleuchten des natürlichen Rechls 
Aller, die gemeinschaftlichen politischen Angelegenheiten zu be- 
sorgen. Die Folgerung desselben aus dem ersten Salz erscheint 
nur dann unbedenklich, wenn man beide Sätze in Bausch und 
Bogen auffasst, nicht näher die Voraussetzungen beachtet, unter 
denen sie gellen. Auch nach der gewöhnlichen Auffassung knüpft 
sich das natürliche Recht des Individuums seine eigenen Ange- 
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legenheiten zu besorgen an die Fähigkeit dazu; es wird den 
Unmündigen gar nicht, den Frauen nur in geringerem Grade 
zugestanden. Niemand wird daher wohl etwas dagegen einzu- 
wenden haben , dass das natürliche Recht des Individuums , an 
der Besorgung der gemeinschaftlichen politischen Angelegenheiten 
Antheil zu nehmen, an seine Fähigkeit dazu geknüpft sei. Offen- 
bar aber nimmt diess letztere Recht eine weit grössere Fähig- 
keit des Individuums in Anspruch, wie das erstere, und daher 
lässt sich aus jenem ersten das zweite nicht folgern. Ferner 
liegt in dem Recht Aller, an der gemeinschaftlichen Besorgung 
Antheil zu nehmen, ein gleiches Recht Aller. Die Fähigkeiten 
aber, die dieses Recht voraussetzt, sind bei Allen keineswegs 
auf gleiche Weise gegeben. Es kann Jemand vollständig die 
Fähigkeit besitzen , seine eigenen Angelegenheiten zu besorgen, 
die sich auf einen engen gewohnten Kreis seiner Thätigkeit be- 
schränken; etwas ganz Anderes ist die Besorgung der gemein- 
schaftlichen politischen Angelegenheiten. Die Fähigkeit dazu 
schliesst ein die Kenntniss des gemeinsamen Lebens und seiner 
Verhältnisse; sie setzt voraus, dass der Blick des Individuums 
sich über den engen Kreis seiner eigenen Interessen und Be- 
rufsthäligkeit erhoben habe. Diese Fähigkeit aber darf man nicht 
erwarten bei Individuen, die, wenn auch selbstständig und urlheils- 
fähig in ihrem Arbeitskreise, doch mit den Bedürfnissen der Selbst- 
erhaitung kämpfen müssen, denn sie haben an den gemeinsamen 
Angelegenheilen nur ein enges, verkümmertes, egoistisches Interesse 
und sie kennen dieselben auch nur höchst dürftig. Es kann also nach 
den Principien des natürlichen Rechts von einem gleichen Rechte 
Aller, wie es die Volksherrschaft in Anspruch nimmt, nicht die Rede 
sein. Was das zweite oben bezeichnete Princip der Volksherrschaft 
die Herrschaft der Majorität betrifft, so weiss auch Mohl keine 
andere Rechtfertigung desselben, als die praktische Nothwendig- 
keit der Sache. Es würde gegen dasselbe vom Standpunct des 
naiürlichen Rechts nichts einzuwenden sein, wenn vorausgesetzt 
werden dürfle, dass die Stimmenden ungefähr auf einem gleichen 
Bildungsslandpunkte sieben, oder auch dass die Fähigen in der 
Versammlung eine ihren Fähigkeilen entsprechende Wirkung aus- 
üben , allein wenn in den Volksversammlungen der Demokratie 
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durchgängig weder das Eine nach das Andere Stall findet, dann 
herrschen, dem nalüriichen Rechte entgegen, die Unfähigen über 
die Fähigen. In jedem Falle liegt hierin ein bedenklicher Uebel- 
sland für die demokratische Verfassung : eine Staatsform, die dem 
natürlichen Rechte entsprechen soll , darf nicht Institutionen in 
sich schliessen, weiche dem natürlichen Recht ganz widersprechen 
können. Dieser Uebelsland tritt allerdigs in der repräsentativen 
Demokratie der neueren Zeit in weil geringerem Grade hervor, 
als in den städtischen Demokratien des Allerthums und des Mit- 
telalters. Dass derselbe bei einer hoch entwickelten sittlichen 
und intellectuellen Volksbildung gänzlich beseitigt werden könne, 
wollen wir weder behaupten noch bestreiten. 

Für die Staatsform der Monarchie hat man nicht auf ähnliche 
Weise Grundsätze des natürlichen Rechts aufgestellt. Man hat, 
um die Natürlichkeit dieser Form zu beweisen, gewöhnlich damit 
sich begnügt., darauf hinzuweisen , dass die Menschen durch- 
gängig und selbst die Thiere einem Oberhaupt gehorchen. Liegt 
nun aber in der exclusiven Machtstellung eines Einzigen nicht 
ein ungeheurer Widerspruch gegen das aufgestellte Princip des 
natürlichen Staatsrechts, dass das Recht den Rechtsfähigkeiten 
des Gliedes, das es ausübt, entsprechen soll ? In der Erbmonarchie 
steigert sich dieser Widerspruch der vorhandenen gewöhnlichen 
Fähigkeiten mit den erforderten ausserordentlichen der höchsten 
Staatsgewalt noch dadurch, dass die Fähigkeit gar nicht, sondern 
nur der Zufall der Geburt über das Reciit zur höchsten Herr- 
schaft entscheidet. Dieser Widerspruch wird indess, wenn auch 
nicht ganz beseitigt, doch auf ein geringes Maass zurückgeführt 
durch die vollständige Anwendung unseres Princips. Diesem zu- 
folge bestimmen sich die Rechte der Glieder des Staates nicht 
bloss nach den Rechtsfähigkeiten, sondern auch nach den Rechts- 
bedürfnissen der Glieder des Volks und der Staatsgewall. Nun 
schliesst aber das natürliche RechtsbedUrfniss des Volks oder 
Staats nach einer festen gesetzlichen Ordnung und Einheit offen- 
bar das einer persönlichen Macht- und Rechtseinheit ein; dieses 
führt unter allen Umständen zu der Constitution Eines persön- 
lichen Oberhauptes der Regierung selbst in einer organisirlen 
grösseren Republik. Es widerspricht also das Recht der höchsten 
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Herrschaft eines Einzigen, welches seiner Natur nach ein Vor- 
recht vor Andern ist, im Allgemeinen nicht dem Princip des natür- 
lichen Staatsrechts ; es kommt nur darauf an , wie weil dieses 
Vorrecht geht. Wenn auch das unbeschränkte Recht eines Des- 
poten dem natürlichen Recht gani entgegen ist, so giU nicht 
dasselbe von dem gesetzlich beschränkten monarchischen Herr- 
scher. Der Widerspruch seiner Fähigkeilen mit seiner exclusiven 
Stellung wird dadurch gemildert, dass er seine Fähigkeilen nicht 
nur durch alle Organe der höchsten Staatsgewalt, sondern auch 
durch die Volksrepräsentation ergänzt. Das Erbrecht muss schon 
darum als ein für die Monarchie natürliches angesehen werden, 
weil an seine Stelle das für die Monarchie unnatürliche Wahl- 
recht eines Monarchen treten würde, welches seiner Natur nach 
wesentlich republikanisch ist. Nichts ist mehr dem natürlichen 
Recht zuwider als die Wahl eines Monarchen durch die Abstim- 
mung aller einzelnen Individuen, die zu einem Volke gehören, 
wie sie in der Gegenwart als dem natürlichen Recht entsprechend 
von den Franzosen gepriesen wird , denn es kann Tür die nie- 
deren Klassen, die das ungeheure Uebergewicht der Stimmen- 
majorität haben, ,von der Fähigkeit zu einer solchen Wahl und 
von einer auch nur relativen Unabhängigkeit derselben gar nicht 
die Rede sein. 

Wenn demnach schwerlich sich behaupten lässt, dass die 
eine oder die andere der beiden Haupt-Galtungen der Staatsfor- 
men mehr dem Princip des natürlichen Rechts entspreche, als die 
andere, so wird sich nach diesem Gesichtspunkt im Allgemeinen 
nicht entscheiden lassen, ob das Souveränelälsrecht dem Volke 
öder einem Monarchen nach dem natürlichen Recht zukomme. 
Es wird also diese Frage nur für ein bestimmtes Volk auf einer 
gewissen Entwicklungsstufe entschieden werden können. Hierauf 
werden wir zurückkommen, nachdem wir zuvor unsere Aufgabe 
im Allgemeinen unserem Grundprincip gemäss ins Auge gefasst 
haben. 

Unserem Grundprincip gemäss bestimmt sich dieselbe nach 
den wesentlichen politischen RechtsbedUrfnissen und Rechtsfähig- 
keiten des Ganzen. Das natürliche politische Rechtsbedürfniss 
eines entwickelten Culturvolks, das nach gesetzlicher Ordnung, 
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Organisation überhaupt, schliessl im Wesenllichen zweierlei ein: 
I) das Bedürfniss einer festen einheitlichen Centralgewall, welche 
mit genügender Macht ausgerüstet ist, um die gesetzliche Ord- 
nung allen etwa widerstrebenden Kräften gegenüber aufrecht zu 
erhalten ; 2) die Unterordnung der Centralgewall unter das uni- 
verselle natürliche Rechtsgeselz, denn nur eine organisirte, nach 
dem Rechtsgeselz thätige Cenlralgewalt vermag die so mannig- 
falligen complicirten RechtsbedUrfnisse eines entwickelten Cultur- 
volkes zu befriedigen. Diese Unterordnung kann nur vermittelt und 
gesichert werden durch eine gewisse gesetzliche Theilnahme des 
Volks an den politischen Functionen , durch die Rechte , an der 
Gesetzgebung Antheil zu nehmen und die Regierung in gewissen 
wesentlichen Beziehungen zu controlliren, ob sie in Ueberein- 
stimmung mit dem Gesetz verfahren hat. Die Fähigkeiten, durch 
welche ein solches Recht des Volks seiner Natur nach bedingt 
ist, können den bedeutenderen Cullurvölkern der Gegenwart, bis 
zu einem gewissen Grade wenigstens, nicht abgesprochen wer- 
den. Nicht alle Glieder und Klassen des Volks freilich besitzen 
die Fähigkeiten hiezu, allein es ist auch für das Volk nicht das 
Rechtsbedürfniss einer wirklichen Theilnahme Aller an den poli- 
tischen Functionen vorhanden. Abgesehen davon, dass eine 
solche für die Mitglieder einer so umfassenden über eine zahl- 
reiche Bevölkerung sich verbreitenden Volkseinheit aus vielen 
Gründen nicht ausführbar wäre, erfordert auch ja das bezeichnete 
reale Rechtsbedürfniss des Volks nur eine beschränkte Theilnahme 
der Fähigsten, durch welche die Gesammtheit in ihren verschie- 
denen Gliedern vertreten wird. Die Vertretung des Volks durch 
Repräsentalivversammlungen ist nicht eine künstliche Erfindung 
der modernen Staalskunst, sondern natürliches, allmählig gebilde- 
tes Erzeugniss der Rechtsbedürfnisse der zu grösseren Volks- 
einheiten verschmelzenden Culturvölker; die Form der Repräsen- 
tation ist daher allen Staatsgaltungen der neueren Zeil wesentlich. 
Schliessl also das allgemeine politische Rechtsbedürfniss der 
entwickelten Culturvölker wesentlich die beiden bezeichneten Be- 
dürfnisse einer persönlichen monarchischen Machleinheit und 
einer durch die Rechte des Volks beschränkten Machtstellung 
und Organisation derselben ein, so dass keines das andere ganz 
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verdrängen darf: so kann doch, zufolge der Beschaffenheit der 
in einem Volke vorhandenen Elemente, Glieder, das eine oder 
das andere dieser Bedürfnisse überwiegend hervortreten. Wenn 
ein Volk aus sehr mannigfachen ungleichartigen Ständen und 
Klassen besteht, welche getrennt einander gegenüberstehen, so 
wird natürlicherweise das erste jener Bedürfnisse, das einer 
selbstsländigen festen monarchischen Einheit, welche das Ungleich- 
artige zusammenzuhalten und zu ordnen vermag, sich geltend 
machen; das Bedürfniss wie die Fähigkeit des Selfgovernment 
ist bei einem solchen Volke geringer. Wenn hingegen in einem 
Volke die Standes- und Klassenunterschiede verhältnissmässig 
nur in einem geringen Grade entwickelt sind, wenn demnach die 
verschiedenen Glieder des Staates mehr auf einem gleichen Niveau 
der siltlichen, intellectuellen und praktischen Bildung stehen, wie 
in den Verein. Staaten von Nordamerika, da wird ganz das Um- 
gekehrte statt finden; ein solches Volk hat in einem weit höhe- 
ren Grade das Bedürfniss des Selfgovernment und die Fähigkeil 
dazu. Hier also kommt nach dem Princip des natürlichen Rechts 
die Souveränetät dem Volke zu , dagegen bei einem Volke der 
zuerst bezeichneten Art dem Monarchen. Es versteht sich von 
selbst, dass für die faktische Constitution einer Monarchie oder 
einer Republik auch noch andere politische Bedingungen und 
Gründe maassgebend sind, für die Monarchie besonders das Be- 
dürfniss einer starken Militärmacht zwischen andern kriegerischen 
Nationen. Hierauf indess ist hier nicht einzugehen. 

Verfolgen wir nun näher unsere Aufgabe, die Gränzen der 
politischen Rechte des Volks und der Staatsgewalt zu bestimmen, 
so sehen wir, der Kürze wegen von der Republik ab und wen- 
den uns zur organisirten oder gesetzlich beschränkten Monarchie, 
die man als die constitutionelle zu bezeichnen pflegt. Ueber 
diese sind, was die staatsrechtliche Stellung des Volks zur Staats- 
gewalt betriflt, im Wesentlichen zwei verschiedene Theorien her- 
vorgetreten, die von Montesquieu ausgehende der Theilung der 
Staatsgewalt, und die, welche Mohl als Gegenüberstellung 
der vollen Staatsgewalt und des Slaatsbürgerrechts bezeichnet 
(Gesch. u. Lit. d. Staatsw. I. S. 281 IT.). Beiden ist gemeinsam 
die Idee der Beschränkung der Staatsgewalt durch das Volk. 
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Das erste System will dieselbe bewirken durch die Theilung der 
beiden wesentlichen Staatsfunctionen : die gesetzgebende Gewalt 
soll dem Volke oder seiner Repräsentation, die Regierungsgewalt 
dem Souverän zukommen. Es ist jetzt ziemlich allgemein aner- 
kannt, dass diese aus einem Missverständniss der englischen Ver- 
fassung entsprungene Theorie, welche theilt, was in der Idee 
der souveränen Staatsgewalt uniheilbar ist , auch in der Praxis 
sich nicht ausführen lässt. Das zweite System gibt diese Tren- 
nung völlig auf und beruht auf dem Gedanken, die gesetzliche 
Freiheit lediglich durch Ueberwachung der Staatsgewalt und durch 
Hindrängung derselben auf die rechte Bahn zu schützen. — Die 
Regierung als solche und die staatsbürgerlichen Rechte werden 
einander gegenübergestellt und beide (die Regierung und die 
Staatsbürger) mit bestimmten Rechten und Pflichten und mit be- 
sonderen Mitteln zur Geltendmachung der ersteren ausgestaltet. 
Es wird ein näheres Princip für diese Beschränkung der Staats- 
gewalt durch das Volk und seine Repräsentation nicht angegeben, 
als dass die Letztere zur Abwehr von Unrecht und zur Bewhr- 
kung der Erfüllung der positiven Pflichten der Staatsgewalt be- 
stimmt sind. In dieser Stellung der beiden Theile liegt offenbar 
kein Princip für die Bestimmung der Rechte beider Theile, wohl 
aber, wie Mohl weiterhin hervorhebt, die Möglichkeit einer un- 
vermittelten Disharmonie, wenn der Souverän und die Volks- 
repräsentation über wichtige Slaatshandlungen nicht einverstanden 
sind. Hiebei kann jeder Theil in seinem formellen Rechte sein. 
Eine Ausgleichung ist nöthig, aber worin soll sie bestehen, wenn 
nicht nur das Volk und die Staatsgewalt, jeder Theil in seinen 
Rechtsansprüchen sich für durchaus berechtigt hält, sondern auch 
die Wissenschaft des Staatsrechts kein Princip der Ausgleichung 
zu bieten vermag, diese vielmehr sich ohnmächtig bekennt und 
der principlosen Staatsklugheit die Entscheidung überlässl? Es 
handle sich hierbei, wie Mohl lehn, um eine Seile des conslitu- 
tionellen Staates, welche die ganze rechtliche Grundlage des 
Verhältnisses unberührt lasse, um die in Fürstenthümeni in Be- 
ziehung auf die Volksvertretung zu beobachtende Haltung. Das 
Ausgleichungsmitlei könne nur gefunden werden in einer regel- 
mässigen Unterordnung der Versammlung unter die Ansichten 
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der Regierung, oder in einer Führung der Slaalsangelegenheilen 
im Sinne der Mehrheit der Volksvertretung. Erstere könne nur 
durch Einschüchterung oder Gewinnung der widerspenstigen Majo- 
rität bewirkt werden, das System des Dualismus, der Conuption, 
deren bekannten Typus die Regierung Ludwig Philipps bildet. 
Das andere System , das parlamentarische bestehe darin , dass 
regelmässig die Häupter der jeweiligen Mehrheit in der Ver- 
sammlung in den Ralh des Fürsten gerufen und also die Staats- 
angelegenheiten von ihnen geführt werden. Unter diesen beiden 
Systemen freilich kann die Wahl nicht zweifelhaft sein, denn 
wer könnte selbst vom Standpunkt der Slaatsklugheit aus ein 
System der Corruption gut heissen! Allein auch das parlamen- 
tarische System bietet für Mohl selbst manches Bedenkliche dar. 
Durch jede Veränderung der Mehrheit der Volksvertretung erhält 
die Staatsleilung ebenfalls eine andere Richtung; diese aber kann 
auch eine falsche, der Wechsel ein allzu schroffer oder häufiger 
sein. Das Partheiwesen in der Versammlung und im ganzen Staat 
wird genährt und gesteigert. Die obersten Beamten sind viel- 
leicht Redner und Staatsmänner , nicht aber nothwendigerweise 
gute Verwalter. Aber diese Nachtheile können die Wahl zwi- 
schen beiden Systemen nicht zweifelhaft machen. Nur fragt sich, 
ob die hier von der Slaatsklugheit gestellte Alternative eine nolh- 
wendige ist, ob die Haltung, welche der conslitutionelle Herr- 
scher gegen die Volksvertretung zu beobachten hat, in der That 
mit der rechtlichen Grundlage des Verhältnisses zwischen Fürst 
und Volk nichts zu schaffen hat. Begründet denn die Verfassung 
nicht ein rechtliches Verhältniss zwischen Fürst und Volk, welches 
dem Fürsten in Rücksicht auf seine gegen die Volksvertretung 
zu beobachtende Haltung Rechtspflichten auferlegt? In jedem Fall 
wird es hoffentlich erlaubt sein, es auch einmal mit dem natür- 
lichen Rechte zu versuchen, ob es uns vielleicht nicht ein wenig 
weiter führt in der Ausgleichung jenes Conflicles zwischen Fürst 
und Volk. 

Es handelt sich also in der organisirlen oder constitutionellen 
Monarchie um die dem natürlichen Rechte entsprechende staats- 
rechtliche Stellung des Fürsten zum Volke, um eine gesetzliche 
Beschränkung des Fürsten durch das Volk und seine Repräsen- 
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tation, denn das Gesetz und die Verfassung allein schützen das 
Volk nicht gegen Unrecht und Gewaltsamkeit, wenn nicht die 
Aufrechlerhaltung jener gesichert ist. Aber suchen wir in der 
bezeichneten Aufgabe nicht vielleicht etwas , was gar nicht zu 
finden ist, was sich widerspricht? Der souveräne Monarch soll 
sein Volk beherrschen, und doch soll dieses seinerseits ihn zu 
beschränken das Recht haben. Liegt hierin kein Widerspruch? 
Das System der Beschränkung zwischen Fürst und Volk, hat man 
gesagt, ist ein solches, welches den ethischen Principien, die den 
Staat beherrschen sollen, widerspricht, weil es von einem System 
der mechanischen Kräfte abslrahirt ist und zu einem sich gegenseitig 
aufhebenden zerstörenden Mechanismus der Staatsgewalten führt. 
Nicht die Idee eines Mechanismus, sondern die eines Organismus soll 
den Staat und seine Glieder beherrschen. Was zuerst den vermeint- 
lichen logischen Widerspruch belriffl, so ist ein solcher nicht vorhan- 
den; die Beschränkung der Staatsgewalt unter gewissen, ge- 
nau bestimmten Bedingungen, der Abweichung vom Ge- 
setz, widerspricht nicht im Mindesten der allgemeinen gesetzlichen 
Herrschaft der Staatsgewalt. Ein logischer Widerspruch ist nur 
vorhanden, wo Entgegengesetztes in denselben Beziehungen be- 
hauptet wird; diess aber findet hier nicht statt. Auch liegt kein 
Widerspruch gegen die ethische Idee darin, wenn mündige Söhne 
ihren Eltern unter gewissen Bedingungen den Gehorsam ver- 
sagen, dann nämlich, wenn dieser Gehorsam dieselben zu offen- 
barer ethischer Pflichtverletzung führen würde. Wer die Idee 
der Beschränkung der Staatsgewalt darum verwirft, weil ethische 
Kräfte den Organismus des Staats beherrschen sollen, der stellt 
den Staat auf eine ideale Basis, welche in der Wirklichkeit nicht 
exislirt. Das Staatsrecht hat den Staat und die menschliche Natur 
zu nehmen, wie sie sind; es hat die Menschen weder als gut 
noch als schlecht vorauszusetzen, wohl aber als fähig zum Guten 
und Schlechten und als geneigt zum letzteren. Es muss die ethi- 
schen Kräfte des Menschen in Anspruch nehmen, aber es kann den 
selben nicht vorschreiben, den ganzen Staat zu beherrschen, denn 
soweit geht nun einmal die Herrschaft dieser Kräfte nicht. Wo 
sie aufhört, da muss der Zwang des Gesetzes der Beschränkung 
eintreten. Das System der Gegensätze und ihrer gegenseitigen 
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Beschränkung ist daher im Menschenleben , wie in der Naiur, 
zwar nicht etwas Ursprüngliches und für sich bestehendes, wohl 
aber etwas Natürliches und Nothwendiges im Organismus des 
Lebens. Der Organismus schliesst einen Mechanismus nach allen 
Seiten in sich. In analoger Weise wie der lebendige Naturorga- 
nismus die Gegensätze, den Kampf der physikalischen, chemischen 
Elemente und Kräfle in sich fasst und sich unterordnet, ebenso der 
politische Organismus die Gegensätze und den Kampf seiner ver- 
schiedenen socialen und politischen Elemente und Kräfle. Die Be- 
schränkung der Staatsgewalt ist nun aber keineswegs wesentlich in 
einem mechanischen Sinne denkbar, denn es sind sich selbst beslim- 
mende menschliche Personen, welchen die politischen Kräfte in- 
wohnen, und sie bestimmen sich selbst nach Bedürfnissen und 
Zwecken, die nicht durchweg im Gegensatz zu einander stehen. 
Es kommt desshalb in Betracht, was schon Brougham in seiner 
polilical philosophy II , 2 in dem Capftel über die balances und 
checks sehr gut entwickelt hat, dass die Beschränkung der 
Staatsgewalt weit weniger bewirkt wird durch die unmittelbar 
von den andern Partheien, Gliedern ausgehende beschränkende 
Thäligkeit, durch den physischen Widersland, als durch die be- 
wusste Rücksicht, die von der Staatsgewalt auf diese Beschrän- 
kung genommen wird, durch die Besorgniss, es bis aufs Aeusserste 
zu treiben, durch die Rücksicht auf die möglichen Folgen einer 
Handlung, an welcher unmittelbar die Staatsgewalt nicht verhin- 
dert werden könnte. Man kann sich diess deutlich machen an 
dem Beispiel der Furcht vor der Strafe, welche Furcht in einer 
weil umfassenderen Weise von Verbrechen zurückhält, als die 
wirkliche Strafe für sich genommen es zu thun vermöchte. Auf 
diese Weise wird die Beschränkung der höchsten Staatsgewalt 
durch das Volk allmälig eine Selbstbeschränkung derselben durch 
Rücksichtnahme auf die von Seiten des Volks wahrscheinlich ein- 
tretende Beschränkung, und diese letzlere geht zuletzt über in 
eine freiwillige als Rechtspflicht anerkannte Rücksichtnahme auf 
das Recht des Volks. Wir dürfen uns also durch jene Einwürfe 
an dem System der politischen Beschränkung nicht irre machen 
lassen. Es versteht sich aus der bezeichneten Idee der Be- 
schränkung der Staatsgewalt von selbst, dass ein staatsrechtliches 
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bloss auf gegenseitige Beschränkung gebautes System seiner ethisch- 
natürlichen Grundlage entbehren, folglich in der Theorie wie in der 
Praxis unhaltbar sein und zu Widersprüchen führen würde. Die ge- 
setzliche Beschränkung muss vielmehr aus der Organisation des 
Staates selbst, nach dem Gesetz der sittlich-natürlichen Rechtsidee 
hervorgehen. 

Fassen wir die oben bereits bezeichneten natürlichen Rechts- 
bedürfnisse der monarchischen Staatsgewalt und des Volks in ihrem 
Verhällniss zu einander auf, so schliesst das erstere offenbar ein 
die einheitliche herrschaftliche Leitung aller politischen Functionen, 
denn ohne dieselbe geht das Gleichgewicht, die Harmonie des- 
selben verloren. Das RechtsbedUrfniss des Volks umfasst wesent- 
lich, um die gesetzliche Ordnung den möglichen Eingriffen der 
Staatsgewalt gegenüber zu sichern , den gesetzmässigen Einfluss 
der Volksrepräsentation auf die Gesetzgebung und auf die Regie- 
rung und Verwaltung in ihren Hauplzweigen , nämlich der Con- 
trole derselben, ob sie kein Gesetz verlezt hat. Weiler geht 
das RechtsbedUrfniss des Volkes nicht und weiter auch nicht seine 
Rechtsfähigkeit. Was die Gesetzgebung betrifft, so umfassen die 
Fähigkeiten der Volksrepräsentanten vorzugsweise die Beziehung 
derselben auf die Interessen und staatsbürgerlichen Rechtsbedürf- 
nisse des Volks, weniger den Zusammenhang der Gesetze unter 
sich und mit dem ganzen Organismus des Staats. In Rücksicht 
auf die Regierung kann die Rechtsfähigkeit der Volksrepräsenla- 
lion nicht weiter gehen, als eine Controle auszuüben, denn jedes 
Eingreifen würde die Einheit der Regierung hemmen. Die Rechts- 
fähigkeil der Staatsgewalt ist eine andere und beziehungsweise 
grössere. Nehmen wir auch an, dass die aligemeine politische 
Bildungsfähigkeit der Mitglieder der Staatsgewalt nicht grösser 
ist als die der Volksrepräsentanfen, so haben sie doch vor diesen 
den Vorzug, dass sie ihre politischen Fähigkeiten durch die Pra- 
xis umfassender ausgebildet haben. Für die Regierungsfunction 
sind sie allein mit der nöthigen Macht, Autorität und den ein- 
zelnen Fertigkeiten und Kenntnissen ausgerüstet. Hiedurih wird 
die Grenze der beiderseitigen Rechte für die Handhabung des 
constitutionellen Systems scharf genug bezeichnet. Diese Grenze 
aber wird sich allerdings noch schärfer bestimmen lassen, wenn 
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diese Principien auf ein bestimmtes gegebenes Volk angewendet 
werden. So werden z. B. in einem Staate, dessen Vollisreprä- 
sentanten mit grösseren politischen Rechtsfähigkeiten ausgerüstet 
sind, wie in England, mit Deutschland verglichen, auch die poli- 
tischen Rechte derselben grössere, umfassendere sein müssen. 
Es wird ferner auch darauf ankommen, ob die oben bezeichneten 
Bedürfnisse der Monarchie in einem Volke grösser oder gerin- 
ger sind. Hieraus ergiebt sich, dass wenn das parlamentarische 
System in der oben bezeichneten Bedeutung in England ganz 
zweckmässig und berechtigt wäre, hieraus noch nicht folgte, dass 
es den Rechtsbedürfnissen der deutschen Staaten entspräche. Aber 
auch seine natürliche Berechtigung für England wird von Manchen 
in Frage gestellt, am entschiedensten neuerlich von Gneist. Ob 
durch das parlamentarische System das Souveränetätsrecht des 
Monarchen durchbrochen wird, darüber wollen wir nicht streiten, 
weil das bei der Biegsamkeil dieses Begriffs ein Wertstreit sein 
würde, allein nicht zu bestreiten ist, dass die der Monarchie 
ihrem Begriff nach nölhige einheitliche planmässige Leitung der 
Angelegenheiten des Staates durch ein System gänzlich gehemmt 
wird, welches die Leitung des Staats von den Ansichten des der 
Regierung- gegenüberstehenden Volks abhängig macht. Mit einem 
Worte, die oben bezeichnete Grenze des natürlichen Rechts des 
Volks wird durch das parlamentarische System überschritten , in 
sofern es cie höchste Staatsgewalt nicht nur dem Gesetz unter- 
wirft, was durchaus nöthig ist, sondern auch dem Willen und 
den Ansichten einer Macht, welche die Fähigkeiten zur höchsten 
Herrschaft nicht in gleichem Maasse besitzt und auch ihrerseits, 
unabhängig geworden , die Schranken des natürlichen Rechts zu 
überschreiten geneigt ist. 

Aber ist das parlamentarische System nicht das einzige Mit- 
tel der Slaatsklugheit, um dem System des Dualismus und der 
Corruption, dem sogenannten Schein-Constitutionalismus auch in 
Deutschland zu entgehen? Wir geben zu, dass eine Staatsver- 
fassung nichts zu bedeuten hat oder vielmehr corrumpirende 
Wirkungen hervorbringt, wenn sie nicht in die Praxis des Volks 
und der Staatsgewalt übergeht, wenn es den Ministern der Staats- 
gewalt freisteht, das Gesetz auszuführen oder nicht, mit andern 
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Worlen, wenn die Minister nicht zur Befolgung der Verfassung 
irgendwie genölhigt werden. Aber wir läugnen, dass dieser 
Zweci(, die Erhaltung, Sicherung des gesetzlichen Zustandes nur 
durch das pailamo^ntarische System erreicht werden könne. Es ist 
zur Ausübung des nöthigen geselzlichen Zwangs nicht erforder- 
lich , dass die höchste Staatsgewalt ihre Diener nach den An- 
sichten der Majorität der Volksrepräsentation zu wählen genöthigt 
sei, sondern es ist nur nöthig, dass sie solche wählen muss, die 
fest entschlossen oder genölhigt sind, die Verfassung zu beobach- 
ten, den gesetzlichen Zustand zu erhalten. Diese Nöthigung lässt 
sich dadurch bewirken , dass die Uebertretung des Gesetzes zur 
Verurtheilung , Bestrafung durch einen höchsten unparlheiischen 
Gerichtshof führt, von welcher keine Gnade der höchsten Staats- 
gewalt sie lossprechen kann. In England wenigstens hat diess 
Gesetz mit dem der regelmässigen Versammlungen des Parla- 
ments, wie ßurke (im Eingang seiner Betrachtungen über die 
französische Revolution) bemerkt, die Nation gegen die Will- 
kür der Staatsgewalt geschüzt. Wenn wir in Deutschland Bei- 
spiele des Gegentheils erlebt haben , so konnte diess nur ge- 
schehen, indem der natürliche Gang des staatsrechtlichen Processes 
innerhalb eines kleineren Staates durch das bewaffnete Einschrei- 
len grösserer Staaten gehemmt wurde. Sehen wir indess von 
grösseren Staaten ab und kehren zurück zu der Aufgabe des 
Staatsrechts, für Conflicte, die zwischen der Staatsgewalt und 
der Volksrepräsentation entstehen, die dem natürlichen Refcht an- 
gemessene Ausgleichung zu suchen, oder was noch besser ist, 
die Conflicte zu vermeiden. 

Die bezeichneten Conflicte können am besten, ja sie können 
im Grunde nur dadurch vermieden werden, dass beide Theile, 
Staatsgewalt und Volk, an dem Wege des natürlichen Rechts 
festhalten, dass sie dem Princip desselben zufolge ihre gegen- 
seitigen Rechte und Rechtspflichten möglichst scharf feststellen 
und die Beherrschten direct, die Herrschenden indirect zur Er- 
füllung ihrer Rechtspflichten nöthigen. Für verschiedene Ansich- 
ten innerhalb dieser Grenzen bietet die Verfassung Ausgleichungs- 
mittel, die ausreichen werden, wenn beide Theile von der Ge- 
Mnnung, dem Streben beseelt sind, den gesetzlichen Zustand 
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anzuerkennen und aufrecht zu erhallen. Wie aber, wenn beide 
Glieder des Staats oder eines derselben nicht auf diesen Stand- 
punkt sich stellt, wenn entweder die Volksrepräsentation über- 
mässige Rechte in Anspruch nimmt, oder die höchste Staatsgewalt 
an den Traditionen eines früheren positiven absoluten Staatsrechts 
festhält? Das Erstere kommt seltener hervor und ist nur gefähr- 
lich hei einer beginnenden oder zu fürchtenden Revolution, wenn 
dem Fürsten nicht mehr die volle souveräne Gewalt zu Gebote 
steht. Einzelne sogenannte Revolutionäre sind in den Monarchien 
zu allen Seiten leicht beseitigt worden. Weit häufiger und ge- 
fährlicher ist der zweite Fall. Wenn die höchste Staatsgewalt 
auf den Standpunkt des sogenannten constitutionellen Rechts nicht 
eingeht, wenn sie den Staat als ein ererbtes Eigenthum der Dy- 
nastie ansieht, wenn sie dem Volke gegenüber nur Pflichten, 
keine Rechtspflicihten anerkennt, dann freilich entstehen nolh- 
wendig Conflicte zwischen der Staatsgewalt und dem Volke, 
wenn das letztere an einer Constitution festhält, die für die 
Staatsgewalt keine Bedeutung hat. Für solche Conflicte aber, 
— es ist wichtig, sich das zum Bewusstsein zu bringen — besizt 
die Staalsklugheit so wenig als das Staatsrecht ein Ausgleichungs- 
mittel, denn sie sind ihrer Natur nach nothwendig und unlösbar. 
Zur Annahme des parlamentarischen Systems wird sich die höchste 
Staatsgewalt auf einem solchen Standpunkte noch weniger ent- 
schliessen, als zur Befolgung des bezeichneten natürlichen Rechls- 
princips, weil jenes bei weitem grössere Opfer von derselben in 
Anspruch nimmt. Und das Opfer wird noch bedenklicher durch 
die Aussicht, dass demselben grössere Opfer folgen werden, 
denn wenn die Grenze des natürlichen Rechts durch Aufgehen 
der souveränen Leitung der Staatsangelegenheiten einmal über- 
schritten ist, dann wird es schwieriger, weiterhin feste Grenzen 
zu ziehen, weil sie in diesem Falle nicht mehr durch das Recht, 
sondern durch die principlose Staatsklugheit gezogen werden. 

Stehen also der Theorie des philosophischen Staatsrechts keine 
Ausgleichungsmiltel zu Gebote für Conflicte, die sich nothwendig 
und unlösbar aus den verschiedenen Standpunkten der Glieder des 
Staats, des Fürsten und des Volks ergeben, so hat sie als solche 
keine Antwort mehr auf die Frage : was beide Theile thun sollen, 
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wenn solche Cunflicte eintreten. Sie mus» die Beantwortung dieser 
Frage entweder der Staatsklugheit, oder der Sittenlehre oder bei- 
den zusammen überlassen. Die Staatsklugheit räth beiden Thei- 
len auf den Standpunkt des ihnen gemeinsamen natürlichen Rechts 
sich zu stellen, weil das Verlassen desselben beide Theile mehr 
oder weniger zum Verderben führt. Die Glieder des Volks, welche 
leichtsinnig revolutionären Gelüsten iind Vorstellungen sich hin- 
geben, erleiden gerechte Bestrafung; die Fürsten, welche auf 
den Rechtsstandpunkt einer gesetzlichen Ordnung, welche im 
Volke anerkannt ist, gar nicht eingehen, oder den gesetzlichen 
Zustand durch ihr willkürliches Verfahren fortwährend aufheben, 
haben — nach dem natürlichen Gange menschlicher Dinge, nicht 
nach den Lehren des Staatsrechts, dessen Theorie, wie bemerkt, 
hierher nicht reicht — eine Revolution zu erwarten. Die Rück- 
sicht auf ihre Selbslerhaltung muss ihnen rathen, Gerechtigkeit 
zu lernen, (discere justitiam monili). Von Lehren und Ge- 
boten auf dem Gebiete der Politik zu reden, werden die Meisten 
für überflüssig halten, wie denn auch Mohl etwaige Versuche, 
„die Dinge ins Gewissen zu schieben", in Rücksicht auf die Re- 
genten nämlich , für ganz wirkungslos hält. Aber das Sittenge- 
setz gebietet ohne Rücksicht auf die Wirkungen, die es hervor- 
bringt; es wendet sich an alle, die ein Gewissen haben, um es 
verstehen zu können auf gleiche Weise, und dazu gehören doch 
auch wohl die christlichen Regenten christlicher Staaten. Oder 
gehört es etwa zu den Lehren der modernen christlichen Staats- 
weisheit, dass auf dem politischen Gebiete die Lehren der ge- 
wöhnlichen Moral nicht gelten ? Mit welchem Recht aber schreit 
man in diesem Falle so heftig gegen Machiavell? Doch nein! 
sie soll ja auch im ganzen Umfange gelten für die Rechlspflich- 
ten der Völker gegen den Monarchen, und nicht für die Rechts- 
pfliehlen dieser gegen die Völker; dort nüzt sie als Mittel zum 
Zweck , hier wird sie unbequem. Allein das sillliche Gesetz 
lässt sich auch von den Klügsien niemals ungestraft verach- 
ten. Wenn die Mächligen ihre Rechtspfiichten nicht erfüllen, so 
darf man in einer Zeil, in welcher das Volk immer mehr zum 
Bewusstsein seiner natürlichen Stellung zur Staatsgewall gelangt 
ist, nicht erwarten, dass das Volk den sittlich-rechtlichen Stand- 
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punkt auf die Dauer festhält, denn die Zeiten sind vorbei, in 
welchen der biblische Ausspruch: Seid unterthan der Obrigkeit, 
als Regel für die Ausübung <ler politischen Pflichten genügte. 
Das Sittengesetz gebietet allerdings allen Unterthanen die Rechls- 
pflichl des Gehorsams, aber nicht eines unbedingten Gehorsams 
gegen Befehle, die den gesetzmässigen Rechtszusland aufheben, 
sondern die des verfassungs- oder gesetzmässigen Gehorsams. 
Mit der Rechtspflicht des letzteren ist unzertrennlich verknüpft 
die Rechtspflicht zum Widerstand gegen das Gesetzwidrige. Die- 
ser Widerstand aber beschränkt sich auf Unterlassung des Ge- 
setzwidrigen. Die Rechtspflicht gestattet nicht eine weitere Auf- 
lehnung gegen die Staatsgewalt, denn eine solche würde ihrer- 
seits die gesetzliche Ordnung aufheben, welche mit allen Kräften 
aufrecht zu erhalten die Pflicht des Volkes, jedes Unterthanen wie 
der Staatsgewalt ist. Der Anwendung von Gewalt wird sich der 
Unterthan enthalten schon aus Furcht vor Strafe. Wie aber, wenn 
nun die Staatsmacht Gewalt anwendet zur Durchführung des Ge- 
setzwidrigen ? Die Moral kann kein anderes Gesetz aufstellen, 
als die Pflicht, den gesetzlichen oder Rechtszustand wieder her- 
zustellen ; sie kann also dem Volke auch jetzt nicht gestatten, durch 
Anwendung von Gewalt gegen die höchste Staatsmacht nun auch 
ihrerseits den Rechtszustand aufzuheben. Ein natürliches Recht 
zur Revolution kann es für das Volk nicht geben. Aber es kann 
auch keine sittliche Pflicht geben, die Tyrannei einer unrecht- 
mässigen Gewaltsamkeit zu dulden; durch bloses Dulden kann der 
gestörte Rechlszustand nicht hergestellt werden. Das natürliche 
Recht der Nothwehr gestattet, unrechtmässiger Gewalt Gewalt 
entgegenzustellen , aber nicht weiter als die Noth eben es er- 
fordert. Die Wiederherstellung des Rechtszustandes soll der 
Zweck uiid der Maassstab der Nothwehr sein. — Es mag manchem 
bedenklich erscheinen, selbst innerhalb der bezeichneten Grenzen 
ein Recht des Widerstandes des Volks an^.uerkennen , allein die 
Einwürfe, die man dagegen zu erheben pflegt, dass eine solche 
Lehre, welche das Volk zum Richter in eigener Sache mache, der 
Revolution Thür und Thor öffne, haben wenig zu bedeuten. Es 
ist durchaus nicht zu Türchten, dass in einem nur halbweg orga- 
nisirten gerecht regierten Staate ein Volk wegen geringfügiger 
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Rechtsverletzungen zu einer Revolution sich erhebe. Die ge- 
schichtliche Erfahrung zeigt, dass die factischen Missverhältnisse 
und die Verletzungen des natürlichen Rechts gross sein müssen, 
wenn es zu einer wirklichen Revolution, Aufhebung des bisheri- 
gen Rechtszustandes kommen soll, Versuche dazu in einzelnen 
Classen des Volkes oder gar von einzelnen Individuen, sind für 
keine einigermaiissen starke Regierung gefährlich. Anderseits 
aber beweist die Geschichte, wie auch Brougham bemerkt, dass 
nur diejenigen Völker ihre politische Freiheit zu erhalten ver- 
mochten, welche für dieselbe gegen die Eingnffe der Staatsge- 
walt kämpften oder zu kämpfen bereit waren. Denn zum wirk- 
lichen Kampf kommt es natürlich nicht , wenn der Fürst sein 
Volk entschlossen und kräftig genug sieht, seine natürlichen Rechte 
nöthigenfalls mit Gewalt zu behaupten. Dass dagegen die Lehre von 
der Rechtspflicht des unbedingten Gehorsams gegen die Staatsgewalt 
die Völker der unerträglichen Tyrannei des Despotismus Preis 
giebt und sie dadurch der Erschlaffung, der Auflösung, dem 
Untergang entgegenführt, hiefür liefert die Weltgeschichte leider 
zu viele Beweise. 

Nachdem eine natürliche Grenze der Rechte des Volkes und 
der Staatsgewalt in der Monarchie nachgewiesen worden ist, er- 
giebt sich für die Wissenschaft des allgemeinen Staatsrechts nun 
die Aufgabe, diese Grenze noch näher zu bestimmen für die 
einzelnen vorzüglichsPen Culturvölker der Gegenwart. Hierauf 
indess einzugehen, würde uns hier viel zu weit führen. Wir 
wenden uns zur zweiten Hauptaufgabe. 

II. Die natürlichen Staatsrechte der verschiedenen 
Volksklassen, der Cor poratio-nen und Individuen. 

Die Rechte und Rechtspflichten des ganzen Volkskörpers 
überhaupt vertheilen sich nach dem Grundprincip ihrer verschie- 
denen natürlichen Rechtsbedürfnisse und Rechtsfähigkeiten sehr 
verschieden an die verschiedenen Klassen und Corporationen. 
Ferner sind die Volksrechte verschieden ihrem Inhalt , Gegen- 
stande nach: wir unterscheiden die eigentlich sogenannten poli- 
tischen Rechte in Bezug auf die politischen Funktionen, d. h. die 
Thellnahme der einzelnen Klassen an den Funktionen der Slaats- 
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gewalt und der Volksiepräsentation und die staatsbürgerlichen 
Rechte in Bezug auf die verschiedenen allgemeinen Bildungs- 
functionen, d. h. die Rechte der Selbstständigkeit und Freiheit 
der socialen Vereine und Individuen gegenüber dem Aufsichts- 
und Herrschaflsrechte der Staatsgewalt. 

1. Die politischen Rechte der verschiedenen VolksUassen. 

Wir unterscheiden drei verschiedene Gebiete dieser Rechte 
der Volksklassen und Individuen, an den politischen Funktionen 
Antheü zu nehmen : a} das des Eintritts in den Staatsdienst ; b} das 
der Ausübung politischer Functionen der Verwaltung und der 
Rechtspflege in der Gemeinde, sei es selbstständig oder unter 
Leitung der Staatsgewalt; c) das der grösseren oder geringeren 
Theilnahme an der Volksrepräsentation. 

Für die Zulassung zu den Staatsämtern ist das natürliche 
Recht der Individuen nach dem Maassstabe ihrer sittlichen intel- 
lectuellen und praktischen Fähigkeiten wohl im Allgemeinen so 
weit wenigstens anerkannt, dass das Prineip nicht geradezu be- 
kämpft wird, aber von einer solchen Anerkennung bis zur 
strengen Anerkennung und Durchführung eines Princips ist frei- 
lich noch ein weiter Schritt. Wenn der Forderung der sittlichen 
Charakterfestigkeit gewisse Ansichten, Confessionen substituirt 
werden, so liegt hierin theilweise wenigstens eine Verkehrung 
des natürlichen Rechtsprincips. Wenn von den Legitimisten und 
von unseren neuesten Socialpolitikern der erstorbene Standes- 
geisl des Adels und der Corporationen aus dem Mittelalter herauf- 
beschworen wird, als welcher einzig und allein die Kraft habe, 
den gesunkenen politischen Organismus wieder zu beleben, und 
an die Stelle des dürren Rechts- und Beamtenstaats zu treten, 
so wird hierdurch freilich nicht den solideren intellecluellen und 
praktischen Fähigkeilen das Recht abgesprochen , aber sie werden 
in den Schalten gestellt, geringgeschätzt. 

Was das Recht der verschiedenen Glieder des Volks zur 
unmitlelbaren Theilnahme an den politischen Functionen betrifft, 
so beschränkt sich dieses, seiner Natur nach, auf die höheren 
und mittleren Klassen, weil die niederen der wirthschafllichen 
Unabhängigkeit und auch der Fähigkeiten entbehren, die hierzu 
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nöthig sind. Diese Tlieilnahme ist im Wesentlichen eine zwie- 
fache : 1) selfgovernment der Gemeinden und der kleineren 
Bezirke in Rücksicht auf ihre eigenen Vervvaltungsangeiegen- 
heiten, so weit die Kräfte reichen; 2) Theiinahme an einzelnen 
Functionen der Regierung, besonders der Finanz-Verwaltung, 
der Polizei- und Criminalrechtspflege, so weil die Kräfte reichen 
unter der Leitung der Staatsgewalt, also in einem, den Bedürf- 
nissen und Fähigkeiten angemessenen Zusammenwirken mit 
derselben. 

Die Wichtigkeit der Rechte des Volks in den beiden be- 
zeichneten Beziehungen ist wohl im Allgemeinen immer mehr 
anerkannt worden; die nothwendigen Grenzen derselben pflegt 
man weniger zu beachten. Die Wichtigkeit der Rechte ist eine 
zweifache: in Rücksicht auf den Zweck, die Befriedigung der 
Rechtsbedürfnisse und andererseits für die Ausbildung der Rechts- 
fähigkeiten wie der sittlichen und producliven Kräfte des Volks 
überhaupt. Die politischen Bedürfnisse nämlich, welche durch 
das Volk selbst befriedigt werden sollen, sind solche, die aus 
besondern eigenthümlichen Zuständen des Volkslebens hervor- 
gehen, die, wenn ich mich so ausdrücken darf, an der peri- 
pherischen Seile des Volks - oder Staatslebens liegen. Diese 
Bedürfnisse nun kennt das Volk in seinen einzelnen Klassen 
am besten und hat auch den grössten Eifer, sie zu befriedigen, 
während der Staatsbeamte, ferner stehend und von aussen kom- 
mend , in beiden Beziehungen dem Gemeindegliede nachsteht. 
Ferner haben sich im Fortschritt der Kultur die nothwendigen 
Functionen und Geschäfte der Regierung und Verwaltung so 
sehr gehäuft, dass es wünschensweilh erscheinen muss, sie von 
den nicht nothwendigen, die das Volk selbst besorgen kann, zu 
entbinden. Dazu kommt in Betracht, dass die Dienste des 
Staatsbeamten Kosten verursachen, dem Volke wirlhschafthche 
Lasten auferlegen , welche möglichst zu erleichtern sehr wichtig 
ist. Andererseits aber bildet die Ausübung einer solchen Selbst- 
thaiigkeil des Volkes eine nothwendige Vorschule für diejenigen 
Individuen, die zur Vertretung des Volks berufen werden, für 
das ganze Volk aber eine nothwendige Schule des Gemeingeistes, 
der politischen Einsicht und Fähigkeit, die Hauplquelle eines 

9* 
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gesundes Sinnes Tür Freiheit im Bunde mit öiTentlicher Ordnung 
(vgl. J. S. Mill , polit. econ. V, 1 1. 2 IT.). Freilicli ist es aber 
nicht minder wichtig — und diese Kehrseite ist wohl zu beach- 
ten — dass die Rechte der verschiedenen Volksklassen nicht 
über das Maass ihrer Fähigkelten hinaus erweitert werden, wie 
es am offenbarsten gegenwärtig in den Staaten der Nordameri- 
kanischen Union stattfindet. Die nothwendige Folge einer Unter- 
scheidung des natürlichen Rechts nach dieser Seite hin ist, duss 
die Autorität der Regierung und die Würde des Gesetzes der 
Gerechtigkeit geschmälert und zerstört wird , wenn man bemerkt, 
dass diese Functionen leichtsinnig und ohne Sachkermtniss aus- 
geübt werden. Es werden durch Volksbeamte, deren Fähig- 
keiten dem übernommenen Amte nicht gewachsen sind, nicht 
nur die politischen und Rechlsbedürfnisse des Volks nicht be- 
friedigt, sondern auch die sittlichen und inlellectuellen solcher 
Volksbeamlen corrumpirt durch selbstgefälligen Dünkel und di- 
lettantische Oberflächlichkeit, besonders wenn solche Functionen 
ausgeübt werden, ohne alle Aufsicht der Staatsgewalt. Am 
wenigsten darf die Leitung der Angelegenheiten der höheren 
Bildungsfunctionen der Kirche, des Volksunterrichts der Gemeinde 
überlassen bleiben. Die Fähigkeilen der Völker zum selfgo^ern- 
ment sind, auch abgesehen von der Bildungsstufe überhaupt, 
sehr verschieden 5 auch kommt die Verschiedenheit der Gebiete 
hierbei gar sehr in Betracht. Allein im Allgemeinen kommt doch 
auch für diese organisirenden Functionen der Staatsgewalt jenes 
universelle Gesetz in Betracht, dass mit dem Fortschritt der 
inlellectuellen Kultur alle organisirenden Functionen immer man- 
nigfacher und complicirter geworden sind, folglich der Aufsicht 
und Leitung durch eine zweckbildende ordnende höchste Macht 
bedürfen. Selbst in England, wo die Fähigkeilen der höheren 
und mittleren Klassen in dieser Rücksicht am meisten entwickelt 
sind, beschränkt sich, nach Gneist, die Selbstständigkeit der 
Gemeinden oder die Decentralisation auf das Gebiet der Ver- 
waltung und zwar 1) auf die Bestreitung gewisser Geldkoslen 
durch gesetzliche Communalsteuern; 2} die Verwaltung gewisser 
Aemter durch ansässige Männer aus dem Communalverbande in 
unentgeldlichem Ehrendienst. In Gneists bekanntem Werke 
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findet man auch Näheres über die grössere und geringere Selbst- 
ständigkeit der Gemeinden in Rücksicht auf die verschiedenen 
Gebiete der Verwaltung. Gneist legt auf die Erfüllung der 
Rechtspflichten im Gemeindeleben von Seiten der höheren und 
auch der mittleren Klassen ein so grosses Gewicht, dass er ge- 
neigt ist, die Verfassungsrechte ganz aus den Verwaltungsrechten 
im Staate abzuleiten — worin jedoch jedenfalls nur eine relative 
Wahrheit liegt, da Verfassung und Verwaltung sich gegenseitig 
bedingen. 

Im engsten Zusammenhange mit den politischen Rechten derTheil- 
nahme der verschiedenen Volksklassen an den Functionen des Staats 
stehen die Rechte derselben inBezugauf die Volksrepräsenlation. Es 
sind hier zunächst zwei Gebiete oder vielmehr Abstufungen der- 
selben zu unterscheiden : das Recht zu vertreten , oder als Volks- 
vertreter gewählt zu werden und das Recht vertreten zu wer- 
den, woran sich knüpft, das einen Vertreter zu wählen. Wenn 
man vom Rechte der Volksvertretung überhaupt redet, so meint 
man unbestimmt das eine mehr active oder das andere mehr 
passive, oft auch beide zusammen. Es ist, um Verwirrung der 
Begriffe zu vermeiden, wichtig, das eine vom anderen bestimmt 
zu unterscheiden : das active Recht zu vertreten , setzt nicht ge- 
ringe Fähigkeiten voraus; das passive Recht vertreten zu werden, 
ist weniger auf Fähigkeiten als auf Rechtsbedürfnisse gegründet. 
Wir fassen genauer ins Auge das Recht der verschiedenen 
Glieder des Volks vertreten zu werden , dann das Recht zu ver- 
treten und endlich das Recht einen Vertreter zu wählen. 

Was zuerst die Rechte der verschiedenen Glieder des Volks 
vertreten zu werden betrifft, so ist die Cardinalfrage die, nach 
welchem Princip soll die Vertretung der einzelnen Glieder und 
Klassen des Volks stattfinden ? Die Beantwortung der Frage : 
wer soll vertreten werden? scheint sich von selbst zu ver- 
stehen , nämlich : das ganze Volk in seiner wesenilichen organi- 
schen Gliederung. So weit ist indess die Praxis mit ihrer Ver- 
tretung örtlicher Districte und der Kopfzahl noch nicht gekommen. 
Wir werden sehen, dass die auf dieser unnatürlichen Grundlage 
begründeten Einrichtungen dem natürlichen Recht widersprechen ; 
von den neuesten Theoretikern der Volksrepräsenlation in 



^34 üeber die Grenzen der nalürlichen Rechte 

Deutschland ist das Verkehrte derselben im Allgemeinen aner- 
kannt. Ueber das Princip der Vertretung aber herrschen noch 
verschiedene Ansichten ; auch hier hat man angefangen, das alt- 
hergebrachte Princip des Census als ungenügend zu erkennen, 
an die Stelle desselben jedoch meistens die besonderen Interessen 
der einzelnen Glieder des Volks gesetzt, so dass man doch wie- 
der auf den Besitz als das Wesentliche zurückkommt. Die jetzt 
in Deutschland bei unseren Socialpolitikern populär gewordenen 
Ansichten sind unseres Wissens auf dem Gebiete des philosophi- 
schen Staatsrechts von Stahl forniulirt worden; sie sind im Wesent- 
lichen folgende: 

Nach Stahl (Rechtsphilosophie II. 2, 264 ff. 2. Aufl.) ist 
die Absicht der Volksvertretung das besondere inwohnende 
Interesse eines jeden Standes ; jedem Stand sind seine besondere 
Bedeutung und seine Vjortheile im Einklang mit dem Ganzen zu 
erhalten. Die Art der Repräsentation richtet sich nothwendig 
nach dem gegebenen Zustand der Stände, denn sie soll nur die 
im Volke vorhandenen Elemente und je nach ihrem vorhandenen 
Verhältniss darstellen und zur Wirklichkeit bringen. Das Grund- 
eigenthum muss daher das bedeutendste Moment der Vertretung 
bilden. Mil Unrecht fordert man einen Antheil an der Volks- 
vertretung für diejenigen Individuen und Volksklassen, welche 
persönlich keine bestimmte gesicherte Stellung im Organismus 
des Gemeinzustandes haben. Zu solchen gehören die soge- 
nannten (geistigen) Capacitäten, die Proletarier und die Capi- 
talisten. Der Besitz ist in doppelter Beziehung die nothwendige 
Qualification für die Volksvertretung, einmal weil er mit einem 
gewissen Stand oder einer Corporation verbindet, sodann weil 
er Unabhängigkeit und das allgemeine Interesse an der bestehen- 
den Ordnung verbürgt; — die nothwendige Bürgschaft der sach- 
lichen Interessen bleibt immer der erste Gesichtspunkt. 

Hier kommt zunächst zu Tage, wie wenig der Gedanke des 
sittlichen Reiches, den Stahl seinem Staatsrecht vorausschickt, 
eigentlich für seine Ansichten zu bedeuten hat. Wenn der Staat 
wirklich ein sitilich-rechlliches Reich ist, so folgt nothwendig, 
dass das was Stahl als zsXog der einzelnen Rechtsinstitute be- 
zeichnet, hier also Zweck und Lebensprincip eines wesentlichen 
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Gliedes der Organisation des Staates, seinen Ausgangspunkt in 
diesem sittlich-rechtlichen Reiche habe. Hievon aber ist bei Stahl 
nicht im Geringsten die Rede; er ist nur darauf bedacht, für 
den Gegenstand seiner persönlichen conservativen Sympathieen, 
für den landbesilzenden Adel, das Recht der Vertretung vorzugs- 
weise in Anspruch zu nehmen. Um zu diesem Ziel zu gelangen, 
deducirt er zuerst, das Princip der Volksvertretung müsse ein 
Gegenstand des besonderen Interesses jedes Standes sein, 
weil das, was Gegenstand gleichmässigen Interesses aller Staats- 
bürger ist, wie prompte Justiz, durch die Vertretung aller Stände 
immer von selbst mit gewahrt sei. Im Widerspruch hiermit wird 
später die principielle Bedeutung des Besitzes nach der einen 
Seite hin darauf zurückgeführt, weil er das allgemeine Interesse 
an der bestehenden Ordnung verbürge. Sollte denn dieses 
Interesse nicht zu denjenigen gehören, deren Vertretung allen 
Ständen gemeinsam ist! Mit welchem Recht pflegt man dasselbe 
allein oder vorzugsweise den Landeigenthümern zuzuschreiben? 
Insofern dieses Interesse ein sittliches patriotisches aller Staats- 
bürger ist, möchte doch schwerlich ein Grund vorhanden sein, 
es auf die Landeigenthümer zu beschränken ; in sofern aber die- 
ses Interesse ein sachliches an der Erhaltung des Besitzes durch 
die bestehende Ordnung ist, warum sollten die Handwerker, 
Manufacturisten , Kaufleute, Kapitalisten dasselbe nicht ungefähr 
in gleicher Weise haben, da ihre Geschäfte, sachlichen Interessen 
durchgängig ungefähr in gleicher Weise leiden, wenn der Rechts- 
zustand unsicher geworden ist? Ein Grund, der zuweilen ange- 
führt wird, dass die lezteren leichter den Staat verlassen können, 
ist so leichtfertig und oberflächlich, dass er keiner Widerlegung 
bedarf. Was nun aber die von Stahl deducirten speciellen sach- 
lichen Interessen des Besitzes betrifTl, so fragt sich, warum sol- 
len sie allein zum Maassstab des Vertretenwerdens dienen? Stahl 
gibt ausser dem Angefülirten nur noch zwei Gründe an. Das 
Recht der Vertretung müsse, weil es Theilnahiiie an der Herr- 
schaft sei, an gesicherten Besitz und wirthschaftliche Unabhängig- 
keit gebunden sein. Dieser Grund kann nur einen Schein von 
Bedeutung gewinnen vermöge der oben bezeichneten Begriffs- 
verwirrung: als ob das Recht vertreten zu werden einschlösse 
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das Recht selbst Vertreter zu sein! Der andere Grund ist der, 
dass der Besitz allein eine bestimmte Stellung innerhalb des Volks 
gewähre, weil nur die vorhandenen Elemente vertreten wer- 
den sollen. Wir geben zu, dass die vorhandenen Elemente ver- 
treten werden müssen, aber warum diese allein, warum nicht auch 
diejenigen, die im Werden begriffen sind? Die Ausschliessung 
des Werdenden durch das Gewordene hebt ihrer Idee nach alle 
Entwicklung auf und widerstreitet dem natürlichen Recht ganz und 
gar. Zuletzt aber müssen wir fragen: wie ist es der Natur der 
Sache nach möglich, dass die speeiellen Interessen des Besitzes, 
welche sonst als die sogenannten materiellen von der sogcnann- 
len christlichen Staatsphilosophie so tief herabgesetzt zu werden 
pflegen, den eigentlichen wahren und einzigen Bestimmungsgrund 
für ein Recht abgeben können, durch dessen angemessene Ge- 
staltung die Erhebung und das Heil der Staaten und Völker in 
so hohem Grade bedingt ist? Stahl ist doch schwerlich ein An- 
hänger der Lehre des contrat social, dass das wahre allgemeine 
Beste aus dem Kampfe der besonderen einander entgegenge- 
setzten Interessen hervorgeht. Wenn das Recht überhaupt in 
sittlichen Zwecken seine Grundlage hat, wie kann es da für 
eines seiner höchsten Gebiete seinen Bestimmungsgrund in spe- 
eiellen sachlichen Interessen erhalten, in etwas, welchem, gerade 
in dieser speeiellen Beziehung auf das besondere Glied kein 
ethisches Princip innwohnt, und worin auch kein begrenzendes 
Princip liegt. Allerdings ist der Census des Besitzes, schon im 
Alterthum zum Maassstab der politischen Rechte gemacht worden, 
weil derselbe mit Recht als die natürliche Grundlage der persön- 
lichen politischi5n Fähigkeiten angesehen wurde und in seinen 
Abstufungen bestimmte Merkmale der Classification darbot. Allein 
wenn ein solcher Maassstab für die einfacheren Wohlstands- und 
Bildungsverhältnisse der atheniensischen und römischen Bürger 
genügen konnte, so ist daraus nicht zu folgern, dass derselbe 
auch jetzt noch für unsere verwickelten, künstlichen Wohlstands- 
und Bildungsverhältnisse, vermöge deren Talent, sittliche und 
intellectuelle Bildung, politische Fähigkeiten mit gesichertem Be- 
sitz keineswegs Hand in Hand gehen, genügen müsse. Ferner 
kommt in Betracht, dass es hiebei zunächst nicht bloss um 
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Rechtsfähigkeil, sondern vorzugsweise um Rechtsbedürfnisse sich 
handelt. 

Gehen wir auf die Grundfrage zurück : nach welchem Princip 
sollen die Glieder des Volks vertreten werden? so folgt, aus 
dem Zweck der Volksrepräsentalioa in Rücksicht auf die Gesetz- 
gebung und aus unserem Grundprincip , dass alle Glieder und 
Classen des Volks gleichmSssig vertreten werden müssen und 
zwar nach dem Maassstabe ihrer wahrhaften natürlichen Rechts- 
bedürfnisse, Rechtsinleressen. Nicht das specielle Interesse eines 
Standes, Gliedes als solches in seiner Specialität gibt Berechti- 
gung, denn ein solches kann der Rechtsidee zufolge nur An- 
sprüche machen , insofern es in seinen Verhältnissen zu den 
andern Gliedern verhältnissmässig des Rechtsschutzes bedarf; 
diejenigen Interessen, welche nicht des Rechtsschutzes bedürfen, 
weil die Glieder sich selbst helfen können, ferner die Interessen, 
zu deren Rechtsschutz keine Fähigkeiten und Mittel vorhanden 
sind , können und müssen sich selbst überlassen , werden. Kann 
der Maassstab für die verhältnissmässige Vertretung der ver- 
schiedenen Glieder nur in der Verhällnissmässigkeit der natür- 
lichen RechtbedUrfnisse derselben liegen, so werden hiebei fol- 
gende drei Momenle in Betracht kommen müssen : der Grad der 
Intensität der Rechtsbedürfnisse für die Erhaltung eines Gliedes 
des Staates oder Volks, die Bedeutung der Rechlsbedürfnisse für 
die gesetzliche Ordnung des Ganzen und der Grad der Verbrei- 
tung der Rechtsbedürfnisse in der ganzen Bevölkerung. Keines 
dieser drei Momente kann für sich, sondern alle zusammen müs- 
sen den Maassstab bilden. Es würde mich Tür jetzt zu weit 
führen, diese Principien auf die gegenwärtigen Stände- und Clas- 
senverhällnisse der Culturvölker anzuwenden. Es versteht sich 
von selbst, dass die niederen Classen vertreten werden müssen, 
die Kirche und der grosse Grundbesitz in geringerem Maasse wie 
früher, die Wissenschaft und der Volksunlerrichl in weit höherem 
Maasse als bisher. 

Das aclive Recht der Vertretung, als Vertreter gewählt zu 
werden, setzt zuerst wirthschaflliche Unabhängigkeit, dann aber 
die sittlichen , inlellectuelien , politischen und besonderen Fähig- 
keiten für seine Functionen voraus. Diese Functionen sind im 
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Wesentlichen zwiefache, Vertretung der gemeinsamen Rechtsbe- 
dUrfnisse der Erhallung des gesetzlichen Zustandes und Ver- 
tretung der Rechtsbedürfnisse der besonderen Glieder, Corpora- 
tionen und Classen des Volkes. In der letzteren Rücksicht ist 
es wünschenswerlh und angemessen, dass der Vertreter derjeni- 
gen Classe, Corporation, die er vertritt, angehört, weil ein solcher 
durchgängig den grössten Eifer für das Rechtsinteresse und die 
grösste Sachkenntniss besitzt. Für die niederen Classen indess 
ist dieser Grundsatz nicht ausführbar, weil sie der nöthigen all- 
gemeinen Bildungsfähigkeiten entbehren. Hierin aber kann un- 
miiglich ein Grund liegen, dass sie nicht vertreten werden und 
gar keine politische Rechte haben sollen. 

Mit dem Recht vertreten zu werden hängt nach der andern 
Seite zusammen das Recht der verschiedenen Classen zur Wahl 
eines Vertreters. Für dieses nimmt man mit einem gewis- 
sen Grad der wirthschaftlichen Unabhängigkeit eine gewisse sitt- 
liche und intellecluelle Fähigkeit des Wählers in Anspruch, so 
dass auch in England die ärmeren und niederen Classen vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind. Gewiss im Allgemeinen aus 
guten Gründen, insofern die sittliche und intellecluelle Fähigkeit 
dieser Classen eine geringere und ihre Bestechlichkeit eine grös- 
sere ist. Nichls desto weniger widerspricht diess Wahlsystem 
dem natürlichen Rechtsprincip, insofern es einerseits den höhern, 
den mittlem und einem Theil der niederen Classen des Volks, 
deren Fähigkeit zur Wahl eines angemessenen Repräsentanten 
doch sicherlich nicht eine gleiche ist, ein gleiches Recht ein- 
räumt und andrerseits die ärmeren Classen ganz davon aus- 
schliesst. Man kann doch auch den letzteren nicht alle Fähig- 
keit zum Wählen absprechen, und wenn sie, nach dem natür- 
lichen Rechtsprincip , ein Recht haben vertreten zu werden , so 
müssen sie auch das Recht haben , einen Vertreter zu wählen. 
Eine grössere Erweiterung des Wahlrechts, wie sie jetzt in Eng- 
land beabsichtigt wird, beseitigt diese Ungerechtigkeit gegen die 
niederen Classen nur für eine verhällnissmässig geringe Anzahl. 
Wollte man aber das allgemeine Wahlrecht einführen, wogegen 
sich alle besonnenen Staatsmänner stemmen, so würde man nach 
der andern Seite hin das Princip des natürlichen Rechts in einem 
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um SO höheren Grade verletzen; die persönliche Abhängigkeit 
und die Bestechlichkeit der Wähler, die jetzt schon auch in Eng- 
land so gross ist, würde noch weit grösser werden. Was ist 
da zu thun? Der scharfsinnige Denker und Naiionalöconom 
J. S. M i II , der im Uebrigen so eifrig für die Rechte der nie- 
deren Classen kämpft, erklärt sich nichts desto weniger sehr 
entschieden gegen die Gleichheit des Rechts Überhaupt und gegen 
das gleiche der Wähler insbesondere (Thoughts on parliamentary 
reform p. 22. 23). Er stellt der Forderung des gleichen Rechts 
die factische Ungleichheit der Menschen in Rücksicht ihres Werlhs 
als menschliche Wesen und in Beziehung auf Geschäftsfähigkeit 
und Einsicht entgegen und fordert seinerseits, dass den Fähigeren 
nach dem Maassstabe ihrer höheren Qualification ein überwiegen- 
der Einfluss zugestanden werde. Er schlägt desshalb (zufolge 
einer Berichterstattung im Quarterly Review) vor, in einer spä- 
teren Zeit, die hietür reif wäre, den höher Oua'ificiilen nach 
diesem Maassstab eine gewisse Anzahl von Stimmen zu gewähren, 
z. B. dem gewöhnlichen ungebildeten Landmann eine, dem ge- 
bildeten zwei, dem Inspector (Superintendent of labour), dem 
Pächter, Manufacturislen drei, den Berufsklassen, die eine höherie 
inlellectuelle Bildung voraussetzen, fünf bis sechs u. s. w. Mir 
erscheint ein solches quantitatives Abmessen der Fähigkeiten nach 
Zahlen aus theoretischen Gründen bedenklich und in praktischer 
Rücksicht gefährlich , weil hierin eine Saat des Hasses und des 
Unfriedens zwischen den Individuen liegen würde. Wie sollen 
nach dieser Maassregel die niederen dienenden Classen gestellt 
werden? Sollen sie etwa Bruchlheile von Stimmen erhallen? 
Ein Hauptgrund der Uebelslände des gewöhnlichen Wahlsystems 
überhaupt liegt in dem Zusammenstimmen der ungleich Befähig- 
ten, die zufällig an demselben Orte zusammen wohnen. Hierin 
liegt der Widerspruch desselben mit dem natürlichen Rechts- 
princip. Man beseitige diesen dadurch, dass man die Individuen, 
die zu einer Classe gehören, d. h. diejenigen, welche ungefähr 
gleiche RechlsbedUrfnisse und gleiche Rechtsfähigkeiten haben, 
zusammen stimmen lässt. Durch ein solches Verfahren, wie es 
auch der Ordnung des verhältnissmässigen Vertretenwerdens ent- 
spricht, würden die Abstimmungen der höheren und mittleren 
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Classen eine von der Bestechlichkeit der niederen Classen nicht 
mehr abhängige Stellung erlangen. Den niederen Classen könnte 
unter diesen Umständen das Wahlrecht eingeräumt werden , aber 
es würde ihrer grossen Kopfzahl nach ein geringeres sein für 
das einzelne Individuum, wie es das natürliche Recht fordert. 
Die Wahlen der niederen Klassen müssten schon wegen der zu 
grossen örtlichen Entfernung in den grösser gewordenen Wahl- 
bezirken indirecte sein ; der Wahl-Candidat für die Volksvertre- 
tung könnte nur durch die von den niederen Classen gewählten 
Wähler gewählt werden ; hiedurch würde die Bestechlichkeit der 
niederen Classen durch den Wahl-Candidaten der Volksvertretung, 
wenn auch nicht beseitigt, doch sehr vermindert. Ueberhaupt 
käme die Wahlfähigkeit der niederen Classen weniger in Be- 
tracht, wenn sie nicht mit den höheren und mittleren Classen 
zugleich ihre Stimmen abgeben und dem Wahlrecht dieser hie- 
durch Eintrag thäten; auch würde ihre wirkliche Fähigkeit zum 
Wählen nicht durch Autorität oder Verführung der andern Clas- 
sen vom rechten Wege abgelenkt. Da endlich bei diesem Ver- 
fahren es nicht um einen Volksvertreter überhaupt, sondern um 
einen Vertreter der Rechtsbedürfnisse der niederen Classen sich 
handeln würde, so wären sie auch von dieser Seite darauf an- 
gewiesen, einen Fähigen zu wählen. 

II. Die staatsbfirgerlichea Rechte der socialen Vereine nnd Individuen. 

Weder das Alterthum noch das MUlelalter kennt solche 
Rechte. Bei den Griechen und Römern hatten die religiösen, 
wissenschaftlichen, socialen und wirthschafllichen Bildungsfunclio- 
nen und die hierauf bezüglichen Corporationen noch nicht eine 
hinreichende Selbstständigkeit erlangt, und der Staat nahm auch 
ihre Unteror<lnung zu sehr in Anspruch, als dass ein Rechtsbe- 
dürfniss staatsbürgerlicher Freiheit bei denselben sich hätte ent- 
wickeln können. Im Mittelalter kämpft die Kirche mit der Staats- 
gewalt um das Recht der Selbstständigkeit, aber es handelte sich 
dabei nicht um staatsbürgerliche Freiheit, sondern um völlige 
Unabhängigkeit; die Staatsgewalt blieb zu ohnmächtig, um den 
übermächtig gewordenen socialen Vereinen und Corporationen 
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staatsbürgerliche Freiheitsrechte, d. h. Rechte unter höchster Auf- 
sicht und Herrschaft der Staatsgewalt gewähren zu können. Viel- 
mehr errangen diese ihre Freiheitsrechte gegenüber der Staats- 
gewalt in selbstständigem Vertrag mit derselben und bildeten so 
einen Staat im Staate. Staatsbürgerliche . Rechte konnten erst 
entstehen, nachdem einerseits der Staat die socialen Vereine sich 
unterworfen und über ihnen seine selbstständige universelle 
Rechlsherrschaft festgestellt hatte, und nachdem andrerseits, der 
Kirche gegenüber, die Mittelklassen sich erhoben hatten und das 
Individuum zu einer gewissen sittlichen und intellecluellen Selbst- 
ständigkeit gelangt war. Jetzt aber niussten diese Rechte allmälig 
hervortreten, wenn durch die Staatsgewalt nicht alles selbststän- 
dige Geistesleben der Völker erdrückt, wenn gesetzliche Ordnung 
überhaupt begründet und erhalten werden sollte. Mit der fort- 
schreitenden sittlichen und intellectuellen Cultur nämlich, mit der 
fortschreitenden Entwicklung und Innern Selbstständigkeit der 
verschiedenen Bildungsfunctionen wurdt natürlicherweise einer- 
seits das Rechtsbedürfniss der Selbstständigkeit für die einzelnen 
socialen Vereine und für die Individuen grösser ; andrerseits aber 
wurden die Rechtsverhältnisse derselben zu, einander mannigfal- 
tiger und complicirter. Die nothwendige Folge war, dass die 
natürlichen Freiheitsrechte aller socialen Vereine das natürliche 
Herrschafls- oder Aufsichtsrecht der Staatsgewalt in Anspruch 
nahmen, um dieselben in ihren gegenseitigen Ansprüchen zu 
begrenzen, zu ordnen, um mit Einem Worte gesetzliche Ordnung 
im Organismus des Volks^ oder Staatslebens zu erhalten. Soll 
dieses letztere in seinen verschiedenen Gliedern und Elementen 
im natürlichen Gleichgewicht, in der Harmonie aller seiner Kräfte, 
in organischer Gliederung sich bilden und erhalten, so müssen alle 
ihrer Natur nach freie bewussle Bildungsfunktionen derselben von 
den socialen Vereinen frei und ungehemmt, so weit sie ihrer Idee 
entsprechen ausgeübt werden. Die erste Grundbedingung dieser 
Freiheit ist, dass die einzelnen Vereine, Glieder nicht gegenseitig 
in ihrem Wirken auf einander sich hemmen. Dies aber geschieht, 
wenn die einzelnen Glieder sich selbst und ihrer V^illkür über- 
lassen bleiben, nicht etwa nur zufällig und selten; die stachelnden 
Bedürfnisse der Selbsterhaltung und die natürlichen Neigungen 
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zur Selbstsucht machen die Ueberschreilung der natürlichen, 
durch die Idee begrenzten RechlsansprUche zu einer ganz ge- 
wöhnlichen Sache. So schliesst das natürliche Freiheitsbedürfniss 
jedes socialen Vereins, jedes Individuums das natürlichen Rechts- 
bedürfniss in sich, gegen die Willkür anderer geschützt zu werden, 
führt also, da nur die Staatsgewalt in letzter Instanz diesen Schutz 
unpartheiisch und wirksam auszuüben vermag, mit Nothwendig- 
keit zum natürlichen Schutz- und Aufsich Is-Recht der Staats- 
gewalt. 

Dieses nothwendige Gesetz des natürlichen Staatsrechts, dass 
den staatsbürgerlichen Freiheilsrechten der socialen Vereine und 
Individuen das Aufsichlsrecht des Staats gegenübersteht, kann 
nicht umgeslossen werden durch die Behauptung von höhern 
göttlichen Rechten eines socialen Vereins oder von ursprünglichen 
natürlichen Rechten der Individuen. Die katholische Kirche nimmt 
auch jetzt noch ein Recht der Unabhängigkeit von der Staats- 
gewalt in Anspruch, weil dieses aus der göttlichen Offenbarung 
stamme. Allein die göttliche Offenbarung bat ihrer Natur nach 
mit Rechtsansprüchen nichts zu schaffen, es sind zwei verschie- 
dene Gebiete, welche einander nicht berühren können. Die natür- 
lichen Rechtsansprüche der christlichen Kirche müssen wie die 
jedes andern socialen Vereins, durch Naehweisung der natürlichen 
Rechtsbedürfnisse und Rechtsfähigheiten derselben begründet wer- 
den, worauf wir unten zurückkommen. So viel aber ist von 
vornherein klar, dass diese beiden Principien unmöglich zu einem 
Recht unbegrenzter Unabhängigkeit führen können und dass auch 
die natürlichen Rechtsansprüche der andern socialen Vereine eine 
Begrenzung der Rechtsansprüche der Kirche nöthig machen. — 
Was die ursprünglichen natürlichen Freiheitsrechte betrifft, welche 
man den Uebergriffen der absoluten Staatsgewalt entgegengestellt 
hat als vom Staat und von allen Verträgen der Menschen unab- 
hängig, so ergibt sich aus allem Vorhergehenden von selbst, 
dass von ursprünglichen absoluten Rechten der Individuen vor 
dem Staat, oder ganz ohne Beziehung zum Staat nicht die Rede 
sein kann, dass alle Freiheitsrechte der Individuen, sobald es 
sich um Thätigkeiten handelt , die wirksam in das Leben des 
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Volks eingreifen, der Begrenzung bedürfen, dass ihnen ein Auf- 
sichtsrecht der Staatsgewalt gegenübersteht. 

Was nun das Princip der Begrenzung der staatsbürgerlichen 
Freiheitsrechte betrifft, so bedarf es hier nicht eines wiederhol- 
ten Nachweises , dass weder die Ableitung derselben aus der 
Vernunft, noch die Bestimmung derselben nach Rücksichten 
des öffentlichen oder Volkswohls ein Princip gewähren. Gehen 
wir auf unser Grundprincip zurück, so ergibt sich von selbst, 
dass das natürliche Rechtsbedürfniss jedes socialen Vereins sich 
auf die Leitung der ihm eigenthümlichen Bildungsfunclionen 
beschrankt, das der Kirche also auf Organisation des Cultus oder 
des Gottesdienstes überhaupt, auf den religiösen Unterricht u. s. w. 
und dass die specifischen Rechtsfähigkeiten jedes socialen Vereins 
nur das ihm eigentliche Gebiet umfassen. Keiner ist berechtigt, 
über diese Grenzen' hinaus selbstsländig ohne Aufsicht des Staats 
eine organisirende Thäligkeit auf des Volksleben überhaupt aus- 
zuüben. So hat z. B. weder die Kirche, noch die wissenschaftliche 
Corporation ein ausschliessliches natürliches Recht auf die Leitung 
des Volksu.ilerrichls, denn keine hat hiezu die ausschliesslichen 
Fähigkeiten, jede aber eigenthümliche, die ihr ein Recht der Theil- 
nahme gewähren. Keiner der socialen Vereine ist zur Ausübung 
von Gewalt gegen Mündige berechtigt, denn die Rechtsbedürf- 
nisse, welche sie zu befriedigen haben, sind die der persönlichen 
Bildung; das Strafrecht kommt seiner Natur nach nur der Staats- 
gewalt zu. Auf dem Gebiete der Religion besonders ist jede 
Anwendung von Gewall unberechtigt. Von dem Bedürfniss einer 
solchen kann nicht die Rede sein, denn sie ist ohnmächtig dem 
Gewissen und der vollen Ueberzeugung gegenüber und ruft nur 
Lüge und Heuchelei hervor. 

Nach der andern Seite hin ist es nun aber auch von der 
grössten Wichtigkeil, dass die Rechte und Rechlspflichten der 
Herrschaft oder Aufsicht der Staatsgewalt gegenüber den staats- 
bürgerlichen Freiheitsrechten begrenzte seien, Wenn die Staats- 
gewalt in der absoluten oder überhaupt noch unvollständig orga- 
nisirlen Monarchie sich mit der Kirche zu gemeinschaftlicher 
Herrschaft oder vielmehr Tyrannei verbindet, so ist es mit den 
Freiheitsrechten der andern socialen Vereine und der Individuen 
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vorbei. Hiegegen können im Allgemeinen nur die politischen 
Rechte der Volksrepräsentation schützen. Nun zeigt aber die 
Erfahrung, wie J. S! Mill bemerkt (a. a. 0. V. 11. 3}, dass die Ab- 
geordneten des Volks, wie die Organe der Oligarchie sich bereit 
finden, Willkür walten zu lassen und die Freiheit des Privatlebens 
zu verletzen. — Unsere gegenwärtige Civilisation neigt so sehr 
dazu , die Macht der Menge zu der einzigen wirksamen Macht 
im Gemeinwesen zu machen, dass es nie dringender Noih that, 
die individuelle Unabhängigkeit in Wort, Gedanken und Beneh- 
men mit den allerstärksten Schutzmitteln zu versehen, damit die 
Originalität des Geistes und Selbstständigkeit des Charakters er- 
halten bleibe, die allein die Quelle wahren Fortschritts und der- 
jenigen Eigenschaften sind , welche vor allem das Menschenge- 
schlecht über einen Haufen Thiere erheben. Daher ist es eben 
so wichtig in einem demokratischen als in jedem anderen Staate, 
dass jede Neigung der Staatsbehörden, ihre Einmischung auszu- 
dehnen und sich Befugnisse, die man leicht entbehren kann, zu- 
zulegen, mit wachsamer Eifersucht beobachtet werde. Jeder Un- 
befangene wird diesen Grundsätzen im Allgemeinen beistimmen, 
nur fragt sich, wo die Grenze der „entbehrlichen Befugnisse" 
der Staatsgewalt zu finden ist. Mill hält keine Verbotsmaassregel 
für gerechtfertigt, bei welcher nicht das Gewissen oder die üeber- 
zeugung derjenigen , die es betriiTt , dem gesetzlichen Zwange 
zustimmt. Die Anwendung dieses Kriterions, dieses Princips setzt 
einen so hohen Grad von sittlicher und intellectueller Bildung 
voraus, wie er durchschnittlich wohl bei keiner Klasse des Volks 
gefunden wird, bei den niederen Klassen aber niemals zu finden 
ist. Es lässt sich also sicherlich auf die meisten Fälle nicht an- 
wenden und wir bedürfen eines bestimmten Princips. 

Unserem Grundprincip zufolge werden die RechtsbedUrfnisse 
und Rechtsfähigkeiten den Maassstab für die staatsbürgerlichen 
Freiheitsrechte der verschiedenen Classen der Individuen bilden. 
Wenn die Freiheit wesentlich aus sittlicher intellectueller Kraft 
und Fähigkeit hervorgeht, diese aber bei d6n verschiedenen Volks- 
klassen eine sehr verschiedene ist, so werden auch ihre Frei- 
heilsrechte sehr verschiedene sein müssen. Die wahre staats- 
bürgerliche wie die wahre politische Freiheit existirt nur für 
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diejenigen, die sie zu gebrauchen wissen, folglich nur in gerin- 
gem Grade für die niederen Klassen. 

Das natürliche Freiheitsrecht des Individuums, wie es von 
Adam Smith zwar vorzugsweise für die wirthschafllichen Functio- 
nen , aber zugleich auch für die übrigen gellend gemacht wor- 
den ist, und in England in Theorie und Praxis grösstentheils 
anerkannt wird, wurde bekanntlich der gänzlichen Bevormundung 
der socialen Vereine und Individuen durch die Staatsgewalt ent- 
gegengesetzt, und zwar mit vollem Rechte. Stützt sich nämlich 
das natürliche Recht, gewisse Handlungen auszuüben, auf die 
sittlich-natürlichen Fähigkeiten dafür, so lässt sich das natürliche 
Recht eines selbstständigen gebildeten Individuums, seine eigenen 
Angelegenheiten zu besorgen, der Staatsgewalt gegenüber, nicht in 
Zweifel ziehen, denn es besitzt besonders für die wirthschafllichen 
Angelegenheiten, die hier zunächst in Betracht kommen, mehr Eifer, 
Arbeitskräfte und Kenntnisse, wie die bevormundende Staatsge- 
walt. Sobald man aber diesen beziehungsweise richtigen 
Satz ganz allgemein fasst, d. h. wenn man behauptet, das 
selbstständige Individuum überhaupt, ohne Rücksicht auf die Volks- 
klasse, Bildungsfähigkeit hat das natürliche Recht, seine Ange- 
legenheiten selbst ohne alle Unterstützung , Bevormundung , zu 
besorgen, so zeigt sich dieser Salz um so mehr als falsch, je 
weiter wir in der Anwendung desselben bis auf die niedrigsten 
Yolksklassen hinabsteigen. Die Nolh des Lebens lässt hier die 
sittlichen und intellectuellen Fähigkeiten, vermöge deren das In- 
dividuum selbst seine Angelegenheiten aufs beste besorgen 
könnte, nicht zur Entwicklung gedeihen. Hier also fehlen die 
natürlichen Rechtsfähigkeiten zu jenem natürlichen Freiheitsrecht 
und mit diesen auch das natürliche Rechtsbedürfniss derselben. 
An die Stelle desselben tritt das natürliche Rechtsbedürfniss der 
Unterstützung und zwar, wie das jetzt allgemein anerkannt isl, 
nicht bloss der Unterstützung mit wirthschafllichen Mitteln, die 
sich als unzureichend erwiesen haben, sondern der persönlichen 
Unterstützung und Leitung zur Ausbildung ihrer Fähigkeiten und 
zur richtigen Anwendung derselben. Dieses Rechtsbedürfniss 
jedoch kann nicht befriedigt werden durch das alte System der 
willkürlichen Bevormundung der Leibeigenen oder auch der Diener 
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durch ihre Herren, von welchem sie emancipirt sind,, sondern 
nur durch eine gesetzlich geordnete Bevormundung der höheren 
und mittleren Classen, welche noch erst gebildet werden muss. 
Die Rechtspflichl zu dieser UnterstUlzung, Leitung nämlich ist 
nicht der Staatsgewalt aufzubünien, welche die Bedürfnisse weni- 
ger kennt und die Mittel nicht dazu besitzt, sondern liegt zunächst 
denjenigen Classen und Corporationen des Volks ob, welche den 
Unterstützungsbedürftigen am nächsten stehen. Gehören dieselben 
den mittleren und höheren Classen selbst an, von denen einzelne 
Individuen ebenfalls nicht selten der nöthigen sittlichen und intel- 
lectuellen Fähigkeiten ermangeln, so trifft die Rechtspflicht, die 
nächsten Verwandten oder die Corporation, welche ihrer Stellung 
nach die RechtsbedUrfnisse dieser Unfähigen wie die Mittel sie 
zu befriedigen am besten kennen und auch das grössle Interesse 
daran haben. Der Staatsgewalt kommt hier, wie überall, die 
Rechtspflicht der höchsten Aufsicht, Ueberwachung zu, damit alle 
Glieder der Gesellschaft ihre Rechtspflicht erfüllen. Auf das 
Nähere dieser Einrichtungen einzugehen, ist hier nicht der Ort, 
da wir es nur mit dem natürlichen Recht zu thun haben. 

Wir werden demnach auch auf den Gebieten der höheren 
Bildungsfunctionen, der religiösen, intellectellen , sittlichen über- 
haupt, dem gleichmässigen Princip der natürlichen Rechtsbedürf- 
nisse und Rechtsfähigkeiten gemäss, ein ungleiches Recht der 
verschiedenen Volksklassen oder der Individuen, die denselben 
angehören, anerkennen müssen. Insofern die Thätigkeiten dieser 
Gebiete, die Gedanken, religiösen Vorstellungen ganz innerliche 
bleiben, kann natürlich von einem Aufsichtsrecht der Staatsge- 
walt nicht die Rede sein. Dieses erstreckt sich auch nicht bis 
auf die Aeusserungen der Gedanken in den individuellen Kreisen 
der Familie, der Freunde, denn was in diesen vorgeht, gehört nicht 
dem öffentlichen, gemeinsamen Leben an, in welchem überhaupt 
das Recht waltet. Dagegen ist das Lehren und Predigen in allen 
Formen durch Wort und Schrift ein öffentliches Wirken und unter- 
liegt als ein solches dem Rechte und der Rechtspflicht der Staats- 
gewalt, mag das Individuum einer Corporation angehören oder 
nicht. Hier nun werden die verschiedenen Kreise der Bedürf- 
nisse und Fähigkeilen zu unterscheiden sein. Der Staatsgewalt 
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kann kein Recht eingeräumt werden, in die wissenschaflliclieq 
Kreise und das wissenschaftliche Leben einzugreifen, denn ihr 
stehen ebenso wenig höhere Fähigkeiten zu Gebole, um der Wis- 
senschaft ihren Weg vorzuschreiben, als solche, um die Kirche 
in Rücksicht auf ihre religiösen Functionen und die wirthschafl- 
lichen Vereine in ihren Unternehmungen zu beherrschen. Ihr 
Aufsichtsrecht beschränkt sich in diesen Kreisen auf die Erhal- 
lung der Ordnung innerhalb derselben und in ihrem Verhältniss zu 
andern Kreisen, damit keine Glieder derselben ihr Gebiet über- 
schreiten. Die Erfahrung lehrt, dass jede protegirte sogenannte 
Hof- oder Staatsphilosophie ein jämmerliches Ende nimmt. Das 
Gebiet der Wissenschaft aber wird überschritten, wenn Lehren 
und religiöse Confessionen vor einem unwissenschaftlichen Publi- 
cum gelehrt oder in populären Schriften verbreitet werden. Ein 
Recht der unbegrenzten Lehrfreiheit auf diesem Gebiete lässt sich 
nicht begründen. In dem Maasse, in welchem die Yolksklassen 
nicht zu sittlicher und intellectueller Selbstständigkeit gelangt sind, 
kann ihnen ein natürliches Freiheitsrecht der eigenen Wahl und 
Prüfung der Lehren und" Lehrer nicht zugestanden werden; sie 
bedürfen auf diesem Gebiete am meisten der Leitung, da sie ihre 
sittlichen und intellectuellen Bedürfnisse am wenigsten zu beur- 
theilen verstehen. Die höchste Leitung aber kann auf diesem 
Gebiete nur die Staatsgewalt ausüben, weil der Volksunterricht 
aus den oben angedeuteten Gründen nicht Sache einer Corpora- 
tion sein kann und weit überhaupt die höhern Bildungsfunctionen 
nicht in demselben Grade wie die wirthschaftlichen den Fähig- 
keiten und der Willkür des Volkes ohne specielle Leitung über- 
lassen werden können. Die Staatsgewalt hat die Rechfspflicht, 
den Vblksunterricht zu überwachen, den durch Lehre und Schrift 
für die Erwachsenen nicht minder wie den für die Kinder, das 
Volk also gegen unsittliche verpestete Lehren wie gegen ver- 
fälschte giftige Nahrungsmittel zu schützen. Es ist unstatthaft, 
dieser natürlichen nothwendigen Rechtspflicht der Staatsgewalt 
das unbegrenzte Recht der religiösen oder wissenschaftlichen 
Wahrheit entgegenzusetzen. Denn erstens ist es nicht die Wahr- 
heit selbst , welche in der Person eines Individuums lehrt , und 
kein Individuum ist berechtigt, sich die Fähigkeit der absoluten 
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Wahrheit beizulegen; das beste Gewissen und die aufrichtigste 
Ueberzeugung schliessen verderbliche Irrthümer auf dem religiö- 
sen Gebiete nicht aus. Was aber die Verbreitung wissenschaft- 
licher Wahrheiten betrifft, so kommt vor Allem in Betracht, dass 
dieselben ihrer Innern Natur nach nicht sich verbreiten und mit- 
theilen lassen, wie äussere Güter. Man meint, das Volk könne, 
wenn auch nicht die Wissenschaft, doch wohl ihre Resultate be- 
greifen. Dieser Satz mag gelten für die Resultate technischer 
Wissenschaften, die unmittelbar im praktischen Leben Anwendung 
finden, nicht aber für die Resultate der Wissenschaften, welche das 
Leben des menschlichen Geistes zum Gegenstand haben. Hier lassen 
sich die Resultate von den Waiirheiten selbst nicht trennen und 
sind nur wissenschaftlich zu begreifen, folglich auch nur mittheil- 
bar für diejenigen, welche sich auf den wissenschaftlichen Stand- 
punkt erheben. Die populäre Auffassung solcher Wahrheiten 
ohne vorangegangene wissenschaftliche Ausbildung macht aus 
denselben etwas ganz Anderes , als sie im wissenschaftlichen 
Sinne zu bedeuten haben. Denn im letzteren haben die einzelnen 
Lehren ihre Bedeutung nur in einem wissenschaftlichen Zusam- 
menhang von Sätzen ; durch die populäre Auffassung werden sie 
in einen ganz andern Zusammenhang, den eines lückenhaften oft 
mit falschen Elementen überladenen unwissenschaftlichen Vor- 
stellungskreises gestellt. Falsch ist daher auch die gewöhnliche 
Ausrede, der Irrthum könne ja widerlegt, die Wunden der schlech- 
ten Presse durch die gute geheilt werden. Populäre Lehren, 
besonders solche, welche die Interessen des Volkslebens zum 
Gegenstand haben, werden vom Volke nicht aufgenommen ver- 
möge der wissenschaftlichen Gründe, mit welchen sie etwa ge- 
lehrt werden möchten, sondern sie finden Eingang, Beistimmung 
auf die Autorität des Lehrenden hin oder weil sie gewissen Ge- 
fühlen, Neigungen, Leidenschaften des Volks entsprechen. Das 
nun, was kraft wissenschaftlicher Gründe nicht aufgenommen 
worden ist, kann auch durch wissenschaftliche Widerlegung nicht 
beseitigt werden. Es folgt hieraus , dass das natürliche Recht 
der Lehrfreiheit auf das wissenschaftliche Gebiet der Lehrfreiheit 
nach dem Maassstabe der sittlichen und intellectuellen Selbst- 
ständigkeit der Lernenden zu beschränken ist. — Es versteht 
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sich von selbst, dass hier an eine absolute oder auch aristokra- 
tische Trennung der höhern und niedern Classen nicht gedacht 
wird. Es sind ja nicht gerade die höchsten Classen, die auf 
dem höheren Standpunkte sittlicher und intellectueller Selbststän- 
digkeit stehen und jeder aus der niederen Classe, der mit den 
erforderlichen Fälligkeiten ausgerüstet ist, hat die Freiheit, sich 
zu dem höheren Standpunkt zu erheben. Die Unterschiede der 
natürlichen Rechte, welche aus den Fähigkeiten entspringen, kann 
man wohl beklagen, aber damit riicht beseitigen. 

Möchte es uns gelungen sein, durch diesen kurzen Entwurf 
den Leser zu überzeugen, dass die Rechtsidee, der Begriff des 
sittlich-natürlichen Rechts gestützt auf das Gesetz einer höheren 
sittlichen Weltordnung, wie sich dieselbe im wirklichen Leben 
eines Volks darstellt, theoretisch und praktisch ausführbar ist 
und ausgeführt werden muss , wenn wir die Hoffnung auf die 
Erhaltung der Culturvölker und auf einen Fortschritt der Mensch- 
heit zum Bessern festhalten sollen. 



